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BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 19. Juni 2013

iiber die staatliche Beihilfe SA.28599 (C 23/10 (ex NN 36/10, ex CP 163/09)), die das Konigreich
Spanien fiir die Einfithrung des terrestrischen Digitalfernsehens in entlegenen und weniger besie-
delten Gebieten (mit Ausnahme von Kastilien-La Mancha) gewihrt hat

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2013) 3204)
(Nur der spanische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

(2014/489(EU)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2,
gestiitzt auf das Abkommen tiber den Europdischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemifl den vorgenannten Bestimmungen (') und unter Beriicksich-
tigung ihrer Stellungnahmen,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

1. VERFAHREN

(1) Am 18. Mai 2009 ging bei der Kommission eine Beschwerde von SES Astra S.A. (nachfolgend ,Astra“) ein.
Gegenstand der Beschwerde war eine mutmafliche staatliche Beihilferegelung, die die spanischen Behérden in
Zusammenhang mit dem Umstiegvom analogen auf das digitale Fernsehen in entlegenen und weniger besiedelten
Gebieten in Spanien eingefithrt hatten. Mit der Beschwerde beanstandete Astra eine angeblich nicht angemeldete
und somit rechtswidrige Beihilferegelung, die eine Verzerrung des Wettbewerbs zwischen der terrestrischen und
der Satellitenausstrahlung bewirke.

(2)  Die beanstandete Regelung geht auf das Gesetz 10/2005 vom 14. Juni 2005 uiber Sofortmaffnahmen zur Forde-
rung des digitalen terrestrischen Fernsehens, der Liberalisierung des Kabelfernsehens und der Forderung des Plura-
lismus zuriick (%). Des Weiteren wurden unter anderem folgende Rechtsakte in Zusammenhang mit dem Umstieg
auf das digitale terrestrische Fernsehen angenommen: Konigliches Dekret 944/2005 vom 29. Juli 2005 zur
Genehmigung des nationalen technischen Plans fiir das digitale terrestrische Fernsehen (}) (nachfolgend ,nationaler
technischer Plan“); Konigliches Dekret 945/2005 vom 29. Juli 2005 zur Genehmigung der allgemeinen Bestim-
mungen fiir die Dienstleistungen des digitalen terrestrischen Fernsehens; Verordnung ITC/2476/2005 vom 29. Juli
2005 zur Genehmigung der technischen Vorschrift und der Erbringung von Dienstleistungen des digitalen terrest-
rischen Fernsehens; sowie Konigliches Dekret 920/2006 vom 28. Juli 2005 zur Genehmigung der Regulierung
der Verbreitung von Rundfunk- und Fernsehdiensten iiber das Kabel.

(3)  Mit Schreiben vom 29. September 2010 hat die Kommission das Konigreich Spanien von ihrem Beschluss in
Kenntnis gesetzt, das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union (AEUV) in Bezug auf die betreffende Beihilfe fiir das gesamte spanische Staatsgebiet mit Ausnahme von
Kastilien-La Mancha zu er6ffnen, da fir diese Region ein gesondertes Verfahren eréffnet wurde (). Der Beschluss
der Kommission iiber die Eroffnung des Priifverfahrens (nachfolgend ,Eroffnungsbeschluss) wurde am 14. Dezem-
ber 2010 im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht (). Die Kommission forderte die Beteiligten zur
Abgabe ihrer Stellungnahmen zu der betreffenden Mafinahme auf.

(4)  Nach einer Fristverlingerung iibermittelte Spanien am 30. November 2011 die im Eroffnungsbeschluss erbetene
Stellungnahme. Neben der Zentralregierung iibermittelten auch die Behorden von Asturien, Aragonien, des Bas-
kenlandes, Kastilien und Ledn, Kastilien-La Mancha (%), Extremadura, Galicien, la Rioja, Madrid und Murcia ihre
Stellungnahmen oder Antworten auf die im Eroffnungsbeschluss dargelegten Fragen.

() ABL C 337 vom 14.12.2010,S.17.

() http://www.boe.es/boe/dias/2005/06/15/pdfs/A20562-20567.pdf.

() http:/fwww.boe.es/boe/dias/2005/07/30/pdfs/A27006-27014.pdf.

(*) ABL.C335vom 11.12.2010,S. 8.

() Siehe Fulnote 1.

(°) Neben seiner Stellungnahme in dieser Rechtssache tibermittelte Kastilien-La Mancha spéter seine Bemerkungen in der Sache C 24/2010.
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(5)  Des Weiteren erhielt die Kommission mit Schreiben vom 11. Januar 2011 eine Stellungnahme von Radiodifusién
Digital SL, mit Schreiben vom 28. Januar 2011 von Grupo Antena 3 und UTECA (Unién de Televisiones Comer-
ciales Asociadas), mit Schreiben vom 31. Januar 2011 von Gestora La Sexta, mit Schreiben vom 2. Februar 2011
von Abertis Telecom SA (im Folgenden ,Abertis) und mit Schreiben vom 4. Februar 2011 von Astra und Tele-
cinco. Mit Schreiben vom 19. Januar 2011 und 9. Februar 2011 iibermittelte die Kommission diese Stellungnah-
men an die spanischen Behorden und bot diesen die Moglichkeit, dazu Stellung zu nehmen. Mit Schreiben vom
22. Februar 2011 und 14. Mdrz 2011 iibermittelten diese ihre Bemerkungen.

(6)  Im Laufe der Priffung fanden mehrere Sitzungen statt: zwischen der Kommission und den spanischen Behorden
am 11. und 12. April 2011, zwischen der Kommission und Astra am 14. April 2011, zwischen der Kommission
und Abertis am 5. Mai 2011 und zwischen der Kommission und UTECA am 5. Juli 2011. Nach verschiedenen
Informationsschreiben, die Spanien aus eigener Initiative {ibermittelte, darunter die Bemerkungen des Baskenlan-
des vom 24. Februar 2011, wurde Spanien mit Schreiben vom 14. Februar 2012 ein férmliches Auskunftsverlan-
gen iibermittelt. Nach einer Fristverlingerung fur die Beantwortung tibermittelten die spanischen Behorden ihre
Antwort mit Schreiben vom 16. April 2012, die anschliefend mit den Schreiben vom 15., 19. und 25. Juni 2012
erganzt wurde. Da nach wie vor einige Informationen nicht vorlagen, {ibermittelte die Kommission am 9. August
2012 ein ergdnzendes Auskunftsersuchen. Nach einer Fristverlingerung iibermittelten die spanischen Behorden
mit Schreiben vom 10. Oktober 2012 ihre Antwort, die mit Schreiben vom 30. Oktober 2012 erginzt wurde.

(7)  Dariiber hinaus iibermittelte Abertis auf eigene Initiative mit den Schreiben vom 22. Juni 2011 und 25. Juli 2012
zusidtzliche Informationen. Astra stellte mit den Schreiben vom 21. Juli 2011, 16. Mai 2011, 8. September 2011
und 11. November 2011 weitere Informationen zur Verfiigung; samtliche dieser Schreiben wurden an die spani-
schen Behorden weitergeleitet, damit diese sie in ihrer Stellungnahme beriicksichtigten.

2. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

2.1. HINTERGRUND
2.1.1. Beschwerdefiihrer

(8)  Der Beschwerdefiihrer ist Betreiber einer Satellitenplattform. Das im Jahr 1985 unter dem Namen Société Europé-
enne des Satellites (SES) gegriindete Unternechmen SES ASTRA (nachfolgend ,Astra“) war der erste private Satelli-
tenbetreiber in Europa. Astra betreibt das ASTRA-Satellitensystem, das eine breite Palette an Losungen fiir Rund-
funkdienste und drahtlose Breitbanddienste fiir Kunden innerhalb und auRerhalb Europas anbietet. Uber das Sys-
tem werden Fernseh- und Radioprogramme direkt an Millionen Haushalte ausgestrahlt und es bietet Internetzu-
gang und Netzdienste fiir offentliche Verwaltungen, Grounternehmen, KMU und private Haushalte.

(9)  In seiner Beschwerde fiihrt Astra an, dass die von der Regierung und den Autonomen Regionen in entlegenen
und weniger besiedelten Gebieten in Spanien ergriffenen Mafinahmen gegenden Grundsatz der Technologieneutra-
litdt verstieRen, da die terrestrische Ubertragung als einziger Weg fiir die Digitalisierung betrachtet wiirde. Astra
verweist insbesondere auf den Fall von Kantabrien. Im Wege einer Ausschreibung fiir den Ausbau der Versorgung
mit digitalem Fernsehen auf das gesamte Gebiet von Kantabrien im Januar 2008 hatte die Regionalregierung von
Kantabrien Astra fiir das Angebot von frei empfangbaren Kandlen iiber seine Plattform ausgewahlt. Im Novem-
ber 2008 wurde dieser Vertrag jedoch von der Regionalregierung aufgelost. Laut Angaben von ASTRA 16sten die
Behorden den Vertrag erst auf, als sie dariiber informiert wurden, dass die Zentralregierung die Aufriistung des
analogen terrestrischen Netzes finanzieren wiirde. Tatsdchlich wurde in einem Schreiben der kantabrischen Behor-
den vom 7. November 2008 erldutert, dass die Auflosung des Vertrags unter anderem darauf zuriickzufiihren sei,
dass die Zentralregierung Entscheidungen tiber den Ausbau der Versorgung mit digitalem Fernsehen im gesamten
spanischen Staatsgebiet getroffen habe (). Somit wiirde der Fall von Kantabrien erstens zeigen, dass Astra auf die-
sem Markt konkurrenzfihig gewesen sei, und zweitens, dass die Entscheidungen der Zentralregierung diesen Wett-
bewerb verhindert hitten.

2.1.2. Branche

(10) Der Fall bezieht sich auf den Rundfunksektor, in dem zahlreiche Unternehmen in den verschiedenen Stufen der
Produktionskette der Rundfunkdienste titig sind.

() Astra legte gegen die Auflésung des Vertrags Rechtsbehelf beim erstinstanzlichen Gericht von Santander ein (Verfahren Nr. 1728/2009),
das am 23. Dezember 2011 die kantabrischen Behorden verurteilt hat, Astra Schadensersatz fiir die ungerechtfertigte Auflosung des Ver-
trags zu zahlen. Das Gericht stellte keine Nichterfiillung des Vertrags seitens Astra fest, die die Auflosung gerechtfertigt hitte. Nach Auf-
fassung des Gerichts war die Entscheidung der Zentralregierung, die nationale Strategie fiir das DVB-T zu erarbeiten, einer der Griinde,
aus denen der Vertrag aufgelost wurde. Siche Urteil 000313/2011 des erstinstanzlichen Gerichts (Juzgado de Primera Instancia) von San-
tander.
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(11) Die Rundfunkanstalten sind die Inhalteanbieter von Fernsehkanilen, die Fernsehinhalte erwerben oder eigene
Inhalte produzieren und diese in Kandlen biindeln. Anschlieend werden diese Kanile iiber verschiedene Plattfor-
men (z. B. iiber Satellit, DVB-T, Kabel oder Internet) offentlich verbreitet. In Spanien befand der Gesetzgeber, dass
Rundfunkdienste eine offentliche Dienstleistung darstellten; aus diesem Grund werden diese sowohl von staatli-
chen Rundfunkanstalten (RTVE) als auch von privaten Rundfunkanbietern erbracht, die im Rahmen einer staatli-
chen Lizenz titig sind (*). Die sogenannten frei empfangbaren Kanile werden den Zuschauern kostenlos angebo-
ten. Damit die Bevolkerung diese 6ffentliche Dienstleistung tatsichlich nutzen kann, ist in den Rechtsvorschriften
eine verbindliche Mindestversorgung sowohl fiir die Ausstrahlung der 6ffentlichen Rundfunkanstalten als auch fiir
die privaten Lizenzinhaber vorgeschrieben. Demnach sind die 6ffentlichen Rundfunkanstalten zu einer Versorgung
von mindestens 98 % der spanischen Bevolkerung und die privaten Anbieter zu einer Abdeckung von mindestens
96 % der Bevolkerung verpflichtet. In Spanien verfiigen die nationalen Rundfunkanstalten {iber kein nationales
Rundfunknetz, weshalb sie Ubereinkiinfte mit Plattformbetreibern fiir die Ausstrahlung ihrer Inhalte und die
Erfullung ihrer Versorgungspflichten abschliefen.

(12) Die Anbieter von Telekommunikationsausriistung sind Hersteller oder Montierbetriebe fur die Infrastruktur oder
Anlagen, die fiir den Aufbau der verschiedenen Plattformen erforderlich sind.

(13) Die Plattformbetreiber (oder Netzbetreiber) (°) sind private Unternehmen bzw. offentlich kontrollierte Anstalten,
die die erforderliche Infrastruktur nutzen (d. h. das Signal iibertragen und verbreiten), um der Offentlichkeit die
von den Rundfundanbietern produzierten Programme anzubieten. Zu Beginn des Fernsehzeitalters gab es nur die
analoge terrestrische Plattform. Mit der Weiterentwicklung der Technologie kamen weitere Plattformen auf den
Markt, nimlich die Satellitenplattform, die Kabelplattform und in jiingerer Zeit das Fernsehen tiber das Inter-
net ('), bei dem der Breitbandzugang fiir die Ubertragung des Fernsehsignals genutzt wird.

(14) Beim terrestrischen Rundfunk wird das Fernsehsignal vom Fernsehstudio zu einem Ubertragungszentrum (Emp-
fangsstelle) tibertragen, das sich in der Regel im Eigentum eines Netzbetreibers befindet, der auch fiir dessen
Betrieb zustindig ist. AnschlieRend wird das Signal vom Ubertragungszentrum (Empfangsstelle) zu den von einem
Netzbetreiber verwalteten Rundfunkzentren iibertragen und von diesen verteilt (z. B. Masten), wobei diese Uber-
tragung manchmal iiber Satellit erfolgen kann. Schlieflich wird das Signal von den Rundfunkzentren an die Haus-
halte verbreitet. Fiir die Digitalisierung des analogen terrestrischen Netzes miissen die Sendeanlagen am Boden
ersetzt werden. Da das digitale Signal jedoch eine geringere Reichweite als das analoge Signal hat und somit die
neue Technologie ein engeres Netz erfordert, ist fiir einen Ausbau der Versorgung in manchen Fillen auch die
Errichtung neuer Ubertragungszentren erforderlich.

(15) Bei der Rundfunkiibertragung iiber Satellit wird das Signal an ein Ubertragungszentrum (Empfangsstelle) und
anschliefend an den Satelliten {ibertragen, der es an die privaten Haushalte verbreitet. Alternativ kann das Signal
gleich vom Fernsehstudio direkt an den Satelliten tibertragen werden, wenn das Studio mit den geeigneten Anla-
gen ausgestattet ist. Der Zuschauer muss {iber eine Parabolantenne und einen Decoder verfiigen. Fiir den Ausbau
der Satellitenabdeckung einer Region ist die Installation der Bodenausriistung beim Zuschauer zuhause erforder-
lich. In Bezug auf die geografische Abdeckung konnte die Satellitenplattform nahezu 100 % des spanischen Staats-
gebiets versorgen, wihrend die terrestrische Plattform etwa 98 % abdeckt.

2.1.3. Hintergrund

(16) Die gepriifte Mainahme ist vor dem Hintergrund der Digitalisierung des Rundfunks zu untersuchen, die bei der
Ubermittlung iiber Kabel, Satellit und Terrestrik stattfand oder derzeit stattfindet. Im Vergleich zum analogen
Rundfunk hat die digitale Ubertragung den Vorteil, dass sie dank einer effizienteren Nutzung des Frequenzspekt-
rums eine grofere Ubertragungskapazitit bietet. Der Umstieg auf die digitale Technologie ist insbesondere fiir den
terrestrischen Rundfunk von Bedeutung, bei dem das verfiigbare Frequenzspektrum begrenzt ist. Die Ubertragung
tiber Satellit bietet hingegen den Vorteil, dass ein vollig anderes Frequenzspektrum genutzt wird, in dem geniigend
Frequenzen zur Verfiigung stehen.

(17) Durch den Umstieg vom analogen auf das digitale Fernsehen werden zahlreiche Funkfrequenzen von hoher Quali-
tdt frei — als ,digitale Dividende“ bezeichnet — die fur die Einfithrung von elektronischen Kommunikationsdiens-
ten zur Verfuigung stehen. Diese digitale Dividende und insbesondere die Frequenz 790-862 MHz (,Frequenzband
800 MHz“) kann den Sektor der elektronischen Kommunikation beleben, weitreichende Auswirkungen auf die
Wettbewerbsfahigkeit und das Wachstum mit sich bringen und zu einer grofen Zahl von sozialen und kulturellen
Vorteilen fithren ().

(°) Die Lizenz umfasst die Zuweisung einer Frequenz fiir den terrestrischen Rundfunk.

(°) Die Begriffe ,Plattformbetreiber und ,Netzbetreiber” werden im Text des Beschlusses unterschiedslos verwendet.

(") ,Internet Protocol Television (IPTV) ist ein Begriff, der sich auf Fernseh- und Videosignalsysteme tiber ein elektronisches Kommunika-
tionsnetz unter Verwendung des Internetprotokolls bezieht.

(") In der Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der
Regionen mit dem Titel ,Ummiinzung der digitalen Dividende in sozialen Nutzen und wirtschaftliches Wachstum“ [KOM(2009) 586]
wird den Mitgliedstaaten empfohlen, bis zu einem bestimmten auf EU-Ebene zu vereinbarenden Termin die Rundfunkausstrahlung mit
hoher Sendeleistung im Band 800 MHz einzustellen und die EU-Entscheidung zur technischen Harmonisierung vollstindig umzuset-
zen.
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(18) Die digitale Dividende ldsst sich entweder durch den Umstieg von einer terrestrischen auf eine andere Plattform
oder durch den Umstieg von der analogen auf die digitale terrestrische Rundfunkiibertragung realisieren. Auch
eine gemischte Losung, bei der verschiedene Plattformen kombiniert werden, ist moglich (*?).

(19) Bei der terrestrischen Rundfunkiibertragung fithrt die Frequenzknappheit jedoch auch nach der Digitalisierung
weiter zu Problemen. Dies wird dadurch illustriert, dass die spanische Regierung kurz nach dem Abschluss des
Umstiegs vom analogen auf das digitale Fernsehen im April 2010 die Rundfundanbieter vom 800-MHz-Band in
ein anderes Frequenzband verlegen musste. Die Verlegung der verschiedenen Multiplexe, die den Rundfunkanbie-
tern zugewiesen worden waren, fithrte zu zusitzlichen Kosten und neuen staatlichen Beihilfen, die die Kommis-
sion derzeit im Rahmen eines férmlichen Priifverfahrens priift (**).

(20)  Was die Fernsehiibertragung anbelangt, so kann die digitale terrestrische Ubertragung in der Zukunft durch die
Breitbandtechnik ersetzt werden, da es wahrscheinlich ist, dass sich die Breitbandnetze der neuen Generation
(NGA) als dominierende Ubertragungstechnik durchsetzen. Derzeit ist jedoch die geografische Abdeckung der
NGA-Netze in Spanien nicht tiberall gegeben.

(21) Heute gibt es in Spanien vier Plattformen fur die Rundfunkiibertragung: digitales terrestrisches Fernsehen
(DVB-T), Satellit (DBV-S), Kabel (DVB-C) sowie Fernsehen iiber das Internet. Das digitale terrestrische Fernsehen
(DVB-T) ist die wichtigste Plattform fiir die frei empfangbaren offentlichen und privaten spanischen Pro-
gramme (). Wichtigster Betreiber des terrestrischen Netzes ist das Unternehmen Abertis, das auch den Satelliten-
betreiber Hispasat kontrolliert. Des Weiteren gibt es eine Reihe von lokalen Telekommunikationsanbietern, die die
Signale des digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) tibertragen und in der Regel mit dem nationalen Netz von
Abertis verbunden sind. Die Kanile des Bezahlfernsehens werden im Allgemeinen iiber Satellit, Kabel und Internet
verbreitet. Astra und Hispasat sind die wichtigsten Satellitenbetreiber.

(22) Im Zuge der Digitalisierung und des Umstiegs vom analogen auf das digitale Fernsehen nahm Spanien im Zeit-
raum 2005-2008 eine Reihe von Mafinahmen an, die Folgen fiir das terrestrische Netz hatten; diese werden im
Abschnitt 2.2 beschrieben. Die spanischen Behorden unterteilten das Staatsgebiet in drei verschiedene Gebiete:

i) Gebiet I — dazu zdhlt die tiberwiegende Mehrheit der spanischen Bevolkerung, in diesem Gebiet trugen die
Rundfunkanbieter die Kosten des Umstiegs — 96 % des Staatsgebiets fiir die privaten Rundfunkanbieter sowie
98 % fur die offentlichen Rundfunkanstalten. Da die Rundfunkanbieter die Kosten iibernahmen, waren keine
staatlichen Beihilfen erforderlich.

ii) Gebiet I — darunter fallen weniger besiedelte und entlegene Gebiete, in denen 2,5 % der Bevolkerung leben
und in denen in der Vergangenheit die offentlichen und privaten Sender iiber das analoge terrestrische Fernse-
hen empfangen wurden. Da fiir den Umstieg auf die Digitaltechnik jedoch die Aufriistung der Ubertragungs-
zentren und die Errichtung neuer Zentren erforderlich war, waren erhebliche Investitionen in das terrestrische
Netz notwendig. Die privaten Rundfunkanbieter hatten kein ausreichendes kommerzielles Interesse an der
Erbringung von Diensten im Gebiet II und lehnten es ab, die Kosten der Digitalisierung zu tragen. Deshalb
fuhrten die spanischen Behorden die 6ffentliche Beihilferegelung ein, die Gegenstand der Untersuchung bildet,
um die bereits bestehenden Ubertragungszentren aufzuriisten und neue Zentren zu errichten, so dass gewéhr-
leistet ist, dass die Einwohner, die bislang 6ffentliche und private Sender iiber das analoge terrestrische Fernse-
hen empfangen haben, weiterhin alle Sender iiber das digitale terrestrische Fernsehen empfangen konnen. Die-
ser Prozess wird tiblicherweise als ,Ausbau der Versorgung mit DVB-T“ bezeichnet (d. h. den Ausbau der Ver-
sorgung mit DVB-T iiber die Pflicht der kommerziellen Rundfunkanbieter hinaus).

iii) Gebiet III — in diesem ist es aufgrund der Topografie nicht moglich, Fernsehdienste tiber die terrestrische
Plattform anzubieten, so dass das Gebiet iiber Satellit versorgt wird. Hispasat ist fiir die Ubertragung der frei
empfangbaren Fernsehsignale im Gebiet III zustindig. Da die Fernsehdienste iiber Satellit erbracht werden,
sind die Kosten fiir die Verbraucher, die Parabolantennen und Decoder erwerben miissen, hoher.

2.2. BESCHREIBUNG DER BEIHILFE

(23) Die untersuchte Regelung beruht auf einem komplexen System von Rechtsvorschriften, das die spanischen Zent-
ralbehorden seit 2005 eingefithrt haben. Auf Grundlage dieser Rechtsvorschriften wurde die staatliche Beihilfe fiir

("3 Siehe z. B. Frankreich, staatliche Beihilfe N 666/09, Anderung der Beihilferegelung fiir DVB-T; Slowakische Republik, staatliche Bei-
hilfe N 671/09, Umstieg auf die Digitaltechnik des Fernsehens in der Slowakischen Republik; Spanien, staatliche Beihilfe SA. 28685
[2011(NN)], Empfang des digitalen Fernsehens in Kantabrien. Auferdem ist darauf hinzuweisen, dass es nicht immer maoglich war, die
entlegenen und weniger besiedelten Gebiete in Spanien, die Gegenstand der Untersuchung bilden (das sogenannte Gebiet II), iiber die
Plattform DVB-T mit dem Fernsehsignal zu versorgen; aus diesem Grund wurde in einigen Gebieten die Ubertragung iiber Satellit

ewahlt.

*) %taatliche Beihilfe SA.32619, Regelung zur Entschidigung fiir Umstellungskosten aufgrund der Nutzung der digitalen Dividende
(ABL.C213vom 19.7.2012, S. 41).

(") Etwa 26 frei empfangbare nationale Kanile sowie 30 frei empfangbare regionale Kanile.
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die Einfithrung des DVB-T im Gebiet Il im Zeitraum 2008-2009 durch die Autonomen Regionen und Gemeinden
gewihrt, die den Begiinstigten Mittel aus dem Staatshaushalt und ihren jeweiligen Haushalten bereitstellten. Darii-
ber hinaus haben die Autonomen Regionen seit 2009 kontinuierlich eine Beihilfe fir die Instandhaltung und den
Betrieb der Netze des Gebiets Il gewahrt.

(24) Die Regulierung des Umstiegs auf die Technologie des Digitalfernsehens begann mit der Annahme des Gesetzes
10/2005 vom 14. Juni 2005 (V). In diesem wurde auf die Notwendigkeit einer Férderung des Umstiegs von der
analogen auf die digitale terrestrische Technologie hingewiesen und die Regierung verpflichtet, geeignete Manah-
men zur Durchfithrung anzunehmen.

(25)  Aufgrund dieses Auftrags genehmigte der Ministerrat mit dem Koniglichen Dekret 944/2005 den nationalen tech-
nischen Plan, in dem der 3. April 2010 als Datum fiir das Abschalten des analogen Fernsehens festgelegt war (*°).

(26) Was die Gebiete II und III anbelangt, so war in der zwolften Zusatzbestimmung des nationalen technischen Plans
bereits die Moglichkeit vorgesehen, dass die lokalen und regionalen Behérden die Versorgung auf zwischen 96 %
und 100 % der Bevolkerung ausbauten. In diesem Zusammenhang wird im technischen Plan explizit auf das digi-
tale terrestrische Fernsehen (DVB-T) verwiesen und es werden sechs Voraussetzungen festgelegt, unter denen die
lokalen Behorden diesen Ausbau der Versorgung durchfiihren konnten. Die Voraussetzung e sieht vor, dass die
lokale Anlage dem technischen Plan fiir das digitale terrestrische Fernsehen entsprechen muss.

(27)  Anschlieend genehmigte der Ministerrat am 7. September 2007 den nationalen Plan fiir den Umstieg auf das
digitale terrestrische Fernsehen (nachfolgend ,Plan fiir den Umstieg“) (/), mit dem der nationale technische Plan
durchgefiihrt wird. Im Plan fiir den Umstieg wurde das spanische Staatsgebiet in neunzig technische Projekte fiir
den Umstieg unterteilt (**) und ein Termin fiir die Einstellung der analogen Rundfunkiibertragung fiir jedes ein-
zelne dieser Projekte festgelegt.

(28) Am 29. Februar 2008 nahm das Ministerium fiir Industrie, Tourismus und Handel eine Entscheidung an, die
darauf ausgerichtet war, die Telekommunikationsinfrastruktur auszubauen sowie die Kriterien und die Aufteilung
der Finanzmittel fiir die MafSnahmen zur Entwicklung der Informationsgesellschaft im Rahmen des Plan Avanza
2008 () festzulegen. Die mit dieser Entscheidung genehmigten Haushaltsmittel beliefen sich auf 558 Mio. EUR
und wurden teilweise der Entwicklung des Breitbandes und teilweise der Digitalisierung des Fernsehens in entlege-
nen und weniger besiedelten Gebieten Spaniens zugewiesen, die nicht unter die den kommerziellen Rundfunkan-
bietern auferlegten gesetzlichen Pflichten fielen (*°). Die Digitalisierung in diesen Gebieten wurde in der Regel als
,2Ausbau der Versorgung“ bezeichnet und erfolgte spiter im Rahmen einer Reihe von Folgevereinbarungen zu
bestehenden Rahmenvertragen (*'), die vom Ministerium fiir Industrie, Tourismus und Handel und den Autono-
men Gemeinschaften zwischen Juli und November 2008 unterzeichnet wurden (,Folgevereinbarungen zu den
Rahmenvertrigen des Jahres 2006 fiir jede einzelne Autonome Gemeinschaft gesondert im spanischen Staatsan-
zeiger verdffentlicht). Der Wortlaut dieser Vertrdge zeigt in den meisten Fillen auf, dass ausschlieflich die digitale
terrestrische Technologie zu finanzieren ist. Aufgrund dieser Vertrige iibertrug das Ministerium fur Industrie, Tou-
rismus und Handel Finanzmittel an die Autonomen Gemeinschaften, die sich verpflichteten, die iibrigen Kosten
der Mafnahme aus ihren Haushalten zu tragen. Auch die Folgevereinbarungen enthalten die Pflicht der lokalen
Behorden, die Bestimmungen der zwolften Zusatzbestimmung des nationalen technischen Plans zu erfullen.

(29)  Gleichzeitig genehmigte der Ministerrat am 17. Oktober 2008 die Zuweisung weiterer 8,72 Mio. EUR fiir den
Ausbau und die Fertigstellung der DVB-T-Versorgung im Rahmen der Projekte fur den Umstieg, die im Laufe des
ersten Halbjahres 2009 abzuschliefen waren — Phase I des Plans fiir den Umstieg. Die Finanzierung wurde nach
der Unterzeichnung der neuen Rahmenvertrage zwischen dem Ministerium ftir Industrie, Tourismus und Handel
und den Autonomen Gemeinschaften im Dezember 2008 (,Rahmenvertrige des Jahres 2008“) gewahrt. Diese
Vertrdge bezogen sich auf die vorstehend genannte Finanzierung in Hoéhe von 8,72 Mio. EUR und wurden als
,Rahmenvertrige iiber die Zusammenarbeit zwischen dem Ministerium fiir Industrie, Tourismus und Handel und
den Autonomen Gemeinschaften [...] fur die Entwicklung des nationalen Plans fur den Umstieg auf DVB-T“
bezeichnet. Sie enthielten eine Aufstellung der Mafinahmen, die von den zentralen und regionalen Behorden
finanziert wiirden, um das Ziel einer der bestehenden analogen Versorgung entsprechenden Abdeckung des Digi-
talfernsehens zu erreichen. Diese Mafnahmen stehen mit der Einfithrung des digitalen terrestrischen Fernsehens
in Zusammenhang.

(**) Siehe FuRnote 3.

(") Fur die privaten Rundfunkanbieter wurde die Pflicht eingefiihrt, bis zu diesem Datum eine Versorgung von 96 % der Bevolkerung in den
entsprechenden Gebieten zu erreichen, wihrend die 6ffentlichen Rundfunkanstalten die Versorgung von 98 % der Bevolkerung in den
jeweiligen Gebieten sicherzustellen hatten. Im Gebiet I waren die Rundfunkanbieter verpflichtet, die Versorgung dieser Prozentsitze der
Bevolkerung mit digitalem terrestrischen Fernsehen zu erreichen sowie die Kosten der Digitalisierung zu tragen. Folglich war keine staat-
liche Beihilfe erforderlich.

("7) http:/[www.televisiondigital.es/Documents/PlanNacionalTransicionTDT.pdf.

(*®) Spater in die Phasen I, Il und IIl unterteilt.

(**) http:/fwww.boe.es/boe|dias/2008/03/06/pdfs|/A13832-13834.pdf.

(*) Die Annahme der Entscheidung iiber die Aufteilung der Mittel fiir die Entwicklung des Breitbands und die Digitalisierung des Fernsehens
im Gebiet Il wurde den regionalen Behorden iibertragen.

(*) Die zwischen dem Ministerium fiir Industrie, Tourismus und Handel und den Autonomen Gemeinschaften im Zuge des Plan Avanza
unterzeichneten Rahmenvertrige.


http://www.televisiondigital.es/Documents/PlanNacionalTransicionTDT.pdf
http://www.boe.es/boe/dias/2008/03/06/pdfs/A13832-13834.pdf
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(30)  Am 29. Mai 2009 genehmigte der Ministerrat die Kriterien fiir die Zuweisung eines Betrags von 52 Mio. EUR fiir
die Finanzierung von Initiativen zur Umstellung auf DVB-T, der zur Finanzierung des Ausbaus der Versorgung im
Rahmen der Projekte der Phasen II und III des Plans fir den Umstieg bestimmt war (). Mit dem Vertrag des
Ministerrats wurde eine direkte Verbindung mit dem Plan fiir den Umstieg hergestellt, da es in diesem heift, dass
fur das Erreichen des im nationalen Plan fiir den Umstieg auf das digitale terrestrische Fernsehen festgelegten Ziels
einer mit der analogen Technik vergleichbaren Versorgung des digitalen terrestrischen Fernsehens die finanzielle
Unterstiitzung der offentlichen Behorden notwendig ist und dass ,die Durchfithrung dieser Zusammenarbeit im
Rahmen der im nationalen Plan fiir den Umstieg auf das digitale terrestrische Fernsehen festgelegten Leitlinien
erfolgt”.

(31)  SchlieRlich wurden zwischen Oktober und Dezember 2009 im spanischen Staatsanzeiger die [die in Erwdgungs-
grund 29 erwihnten] Folgevereinbarungen zu den Rahmenvertrigen veroffentlicht, einschliefSlich der Finanzie-
rung fiir den Ausbau der Versorgung im Rahmen der Phasen II und III des Plans fiir den Umstieg. In diesen Folge-
vereinbarungen wird festgelegt, was unter ,Mafnahmen zum Ausbau der Versorgung” zu verstehen ist, wobei
explizit ausschlieflich auf die terrestrische Technik Bezug genommen wird (wenn auch ohne foérmlichen Aus-
schluss anderer Technologien) (¥).

(32)  Nach der Veroffentlichung der Rahmenvertrige des Jahres 2008 und der vorhergehenden Folgevereinbarungen (*)
leiteten die Regierungen der Autonomen Gemeinschaften die Manahmen zum Ausbau der Versorgung in die
Wege. Zu diesem Zweck fiihrten sie entweder selbst offentliche Ausschreibungen durch oder beauftragten private
Unternehmen mit ihrer Durchfithrung. Die Beihilfen wurden teilweise mit dem Ministerium fiir Industrie, Touris-
mus und Handel vereinbart und somit aus dem Haushalt der Zentralregierung finanziert bzw. teilweise selbst von
den Autonomen Gemeinschaften getragen. In manchen Fillen beauftragten diese die Gemeinden mit dem Aus-
bau.

(33)  Generell wurden landesweit zwei Arten von Ausschreibungen durchgefiihrt. Zum einen fanden Ausschreibungen
fir den Ausbau der Versorgung statt, bei denen das Unternehmen, dem der Zuschlag erteilt wurde, damit beauf-
tragt wurde, ein operatives DVB-T-Netz bereitzustellen (oder zumindest zu errichten). Dabei zdhlen unter anderem
die Auslegung und der Betrieb des Netzes, die Signaliibertragung, die Einfithrung des Netzes sowie die Lieferung
der erforderlichen Ausriistung zu den durchzufithrenden Aufgaben. Bei den iibrigen Auswahlverfahren handelte
es sich um Ausschreibungen fir die Lieferung von Telekommunikationsausriistung, die fiir bereits bestehende
Netze organisiert wurden. Es wurde erwartet, dass das Unternehmen, dem der Zuschlag im Rahmen der Aus-
schreibung erteilt wurde, diese mit der notwendigen Ausriistung aufriistet, d. h. die Lieferung, Installation und
Aktivierung der Ausriistung.

(34)  Bei den meisten Ausschreibungen bezogen sich die zustdndigen Behorden explizit in der Definition des Ausschrei-
bungsgegenstands (**) oder implizit in der Beschreibung der technischen Spezifikationen oder der zu finanzieren-
den Ausriistung (*) auf die terrestrische Technologie und das DVB-T. In den wenigen Fillen, in denen die Satelli-
tentechnik ausdriicklich erwdhnt wurde, wurde auf die Parabolantennen fiir den Empfang des Satellitensignals in
terrestrischen Masten (¥) oder Ausriistung fir den Zugang zum digitalen Fernsehen im Gebiet III (*) Bezug
genommen. Bei sehr wenigen Ausschreibungen fiir den Ausbau werden andere Technologien als DVB-T nicht aus-
geschlossen und sie sind in sehr wenigen Fillen technologieneutral (**).

(35) Insgesamt wurden in den Jahren 2008-2009 fiir den Ausbau im Gebiet II knapp 163 Mio. EUR aus dem zentralen
Staatshaushalt (teilweise Darlehen zu giinstigen Bedingungen, die den Autonomen Gemeinschaften vom Ministe-
rium fir Industrie, Tourismus und Handel gewihrt wurden (*)) sowie 60 Mio. EUR aus den Haushal-
ten der 16 untersuchten Autonomen Gemeinschaften investiert. Uberdies finanzierten die Gemeinden den Ausbau
mit etwa 3,5 Mio. EUR.

(36)  Als zweiten Schritt fiir den Ausbau des DBV-T im Gebiet II fithrten manche Autonome Gemeinschaften ab dem
Jahr 2009 weitere Ausschreibungen durch oder haben ohne Ausschreibungen entsprechende Vertrige tiber den
Betrieb und die Instandhaltung der wihrend des Ausbaus digitalisierten und eingesetzten Ausriistung geschlossen.
Im Gegensatz zu den Beihilfen fiir den Umstieg stellen diese letztgenannten Mafnahmen laufende Beihilfen dar.
Da diese fiir den Betrieb und die Instandhaltung des im Gebiet II installierten terrestrischen Netzes bestimmt sind,
sind auch diese Vertrdge nicht technologieneutral. Der Gesamtbetrag der im Zuge der Ausschreibungen fiir den
Betrieb und die Instandhaltung gewahrten Mittel (laufende Beihilfen) in den Jahren 2009-2011 belief sich auf min-
destens 32,7 Mio. EUR.

(*) http:/[www.boe.es/boe/dias/2009/07/02/pdfs/BOE-A-2009-10972.pdf.

(*) Siehe beispielsweise die Folgevereinbarung mit Andalusien: http:/fwww.boe.es/boe/dias/2009/10/28/pdfs/BOE-A-2009-17108.pdf.

(**) Insgesamt wurden iiber 600 Vertrige zwischen den Behorden — Rahmenvertrige, Folgevereinbarungen usw. — in Zusammenhang mit
dem Ausbau der Versorgung geschlossen.

(*) Zum Beispiel Extremadura, Asturien, Kanarische Inseln, Katalonien, Madrid.

(*) Zum Beispiel Aragonien.

(*) Wie in den Fillen von Aragonien oder Asturien.

(**) Extremadura.

(*)) Von den insgesamt 516 von allen Regionen mit Ausnahme von Kastilien-La Mancha durchgefiihrten Ausschreibungen analysierte die
Kommission 82 Ausschreibungen, davon 17 betreffend den Ausbau und 65 betreffend die Lieferung. Von diesen wurden nur neun fiir
technologieneutral befunden: drei Ausschreibungen zum Ausbau (Kastilien und Ledn) sowie sechs Ausschreibungen iiber die Lieferung
(fiinf in den Kanarischen Inseln sowie eine in Kantabrien).

(*) Mit Ausnahme von Kastilien-La-Mancha.


http://www.boe.es/boe/dias/2009/07/02/pdfs/BOE-A-2009-10972.pdf
http://www.boe.es/boe/dias/2009/10/28/pdfs/BOE-A-2009-17108.pdf
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(38)

(39)

(40)

(41)

(42)

(44)

2.3. GRUNDE FUR DIE EROFFNUNG DES VERFAHRENS

Im Eroffnungsbeschluss wies die Kommission in erster Linie darauf hin, dass auf die beschriebene Maffnahme
offenbar die in Artikel 107 Absatz 1 festgelegten Kriterien zutreffen, so dass sie als staatliche Beihilfe betrachtet
werden kann.

Unter Beriicksichtigung der Tatsache, dass es auf dem Rundfunkmarkt unterschiedliche Ebenen gibt, wurde im
Er6ffnungsbeschluss zwischen drei Kategorien von Begiinstigten der staatlichen Beihilfen unterschieden: i) Netzbe-
treiber, ii) Lieferanten von Telekommunikationsausriistung, die an den Ausschreibungen fir die Lieferung der fiir
den Ausbau erforderlichen Ausriistung teilnahmen, sowie iii) Fernsehanstalten.

Die Kommission kam zu dem vorldufigen Schluss, dass die Beihilferegelung durch die Finanzierung der Kosten fiir
den Ausbau der DVB-T-Plattform zu einer mdoglichen oder realen Wettbewerbsverzerrung zwischen den Lieferan-
ten der Telekommunikationsausriistung, die im Bereich der unterschiedlichen Technologien titig sind, sowie zwi-
schen der terrestrischen Plattform und der Satellitenplattform gefithrt haben konnte.

Bei ihrer vorldufigen Bewertung war die Kommission der Ansicht, dass die Mafinahme eine staatliche Beihilfe
gemdfs Artikel 107 Absatz 1 AEUV darstellt, und sie sah keinen Anlass, aus dem diese mit dem Binnenmarkt ver-
einbar sein konnte, da offenbar keine Ausnahmeregelung anwendbar war.

Weitere konkrete Informationen sind dem Er6ffnungsbeschluss zu entnehmen, der als Bestandteil des vorliegenden
Beschlusses zu betrachten ist.

3. STELLUNGNAHMEN DER SPANISCHEN BEHORDEN

3.1. ALLGEMEINES

Zur Verteidigung gegen die Feststellungen im Eroffnungsbeschluss fihrten Spanien und die Autonomen Gemein-
schaften zahlreiche Argumente an (*!). Generell konnen zwei Gruppen unterschieden werden. Einerseits brachten
die spanischen Behorden vor, es habe keine staatliche Beihilfe vorgelegen, da es sich um eine Dienstleistung von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gehandelt habe, und die Mafnahme sei keine Beihilfe, da sie unter die all-
gemeine Dienstleistungspflicht des offentlich-rechtlichen Rundfunks falle und zudem kein Vorteil entstanden sei.
Andererseits wire sie selbst unter der Annahme, dass es sich um eine staatliche Beihilfe handele, mit den Bestim-
mungen des Artikels 106 Absatz 2 bzw. des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV vereinbar, da a) das ana-
loge Netz bereits bestanden habe und mit Blick auf die Effizienz eine einfache Aufriistung der bereits bestehenden
Infrastruktur weniger kostspielig sei als der Umstieg auf eine neue Plattform, b) nur die DVB-T-Technologie alle
erforderlichen Qualitdtskriterien erfullt habe und c) die Angebote technologieneutral gewesen seien und andere
Plattformbetreiber an den Ausschreibungen teilnehmen hitten konnen. Diese Argumente werden nachstehend
zusammengefasst.

3.2. KEINE BEIHILFE
3.2.1. Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Was die Netzbetreiber anbelangt, so vertreten die spanischen Behorden die Auffassung, dass diese eine Dienstleis-
tung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse im Sinne des Urteils in der Rechtssache Altmark erbringen (*%).
Da die Autonomen Gemeinschaften jedoch fir die Mafnahmen verantwortlich sind, die sie zum Ausbau der Ver-
sorgung ergreifen, ist die Anwendbarkeit des Urteils in der Rechtssache Altmark in jedem Einzelfall zu priifen und
obliegt es den Autonomen Gemeinschaften nachzuweisen, dass sie die Bedingungen des Urteils erfillt haben. Die
ausfuhrlichste Argumentation wurde vom Baskenland vorgelegt, das die Digitalisierung iiber ein offentliches
Unternehmen, Itelazpi S.A. (nachfolgend ,ltelazpi S.A.“) vorgenommen hat.

3.2.2. Keine Begiinstigung

In Bezug auf die Lieferanten der Telekommunikationsausriistung erklarten die spanischen Behorden, dass aufgrund
der Auswahl im Zuge von Ausschreibungen fur die Lieferung der Ausriistung das Vorliegen einer selektiven
Begiinstigung ausgeschlossen sei.

(*") Die Argumente der Zentral- und Autonomiebehdrden werden mit Ausnahme des Baskenlandes, das die Anwendung der Regeln zum
Ausgleich fur die Erbringung offentlicher Dienstleistungen beantragte, gemeinsam als Position Spaniens (bzw. der spanischen Behorden)
dargelegt.

(*) Urteil vom 24. Juli 2003 in der Rechtssache C-280/00, Altmark Trans und Regierungsprasidium Magdeburg/Nahverkehrsgesellschaft
Altmark GmbH, Slg. 2003, 1-7747.



23.7.2014 Amtsblatt der Europdischen Union L 217/59

(45) Was die Netzbetreiber betreffe, so sei Abertis zwar der Hauptbetreiber im Gebiet I und besitze 29 % der Zentren
im Gebiet II, die Gegenstand der Aufriistung seien, doch sei das Unternehmen nicht Betreiber des Gebiets II. Somit
habe Abertis kein Vorteil aus der Mafnahme in seiner Eigenschaft als Netzbetreiber erwachsen konnen.

(46)  Vielmehr seien fiir den Betrieb des Netzes regionale Betreiber, Betreiber der Autonomen Gemeinschaften oder
Gemeinden zustindig, die die Anlagen und Einrichtungen von Abertis lediglich mieteten. Die Autonomen
Gemeinschaften und Gemeinden stiinden nicht im Wettbewerb mit anderen Netzbetreibern, so dass sie keinen
Wettbewerbsvorteil hitten. Dariiber hinaus erzielten sie keine Einnahmen, da die Rundfunksender fiir die Bereit-
stellung von Ubertragungsdienstenkeine Gebiihren zahlten.

(47) Hinsichtlich der Rundfunksender des DVB-T machen die spanischen Behorden geltend, dass praktisch keine Aus-
wirkungen der untersuchten Mafnahmen auf die Rundfunksender vorligen. Die Mafnahmen fiihrten nicht zu
einer Vergroflerung der Zahl der Zuschauer bzw. Zuhorer der Rundfunksender im Vergleich zur analogen Aus-
strahlung der Programme, da der Ausbau der Versorgung 2,5 % der Bevolkerung betroffen habe, die bereits analo-
ges terrestrisches Fernsehen empfangen habe. Somit hitten die Mafnahmen keinen Einfluss auf die Finanzen die-
ser Unternehmen.

3.3. VEREINBARKEIT MIT ARTIKEL 106 ABSATZ 2 UND ARTIKEL 107 ABSATZ 3 BUCHSTABE c

(48) Die Behorden des Baskenlandes behaupteten, dass die dem Unternehmen Itelazpi gewidhrte staatliche Beihilfe mit
dem Binnenmarkt gemifl den Bestimmungen des Artikels 106 AEUVvereinbar sei. In diesem Zusammenhang
fithrten sie aus, dass die Mainahme simtliche Bedingungen erfille, die in der Entscheidung der Kommission vom
28. November 2005 iiber die Anwendung von Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen, die be-
stimmten mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betrauten Unter-
nehmen als Ausgleich gewahrt wiirden (nachfolgend ,Entscheidung iiber die Anwendung von Artikel 86
Absatz 29), () festgelegt seien.

(49) Sofern die Kommission feststellt, dass die von den spanischen Behérden in Bezug auf die Einfithrung des digitalen
terrestrischen Fernsehens im Gebiet II ergriffenen Mafinahmen staatliche Beihilfen und nicht mit dem Binnen-
markt gemdfd Artikel 106 AEUV vereinbar seien, macht Spanien geltend, dass diese zweifelsohne insofern mit
dem Binnenmarkt vereinbar seien, als dass ihr Ziel darin bestehe, ein gemeinsames Ziel zu erreichen (der Umstieg
auf den digitalen Rundfunk), weshalb sie unter die Ausnahmeregelung des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe ¢
AEUV fielen.

3.3.1. Argumente zur Effizienz

(50) Nach Auffassung der spanischen Behérden handelt es sich auf nationaler Ebene weder beim nationalen techni-
schen Plan noch beim Plan fiir den Umstieg um Pline zum Ausbau der Versorgung, da sie sich lediglich auf den
Umstieg im Gebiet [ bezogen. Daher wiirden durch die Pline die verfiigbaren technischen Mdglichkeiten fiir einen
Ausbau der Versorgung nicht eingeschrinkt. Die Rahmenvertrdge hingegen hitten nicht denselben normativen
Rang wie die Pline und basierten auf Vereinbarungen zwischen den zentralen und regionalen Behdrden. Dariiber
hinaus wird den spanischen Behorden zufolge die Nutzung der Satellitentechnologie und sonstiger Technologien
nicht ausgeschlossen. In jedem Fall seien der Ausbau der Versorgung und die Auswahl der Technologie von den
Autonomen Gemeinschaften, generell im Zuge von Ausschreibungsverfahren, vorgenommen worden. Eine dieser
Ausschreibungen, die von Kastilien und Le6n durchgefithrt worden sei, sei technologieneutral gewesen und der
bloe Umstand, dass sie durchgefiihrt worden sei, beweise, dass die zentralen Behorden den Autonomen Gemein-
schaften die terrestrische Technologie nicht zur Auflage gemacht hitten.

(51)  Auch wenn sich manche von anderen Stellen durchgefithrten Ausschreibungen auf bestimmte technische Ele-
mente der terrestrischen Technologie bezogen hitten, liefSe sich dies dadurch erkldren, dass fiir den terrestrischen
Rundfunk bestimmte Elemente erforderlich seien, tiber die die Satellitentechnik nicht verfiige, und deren Auf-
nahme erforderlich gewesen sei, um die terrestrischen Losungen bei den Ausschreibungen nicht auszuschliefSen.

(52) Zudem beziehen sich die spanischen Behorden auf eine Durchfiihrbarkeitsstudie zur Erbringung eines Universal-
dienstes des digitalen terrestrischen Fernsehens tiber verschiedene Technologien (DVB-T und Satellit), die vom Mi-
nisterium fiir Industrie, Tourismus und Handel im Juli 2007, d. h. vor dem Vorschlag zur Finanzierung des Aus-
baus der DVB-T-Versorgung, durchgefithrt worden sei. Obwohl die Behorden einrdumen, dass es sich bei der Stu-
die lediglich um ein internes Dokument gehandelt habe, das spiter nicht berticksichtigt worden sei, betonen sie
jedoch, dass den realistischen Kosten einer Ubertragung per DVB-T bzw. einer Satelliteniibertragung Rechnung
getragen worden sei. Aus der Studie sei der Schluss gezogen worden, dass es nicht moglich sei, vorab festzulegen,
welche Technologie effizienter oder kostengiinstiger fiir den Ausbau der Fernsehsignalversorgung sei. Stattdessen
sei eine Auswahl fiir jede Region zu treffen, moglichst gestiitzt auf Studien, die von den verschiedenen Autono-
men Gemeinschaften durchgefithrt wiirden und in denen Faktoren wie die Topografie, die territoriale Verteilung
der Bevolkerung und der Zustand der bestehenden Infrastruktur analysiert wiirden.

(**) Entscheidung 2005/842EG der Kommission vom 28. November 2005 iiber die Anwendung von Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag auf
staatliche Beihilfen, die bestimmten mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betrauten
Unternchmen als Ausgleich gewihrt werden (ABL. L 312 vom 29.11.2005, S. 67) sowieGemeinschaftsrahmen fiir staatliche Beihilfen,
die als Ausgleich fir die Erbringung offentlicher Dienstleistungen gewahrt werden (ABL. C 297 vom 29.11.2005, S. 4) (,Rahmen®).
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3.3.2. Qualitative Anforderungen

(53) Es wurden zwei qualitative Argumente angefiihrt. Erstens seien in diesem Gebiet derzeit keine frei empfangbaren
Kanile iiber Satellitenausstrahlung zu empfangen. Daher impliziere der Umstieg auf die Satellitenplattform, dass
die Kunden fiir die Dienstleistung bezahlen miissten.

(54)  Zweitens miissten zusdtzlich zu den nationalen Sendern auch die regionalen Kanile ausgestrahlt werden. Die
DVB-T-Technologie ermégliche, dass in jedem geografischen Gebiet die fiir das Gebiet bestimmten Sender empfan-
gen werden konnten. Aufgrund der regionalen und lokalen Sender seien insgesamt 1 380 Frequenzen fiir das ter-
restrische Fernsehen in ganz Spanien zugeteilt worden, ohne dass technische Einschriankungen erforderlich gewe-
sen seien und ohne den Sendebereich jedes Kanals dariiber hinaus auszuweiten. Nach Auffassung der spanischen
Behorden wire dies mit den Satellitennetzen nicht moglich gewesen, da diese nicht die Moglichkeit zu einer geo-
grafischen Beschrinkung boten, weshalb ein komplexes Zugangsberechtigungssystemeingesetzt werden miisste.
Dadurch wiirden sich die Kosten fiir die Rundfunkiibertragung iber Satellit weiter erhohen, und die Fernsehan-
stalten seien nicht bereit gewesen, Zugang zu ihren Programmen zu gewiahren, ohne dass sicher sei, dass eine Be-
schrinkung maoglich sei.

3.3.3. Technologieneutralitiit

(55) Laut den spanischen Behorden enthielten die bilateralen Vertrige zwischen den zentralen und regionalen Behor-
den keine Auflage beziiglich einer bestimmten Digitalisierungstechnik, vielmehr sei lediglich die Ubertragung von
Mitteln an die Autonomen Gemeinschaften in Einklang mit den Kosten der Digitalisierung geregelt worden, die
auf Grundlage einer als effizient betrachteten Referenztechnologie, d. h. DVB-T, berechnet worden seien. In diesem
Zusammenhang ist nach Ansicht der spanischen Behérden zu beriicksichtigen, dass zum Zeitpunkt des Ausbaus
das terrestrische Fernsehen von 98,5 % der spanischen Haushalte empfangen werden konnte.

(56) In Zusammenhang mit der Ausschreibung von Kantabrien, auf die sich der Eroffnungsbeschluss beziehe, betonen
die spanischen Behorden, dass die von Astra gewonnene Ausschreibung sich sowohl auf das Gebiet II als auch das
Gebiet III bezogen habe, d. h., Ziel der Ausschreibung sei die Erbringung eines Universaldienstes fiir das digitale
Fernsehen in Kantabrien gewesen. Dieser Umstand miisse bei der Bewertung des Falles in zweifacher Hinsicht
beriicksichtigt werden.

(57)  Erstens sei das Projekt Kantabriens gescheitert, als nach der Auftragsvergabe an Astra einige der wichtigsten Rund-
funkanbieter Astra und der kantabrischen Regierung mitgeteilt hitten, sie wiirden einer Verbreitung ihrer Inhalte
tiber Satellit nicht zustimmen. In der Folge habe das Ziel des Planes nicht mehr erreicht werden konnen. Zweitens
sei die Entscheidung der Zentralregierung, fiir das gesamte Gebiet III in Spanien eine Satellitenabdeckung anzubie-
ten, und nicht die Entscheidung, eine Finanzierung der Zentralregierung fiir den Ausbau der Versorgung im
Gebiet 11 bereitzustellen, der wichtigste Grund fiir die Auflésung des Vertrags gewesen. Uberdies sei der Vertrag
im November 2008 aufgelost worden, da zu diesem Zeitpunkt offensichtlich gewesen sei, dass Astra seine Ver-
pflichtungen nicht erfiillen konne. Insbesondere habe Astra die erforderlichen Bauarbeiten nicht fristgerecht
durchgefiihrt und von den frei empfangbaren Rundfunkanbietern keine Genehmigung zur Verbreitung ihrer Sig-
nale erhalten.

(58) In Zusammenhang mit dem vorliegenden Beschluss ist das Projekt von Kantabrien nur insofern relevant, als dass
es eine Priifung ermoglicht, ob die Satellitenplattform eine adiquate Alternative zur terrestrischen Plattform ist. In
diesem Zusammenhang sind die vorstehenden Argumente ohne Bedeutung. Mit der Entscheidung fiir die Satelli-
tenplattform fiir das Gebiet III hatten die spanischen Behérden einen nationalen Plan angenommen und eine spe-
zielle Regelung eingefiihrt, die die Rundfunkanbieter verpflichtet, sich zu koordinieren und einen gemeinsamen
Anbieter fur die Satellitenplattform auszuwihlen. Fir das Gebiet II hitte ein vergleichbarer Mechanismus angew-
endet werden konnen. Die fiir die Auflosung des Vertrags vorgebrachten Griinde lassen keinen Zweifel, dass die
Satellitentechnologie eine addquate Plattform fiir die Ausstrahlung der Fernsehsignale im Gebiet II gewesen wire.
Aufserdem wurden sie von einem nationalen Gericht in Spanien abgewiesen.

3.3.4. Keine Verzerrung des Wettbewerbs

(59) In Zusammenhang mit dem Wettbewerb zwischen den Netzbetreibern vertrat Spanien die Auffassung, dass es
sich beim terrestrischen Fernsehen und beim Fernsehen iiber Satellit um zwei vollig unterschiedliche Mirkte han-
dele und daher die untersuchten Mafnahmen den Wettbewerb auf den betroffenen Markten nicht verzerrten. Spa-
nien behauptete, die untersuchten Mafinahmen hitten keinen Einfluss auf den Binnenmarkt der Union, da sie auf
die Einwohner eines beschrinkten geografischen Gebiets ausgerichtet seien. Da es sich um lokale Dienstleistungen
handele, sei es wenig wahrscheinlich, dass die Manahme Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitglied-
staaten habe.
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3.4. ANWENDBARKEIT DER ,DE-MINIMIS“-REGEL

(60)  Des Weiteren erklirten die spanischen Behorden, dass die mit der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommis-
sion (**) iber die ,De-minimis“-Beihilfen eingefithrte ,De-minimis“-Regel zweifelsohne auf einen erheblichen Teil
der Finanzierung anzuwenden sei. Jede Autonome Gemeinschaft bzw. jede Gemeinde habe selbststindig die Tele-
kommunikationsausriistung erworben, so dass in diesem Zusammenhang die De-minimis-Bestimmungen zu
beriicksichtigen seien. Da in diesen Fillen der gezahlte Betrag und auch die erworbenen Giiter und Dienstleistun-
gen genau bekannt seien, sei die Beihilfe ausreichend transparent gewesen, um die De-minimis-Schwellen anzu-
wenden.

3.5. LAUFENDE STAATLICHE BEIHILFE

(61)  Was den Betrieb und die Instandhaltung der Ubertragungszentren anbelangt, so vertreten die spanischen Zentral-
behorden die Auffassung, dass diese nicht unter den teilweise vom Ministerium fiir Industrie, Tourismus und Han-
del finanzierten Ausbau der Versorgung fielen. Das Ministerium habe keine Kompetenzen, um von den Gemein-
den oder Autonomen Gemeinschaften die Weiterfithrung des Betriebs und der Instandhaltung iiber den in den
Ausschreibungen zum Ausbau der Versorgung vorgesehenen Zeitraum hinaus zu verlangen. Deshalb konne nicht
ausgeschlossen werden, dass der Betrieb und die Instandhaltung einiger Zentren infolge der Haushaltskiirzungen
der Gemeinden eingestellt wiirden. Die Zentralbeh6rden beziffern vorlaufig die jihrlichen Kosten des Betriebs und
der Instandhaltung auf etwa 10 % der Anfangsinvestition. Im Laufe der Untersuchung iibermittelten mehrere
Autonome Gemeinschaften genauere Angaben iiber die fiir den Betrieb und die Instandhaltung des DVB-T-Netzes
im Gebiet II bestimmten Mittel.

4. STELLUNGNAHMEN DER BETEILIGTEN

4.1. ASTRA
4.1.1. Allgemeines

(62)  Astra bestitigt seinen vorstehend dargelegten Standpunkt, nach dem es sich bei den Manahmen zur Durchfiih-
rung des Umstiegs auf das digitale terrestrische Fernsehen um einen von der Zentralregierung ausgearbeiteten und
von den Regionalbehorden ausgefithrten koordinierten Plan gehandelt habe. Selbst unter der Annahme, dass die
fir den Ausbau der Versorgung bestimmte staatliche Beihilfe auf regionaler Ebene konzipiert, organisiert und aus-
gefithrt worden sei, vertritt Astra die Auffassung, dass es sich um eine rechtswidrige und unvereinbare Beihilfe
handelt.

(63) Im Zusammenhang mit der Ausschreibung in Kantabrien besteht Astra darauf, dass entgegen den Behauptungen
der spanischen Behorden die kantabrischen Behorden fiir die Einholung der Genehmigungen der Rundfunkanbie-
ter fur die Bereitstellung ihrer Programme iber die Satellitenplattform verantwortlich gewesen seien. Obwohl die
Rundfunkanbieter ihre Schreiben im Mirz 2008 versendet hitten, hitten die kantabrischen Behérden dariiber
hinaus die im Juli 2008 ausgewihlte Alternative anderen Autonomen Gemeinschaften vorgeschlagen.

4.1.2. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe

(64) Was die Vorteile betrifft, die den Netzbetreibern und insbesondere Abertis erwachsen seien, so bestitigt Astra,
dass das Unternehmen in seiner Eigenschaft als Anbieter von Telekommunikationsausriistung Abertis etwa [...] (¥)
der Ausschreibungen fiir die Digitalisierung der terrestrischen Zentren in den von dem Ausbau der Versorgung
betroffenen Gebieten zugeteilt habe. Da Abertis Betreiber einer Plattform sei, werde durch die Digitalisierung des
Netzes sein kommerzielles Angebot fur die Rundfunkanbieter verbessert, da das digitale terrestrischeRundfun-
knetz jetzt knapp 100 % der Bevolkerung erreiche, ohne dass zusitzliche Kosten entstanden seien, wihrend die
Digitalisierung der terrestrischen Ubertragung ohne die angefochtene Manahme etwa 96/98 % der Bevolkerung
zugutegekommen wire. Andererseits ziche Abertis Nutzen daraus, dass Astra als wichtigster konkurrierender
Betreiber einer alternativen Plattform nicht durch einen Einstieg in das Gebiet II auf dem spanischen Markt habe
Fuf$ fassen konnen.

(65)  Auflerdem profitierte Abertis nach Angaben von Astra von weiteren auf die Mafinahmen zuriickgehenden Vortei-
len. Zum einen seien einer hohen Zahl von terrestrischen Zentren von Abertis, die tatsichlich von dem Unterneh-
men selbst betrieben wiirden, die von den spanischen Behorden im Bereich der untersuchten Manahmen bereit-
gestellten Mittel zugutegekommen. Dies gelte insbesondere fiir die Zentren in dem Gebiet, in dem RTVE (6ffent-
liche Rundfunkanstalt) verpflichtet sei, das Signal anzubieten, diese Pflicht aber nicht fur die privaten

(*) Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15.12.2006 iiber die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf ,De-
minimis“-Beihilfen (ABL L 379 vom 28.12.2006, S. 5).
(*) Vertrauliche Daten sind im Beschlusstext mit [...] gekennzeichnet.
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Rundfunkanbieter bestehe (etwa 2,5 % der Bevolkerung). Zum anderen behauptet Astra, Abertis habe indirekt in
benachbarten Mirkten wie dem Ubertragungsmarkt von der staatlichen Beihilfe profitiert. Dariiber hinaus fiihrt
der Beschwerdefithrer aus, die untersuchte Mafinahme habe zu einer Wettbewerbsverzerrung im Gebiet III
gefithrt ().

(66) Nach Auffassung von Astra gehoren die Satellitenplattform und die terrestrische Plattform zum selben Markt. Die
Unterscheidung zwischen Bezahlfernsehen und frei empfangbarem Fernsehen sei in Bezug auf den Wettbewerb
zwischen den Plattformen nicht zutreffend. Bereits heute konkurrierten die terrestrische Plattform und die Satelli-
tenplattform bei der Ubertragung des Bezahlfernsehens, da es bereits mindestens zwei Bezahlfernsehkanile gibe,
die ihr Signal iiber DVB-T anbéten, und einer der beiden Kanile sein Programm nur iiber diese Technologie
anbiete. Aufferdem haben Astra zufolge simtliche zugelassenen Rundfunkanbieter bei der Regierung bereits eine
Lizenz zur Ausstrahlung ihrer Inhalte als Bezahldienste beantragt.

(67) Nach Auffassung von Astra waren die untersuchten Mafinahmen nicht verhdltnismafig; das Unternehmen weist
darauf hin, dass fir den Umstieg auf das DVB-T erhebliche Anpassungen an den Wohnhdusern und Investitionen
in die Verkabelung erforderlich seien. Dariiber hinaus verweist Astra zur Stiitzung seines Arguments, dass der
Ausbau der Versorgung iiber Satellit nicht teurer gewesen wire als iiber die terrestrische Plattform, auf eine im
November 2008 durchgefiihrte interne Kostenstudie, die zusammen mit der Beschwerde vorgelegt worden war. In
der Studie werden die Kosten des Ausbaus der Versorgung anhand beider Technologien, der terrestrischen Technik
und der Satellitentechnik, verglichen. Die der Studie zugrunde liegenden Annahmen unterscheiden sich von den
von den spanischen Behorden und Abertis beriicksichtigten Annahmen in verschiedener Hinsicht und unter ande-
rem in Bezug auf die Kosten der Parabolantennen und den erforderlichen Erwerb externer Decoder fiir den Emp-
fang des digitalen terrestrischen Fernsehens. Von den Schlussfolgerungen der Studie wird abgeleitet, dass der Aus-
bau der Versorgung iiber Satellit nicht unbedingt teurer gewesen wire als tiber die terrestrische Technologie.
Zudem legte Astra weitere Dokumente vor, mit denen das Unternehmen nachweisen wollte, dass sich die Kosten
fur die Installation und den Betrieb beider Technologien nicht wesentlich unterschieden.

(68) Des Weiteren macht Astra geltend, dass die Sicherstellung der Zugangsbeschrinkungen der Rundfunkanbieter
tiber Satellit kein Hindernis fur die Ausstrahlung der frei empfangbaren Kanile darstelle. Zugangsberechtigungs-
systeme bestiinden in der ganzen Welt und ihr Einsatz stelle keine besondere Schwierigkeit dar (*). Dariiber
hinaus sei die in Kantabrien fir die Zugangskontrolle vorgeschlagene Losung von den kantabrischen Behorden
akzeptiert worden; diese hitten dariiber entscheiden konnen, welche Benutzer fiir den Empfang des Dienstes akti-
viert wiirden. Somit wire die territoriale Beschrankung des Dienstes von der Regierung von Kantabrien kontrol-
liert worden. Eine spezifische Anpassung sei in diesem Zusammenhang nicht notwendig gewesen.

(69) Was die Relevanz der Mafnahme anbelangt, so bestitigt Astra, dass die Satellitentechnik aufgrund von Grofen-
vorteilen aus wirtschaftlicher Sicht desto attraktiver sei, je grofer die geografische Abdeckung sei. Die Aufteilung
des Gebiets II in mehr als 600 lokale und regionale Ausschreibungen habe bereits zu einem deutlichen Wettbe-
werbsnachteil fur die Satellitentechnik gefiithrt. Doch selbst wenn die spanische Regierung die Notwendigkeit einer
Beriicksichtigung regionsiibergreifender Synergien fiir die Bewilligung der Mittel nicht hitte vorschreiben oder
vorschlagen konnen, hitten die Regionen diese Moglichkeit beriicksichtigen konnen, um sicherzustellen, dass sie
die wirtschaftlichste Losung fur ihre Steuerzahler wihlten. Astra behauptet, tatsichlich wire dies beabsichtigt
gewesen, bevor die spanische Zentralregierung die Maflnahme zugunsten der terrestrischen Technologie erlassen
habe. Nach der Auswahl von Astra im Rahmen der 6ffentlichen Ausschreibung hitten die kantabrischen Behor-
den von Anfang an versucht, andere Regionen davon zu iiberzeugen, sich auch fiir die Satellitenplattform zu ent-
scheiden, da dadurch die eigenen Kosten noch weiter gesunken wiren.

4.1.3. Laufende staatliche Beihilfe

(70)  Astra bekraftigt, dass es sich bei einem Teil der angefochtenen Maffnahmen um eine laufende staatliche Beihilfe
handele, da die Regierungen der Autonomen Gemeinschaften die Kosten des Betriebs und der Instandhaltung der
lokalen Netze des Gebiets II dauerhaft finanzierten. Die jéhrlichen Kosten des Betriebs und der Instandhaltung der
Satellitenlosung belaufen sich nach Schitzungen von Astra auf 100 000 EUR jahrlich pro Kanal, obwohl Rabatte
gewihrt hitten werden konnen, wenn sich mehr als eine Region fiir diese Losung entschieden hitte.

4.2. STELLUNGNAHME VON ABERTIS

(71)  Abertis ist ein Betreiber von Telekommunikationsinfrastruktur und Anbieter von Netzausriistung. Es ist unter
anderem Eigentiimer der Unternehmen Retevision S.A.undTradiaS.A., die Telekommunikationsnetze und
-infrastruktur verwalten und betreiben.

(*) Nach Angaben von Astra konnte der sich im Miteigentum von Abertis befindliche Satellitenanbieter Hispasat, der Dienstleistungen im
Gebiet Il erbringt, aufgrund der von den Behorden gemafd den Malnahmen fiir das Gebiet I bereitgestellten Mittel den Rundfunkanbie-
tern seine Satellitenkapazitit ohne zusitzliche Kosten anbieten. Schlieflich bringt Astra vor, dass Abertis infolge der Malnahme die aus-
schliefliche Nutzung der Ubertragungspflicht im Gebiet III erhalten habe.

(*) Es wird behauptet, dass die Satellitenplattformen weltweit eine hohe Zahl von Benutzern mit Zugangsberechtigungen aufwiesen und die
Komplexitit einer Zugangskontrolle kein Hindernis fiir die Einfithrung gewesen sei.
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4.2.1. VORLIEGEN EINER STAATLICHEN BEIHILFE

(72)  Zunichst weist Abertis darauf hin, dass die untersuchten Maflnahmen keine staatliche Beihilfe gemaf$ Artikel 107
Absatz 1 AEUV darstellten. Die regionalen Behérden hitten lediglich Giiter und Dienstleistungen unter Marktbe-
dingungen im Rahmen offener Ausschreibungen erworben und seien nach wie vor Eigentiimer der in den Uber-
tragungszentren des Gebiets II installierten Ausriistung. Aus diesem Grund seien zu keinem Zeitpunkt Mittel oder
mit diesen Mitteln erworbene digitale Ausriistung an einen externen Begiinstigten iibertragen worden.

(73)  Nach Auffassung von Abertis ist durch die angefochtenen Mafinahmen zudem den Netzbetreibern kein erkennba-
rer Vorteil erwachsen. Nach Angaben des Unternehmens betreibt Abertis keines der lokalen Netze im Gebiet II
(auch nicht in Fillen, in denen es Eigentiimer der betreffenden Ubertragungszentren sei), so dass es keine direkten
Vorteile erzielen konne. Zweitens sei Abertis im Gebiet Il ausschlieflich als Lieferant der Telekommunikationsaus-
riistung tdtig gewesen. Drittens sei dem Unternehmen kein Vorteil erwachsen, auch wenn Abertis die digitale Aus-
riistung zur Aufriistung eines Ubertragungszentrums verkauft habe und diese Ausriistung anschlieBend in einem
sich im Eigentum von Abertis befindlichen Ubertragungszentrum installiert worden sei. Dies sei darauf zuriickzu-
fiihren, dass Abertis die Ubertragungszentren lediglich an die Betreiber des lokalen Netzes zu Marktbedingungen
vermiete und die Digitalisierung sich nicht auf die an das Unternehmen gezahlte Mietgebiihr ausgewirkt habe.
Viertens unterstreicht Abertis, dass sich der Ausbau der Abdeckung eines DVB-T-Netzes um 1-2 % nicht in einem
wirtschaftlichen Gewinn fiir Abertis als Betreiber der Plattform des Gebiets I niederschlage. Schlieflich habe die
Digitalisierung des Gebiets II keine Auswirkungen auf den Preis, den Abertis den Rundfunkanbietern fiir seine
Ubertragungsdienste in Rechnung stellen konne, insbesondere da der von Abertis in Rechnung gestellte Vorleis-
tungspreis von der Kommission fiir den Telekommunikationsmarkt, einer spanischen Regulierungsbehorde (nach-
folgend ,CMT"), festgelegt werde.

(74)  In Bezug auf die lokalen Netzbetreiber des Gebiets II (Gemeinden) vertritt Abertis die Auffassung, dass kein wirt-
schaftlicher Vorteil entstanden sein konne, da diese die Voraussetzungen, um als Unternehmen eingestuft zu wer-
den, gemafS Artikel 107 Absatz 1 AEUV nicht erfiillten und in jedem Fall eine 6ffentliche Dienstleistung erbrach-
ten.

(75) Dariiber hinaus erklirte Abertis, dass durch die untersuchten Mafnahmen den Rundfunkanbietern kein wirt-
schaftlicher Vorteil entstanden sei. Der Umstieg auf die Digitaltechnik im Gebiet II habe nicht zu einem Anstieg
der Zahl der Zuschauer gegeniiber den Personen gefiihrt, die vor dem Beginn des Umstiegs auf die digitale Rund-
funkiibertragung im Jahr 2005 Zugang zum analogen Fernsehen gehabt hitten.

(76)  Auflerdem ist Abertis der Ansicht, dass die angefochtenen Maflnahmen keinen nennenswerten Einfluss auf den
Wettbewerb zwischen den Netzbetreibern gehabt hitten. Die Tatsache, dass weder Astra noch ein anderer privater
Betreiber in den letzten zwanzig Jahren Interesse an der Erbringung der Ubertragungsdienste im Gebiet I gezeigt
habe, bestdtige, dass kein Markt bestanden habe und eine staatliche Maflnahme erforderlich gewesen sei, um die
Dienstleistungen bereitzustellen. Insbesondere liege keine Wettbewerbsverzerrung zwischen der Satellitenplattform
und der DVB-T-Plattform vor, da es sich um zwei unterschiedliche Mirkte handele. Dartiber hinaus sei durch die
Digitalisierung der terrestrischen Netze im Gebiet II in keiner Weise die Wettbewerbsstruktur der relevanten
Mirkte verdndert worden; es habe sich lediglich um eine notwendige technische Aufriistung der bestehenden ana-
logen Plattform gehandelt.

(77)  Abertis bringt vor, dass die iiber die Netze des Gebiets II erbrachten Rundfunkdienstleistungen auf bestimmte
abgelegene Gebiete beschrinkt seien, so dass keine Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten
vorlagen.

(78)  Sofern die Kommission zu dem Schluss kdme, die zustindigen offentlichen Behorden oder ihre Tochterunterneh-
men seien Unternehmen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV, vertritt Abertis die Ansicht, die Mittel zur
Finanzierung des Umstiegs auf die Digitaltechnik im Gebiet II seien ein Ausgleich fiir die Erbringung einer offent-
lichen Dienstleistung. Diesbeziiglich geht Abertis davon aus, dass die angefochtenen Mafinahmen die im Urteil in
der Rechtssache Altmark festgelegten Voraussetzungen erfillten und keine staatliche Beihilfe vorliege.

4.2.2. Bestehende Beihilfe

(79) Nach Auffassung von Abertis begann die Einfilhrung der Rundfunknetze im Gebiet II im Jahr 1982 in einem
nicht liberalisierten Rundfunksektor. Zu diesem Zeitpunkt habe der spanische Staat iiber ein gesetzliches Monopol
auf dem Markt der terrestrischen Rundfunkiibertragung verfiigt. Derzeit wiirden 6ffentliche Mittel fiir die Installa-
tion, Instandhaltung und den Betrieb der lokalen Netze im Gebiet II bereitgestellt, die vor der Liberalisierung die-

ses Sektors errichtet worden seien. Somit stelle die untersuchte Maflnahme eine bereits bestehende laufende Bei-
hilfe dar.
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4.2.3. Vereinbarkeit

(80)  Abertis macht geltend, dass jede mogliche staatliche Beihilfe mit den Bestimmungen des Artikels 106 AEUV ver-
einbar wire, da simtliche Bedingungen des Beschlusses nach Artikel 86 Absatz 2 erfiillt seien.

(81)  Sollte dies nicht der Fall sein, wire eine maogliche Beihilfe in jedem Fall mit Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢
AEUV vereinbar. Erstens zielten die von den spanischen Behorden ergriffenen Manahmen darauf ab, den Prozess
des Umstiegs auf die Digitaltechnik in Spanien zu beschleunigen, was als Ziel von allgemeinem Interesse in der
Entscheidungspraxis der Kommission im Bereich staatliche Beihilfen anerkannt worden sei. Zweitens sei die Bei-
hilfe ein geeignetes Instrument gewesen, da es sich beim DVB-T um eine Technologie handele, die fiir die Durch-
fihrung eines Ausbaus der Versorgung besser angepasst werden konne (¥). Neben den wirtschaftlichen Griinden
wies Abertis auch darauf hin, dass die Rundfunkanbieter aufgrund der Einschrinkungen, denen sie sich beim Ein-
kauf von Rechten an Inhalten fiir ihre frei empfangbaren Programme gegeniibersihen, nur ungern die Satelliten-
plattformen nutzten. In den meisten Fillen erwiirben sie nur Rechte zur Verbreitung der Inhalte tiber eine
bestimmte Plattform, die DVB-T-Plattform, da diese Technologie eine differenzierte Ausstrahlung und geografische
Beschrinkungen ermogliche. Andererseits seien die Manahmen verhaltnismifig, da sie ausschlieGlich die unbe-
dingt erforderlichen Kosten fiir den Umstieg von der analogen auf die digitale Technik im Gebiet II umfassten. Mit
den angefochtenen Manahmen wiirden nur die Kosten fiir die Digitalisierung der Ubertragungszentren im
Gebiet II finanziert, die im Zuge des Erwerbs und der Installation der digitalen Ausriistung erfolge.

(82) Was die Technologieneutralitit der Malfnahme betreffe, so weist Abertis darauf hin, dass die terrestrische Techno-
logie nicht die einzige von der spanischen Regierung beriicksichtigte Losung gewesen sei. Aufferdem sei im
Gebiet III die Satellitenplattform schlieflich als geeignetste technologische Option fiir die Erbringung der digitalen
Fernsehdienste betrachtet worden. Vor allem aber macht Abertis geltend, dass das DVB-T-System als die geeig-
netste und kostengiinstigste Plattform fir die Erbringung digitaler Fernsehdienste im Gebiet II betrachtet werde,
um dieselbe Versorgung zu erreichen, die vor dem Abschalten des analogen Fernsehens bestanden habe, was in
den vorgelegten Kostenstudien belegt werde (*).

4.3. STELLUNGNAHME VON RADIODIFUSION

(83) Radiodifusion ist ein relativ neuer Anbieter auf dem Markt fiir Ubertragungsdienste fiir audiovisuelle Signale, der
seit November 2005 im Betreiberregister der CMT eingetragen ist.

(84) Radiodifusion befiirwortet im Grofen und Ganzen den Eroffnungsbeschluss und teilt die Auffassung der Kommis-
sion, obwohl das Unternehmen einige zusitzliche Bemerkungen vorlegt, die nachstehend dargelegt werden. Es
vertritt ebenfalls die Auffassung, dass die staatliche Beihilfe nicht die Bedingungen des Urteils in der Rechtssache
Altmark erfiille und einen erheblichen Transfer 6ffentlicher Mittel darstelle.

(85)  Die untersuchte Beihilferegelung habe die bereits in den lindlichen Gebieten titigen Netzbetreiber begiinstigt. Tat-
sichlich habe die Manahme in dem von hohen Zutrittsschranken gekennzeichneten Markt durch die Begiins-
tigung eines Betreibers, der bereits eine dominierende Stellung innegehabt habe, dazu gefiihrt, dass die gleichen
monopolistischen Muster wie in der Vergangenheit gefestigt wiirden. Konkret habe Abertis seine monopolistische
Stellung ausbauen und die offentliche Finanzierung tatsichlich fur die Entwicklung eines neuen dichteren Netzes
verwenden konnen, das es dem Unternechmen ermaégliche, auf neuen Markten zu konkurrieren.

(86) Radiodifusién behauptet, die untersuchte staatliche Beihilfe sei nicht verhdltnismifig. Um die Voraussetzung der
Verhaltnismafigkeit zu erfullen, misste sich die Beihilfe auf das Notwendige beschrinken, d. h., sie diirfe nur fiir
entlegene lindliche Gebiete anwendbar sein und miisste alle Betreiber gleich begiinstigen, indem Pflichten fiir
einen effektiven Zugang festgelegt wiirden.

(*) Abertis verweist auf seine eigene im Januar 2010 durchgefithrte Kostenstudie, in der die jeweiligen Kosten unter Nutzung der
DVB-T-Technik und der Satellitentechnik fiir die Erbringung digitaler Fernsehdienste im Gebiet II verglichen wurden. Nach dieser Studie
wiirden sich die Gesamtkosten bei einer Nutzung der DVB-T-Technik innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren auf etwa 286 Mio. EUR
belaufen, wihrend bei der Nutzung der Satellitentechnik im gleichen Zeitraum von Gesamtkosten in Hohe von etwa 532 Mio. EUR aus-
zugehen wire. Abertis legte diese interne Studie einem externen Beratungsunternehmen vor, in dessen Bericht die Schlussfolgerungen
bestatigt wurden, allerdings wurde darauf hingewiesen, dass die Schitzungen der Kosten fiir die DVB-T-Technik und die Satellitentechnik
konservativ angesetzt worden seien. In jedem Fall wurden in beiden Studien die Eignung der Kostenvergleiche und die Schlussfolgerung
bestitigt, dass die Nutzung der Satellitentechnik fiir die Erbringung digitaler Fernsehdienste im Gebiet II deutlich kostspieliger wire als
die Nutzung der DVB-T-Technik, wobei dies hauptsichlich auf die hoheren wirtschaftlichen und sozialen Kosten zuriickzufithren sei, die
die Verbraucher im Fall der Satellitentechnik zu tragen hatten.

(**) Nach diesen Studien ist die Satellitentechnik mit hoheren Kosten fiir die Erbringung der betreffenden Dienste verbunden. Diese Kosten
miissten von den Rundfunkanbietern, den lokalen Netzbetreibern und den Zuschauern getragen werden. Die von Abertis durchgefiihrte
Kostenstudie kam zudem zu dem Schluss, dass fiir die Nutzung der Satellitentechnik ein zusitzlicher Zeitraum von etwa sechs Monaten
bis zum Abschluss der Umstellung auf die Digitaltechnik erforderlich sei, da die Verbraucher im Gebiet II Zeit fiir den Erwerb und die
Installation von digitalen Decodern, Parabolantennen usw. benétigten. Dadurch wiederum wiirden zusitzliche Kosten in Zusammen-
hang mit der gleichzeitigen Verbreitung der analogen und der digitalen Plattformen wihrend dieses Zeitraums entstehen.
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4.4. STELLUNGNAHME DER RUNDFUNKANBIETER

(87) Die Rundfunkanbieter sind der Ansicht, dass die Mafnahme nicht als staatliche Beihilfe betrachtet werden konne,
da keinem Unternechmen und vor allem nicht den Rundfunkanbietern finanzielle Vorteile entstanden seien. Durch
die Maflnahmen habe sich die Zielgruppe der Rundfunkanbieter im Vergleich zur analogen Ausstrahlung nicht
vergrofert. Dariiber hinaus hitten die Personen, die in den Gebieten der ausgebauten Versorgung wohnten, d. h.
in landlichen, entlegenen und kaum besiedelten Gebieten, keinen Einfluss auf den Werbemarkt, so dass es sich
nicht um eine Zielgruppe der Rundfunkanbieter handele. In diesen Fillen nihmen die privaten Betreiber wegen
des Ausbaus keine Erhohung ihrer Werbegebiihren vor.

(88)  Zudem legten die Rundfunkanbieter dar, sie hdtten kein Interesse an einem Umstieg auf die Satellitenplattform,
auf der ihre Programme mit Hunderten von Kanilen konkurrieren miissten. Die terrestrische Plattform bote den
Vorteil einer begrenzten Kapazitit, was fiir die frei empfangbaren kommerziellen Rundfunkanbieter weniger Kon-
kurrenz bedeute. Dariiber hinaus betonten sie, dass sie in der Regel Inhalte nur fur die terrestrische Plattform
erwiirben. Dies sei darauf zuriickzufithren, dass die terrestrische Rundfunkiibertragung die geografische Begren-
zung der Ausstrahlung sicherstelle, was bei der Rundfunkiibertragung iiber Satellit nicht der Fall sei.

(89) Des Weiteren haben die Rundfunkanbieter darauf Wert gelegt, dass sie nach dem Zuschlag der Ausschreibung
von Kantabrien an Astra die Behorden dieser Autonomen Gemeinschaft dariiber informiert hitten, dass sie sich
einer Rundfunkiibertragung iiber Satellit widersetzen wiirden, da sie Rechte fiir die ausschlieliche Verbreitung
von Inhalten iiber die terrestrische Plattform erworben hitten.

5. RECHTLICHE WURDIGUNG

5.1. RECHTSGRUNDLAGE DER BEIHILFE

(90) Wie in Abschnitt 2.2, Erwdgungsgriinde 23 bis 31 detailliert beschrieben, handelt es sich beim Rechtsrahmen fiir
den digitalen Umstieg in Spanien um ein komplexes Geflecht verschiedener Gesetze, die sowohl von der Zentral-
regierung und den Autonomen Gemeinschaften als auch den lokalen Behorden im Laufe eines Zeitraums von vier
Jahren erlassen wurden. Im nationalen technischen Plan aus dem Jahr 2005 und im Plan fiir den Umstieg aus
dem Jahr 2007 wird im Wesentlichen der Umstieg auf DVB-T im Gebiet I geregelt, auch wenn die Grundlagen fiir
die Mafinahmen zum zusitzlichen Ausbau im Gebiet II gelegt werden. Diese Malnahmen zum Ausbau wurden
von den regionalen Behorden nach dem Abschluss mehrerer Rahmenvertrage mit der Zentralregierung (Rahmen-
vertrage des Jahres 2008) sowie von Zusatzvereinbarungen im Jahr 2008 zu den fritheren Rahmenvertrigen des
Jahres 2006 und im Jahr 2009 zu den Rahmenvertrdgen des Jahres 2008 durchgefiihrt.

(91) Infolge des Abschlusses dieser Vertrdge und Folgevereinbarungen entwickelten die regionalen und/oder lokalen
Behorden eine breite Palette an Mafnahmen zum Ausbau der Versorgung mit DVB-T im Gebiet II, hauptsichlich
im Zuge von offentlichen Ausschreibungen, die in den Erwigungsgriinden 32 bis 35 beschrieben werden. Die
Kommission ist daher der Ansicht, dass die verschiedenen auf zentraler Ebene angenommenen Gesetze und die
zwischen dem Ministerium fiir Industrie, Tourismus und Handel und den Autonomen Gemeinschaften abge-
schlossenen und gednderten Vereinbarungen die Grundlage der Beihilferegelung fir den Ausbau der Versorgung
im Gebiet II bilden. Diese Gesetze und Vereinbarungen dienten als Richtschnur fiir die Autonomen Gemeinschaf-
ten bei der Annahme von nicht technologieneutralen Maflnahmen (*). Obwohl im nationalen technischen Plan
der Umstieg auf DVB-T im Gebiet I geregelt wird, wird darin den lokalen Behorden auch ein Auftrag erteilt, in
Zusammenarbeit mit den Autonomen Gemeinschaften zusitzliche Ubertragungszentren einzurichten, die fiir die
Sicherstellung des Empfangs von DVB-T im Gebiet II erforderlich sind. Somit beriicksichtigte die Zentralregierung
zu diesem Zeitpunkt auch den Ausbau der DVB-T-Versorgung. Der im wichtigsten Rechtsinstrument zur Regulie-
rung des Umstiegs auf das Digitalfernsehen enthaltende Auftrag bezieht sich ausschlieflich auf die terrestrische
Plattform. In der Praxis haben die Autonomen Gemeinschaften somit die Richtlinien der Zentralregierung fur den
Ausbau des DVB-T angewandt (*').

(*) Diese Ausrichtung ist den einschligigen Dokumenten der Zentralregierung zu entnehmen. Insbesondere in den im Dezember 2008
unterzeichneten Rahmenvertrdgen mit dem Titel ,Rahmenvertrage tiber die Zusammenarbeit zwischen dem Ministerium fiir Industrie,
Tourismus und Handel und der Autonomen Gemeinschaft [...] iiber die Umsetzung des nationalen Plans fiir die Umstellung auf DVB-T*
findet sich eine Aufstellung der Tatigkeiten, die von zentralen und regionalen Behorden finanziert wiirden, um eine der bereits bestehen-
den analogen Versorgung entsprechende Abdeckung des Digitalfernsehens zu erreichen. Diese beziehen sich zum einen auf die bereits
bestehenden und von den Rundfunkanbietern aufgeriisteten Ubertragungszentren (im Gebiet I eingefithrte DVB-T-Zentren) und zum
anderen auf den ,Ausbau der Versorgung“ — neue Zentren, die fir die Sicherstellung der gleichen Durchdringung des digitalen Fernseh-
ens aufzubauen sind. Da nur fiir die DVB-T-Technik Ubertragungszentren erforderlich sind, ist es offensichtlich, dass sich die vorgesehe-
nen Mafinahmen nur auf diese Technik bezogen. In den zwischen Oktober und Dezember 2009 unterzeichneten Folgevereinbarungen
zu diesen Rahmenvertrigen wird auf die Finanzierung zum Ausbau der Versorgung Bezug genommen. Darin wird definiert, was unter
,Mafnahmen zum Ausbau der Versorgung® zu verstehen sei, wobei explizit auf die terrestrische Technologie Bezug genommen wird.
In den Sitzungen mit den Autonomen Gemeinschaften erklirte das Ministerium fiir Industrie, Tourismus und Handel sein Ziel, die
Umstellung auf DVB-T im Gebiet Il sicherzustellen. Dies wird durch eine im Internet abrufbare Prasentation des Ministeriums fiir Indust-
rie, Tourismus und Handel bestatigt: http://www.fenitel.esfasamblea08[PONENCIAS[4SETSLpdf. Des Weiteren wird dies durch die
Erklarungen der Autonomen Gemeinschaften zu den Auskunftsverlangen der Kommission bekraftigt. In ihren Antworten bezichen sich
die Autonomen Gemeinschaften explizit auf den nationalen Plan fiir den Umstieg, der mit dem Koniglichen Dekret 944/2005 und dem
Plan Avanza angenommen wurde. Siche beispielsweise die Antwort von Extremadura: ,Gemif$ den Bestimmungen (...) des Kéniglichen
Dekrets 944/2005 (...), mit dem der nationale technische Plan fiir das digitale terrestrische Fernsehen angenommen wurde, in dem die
lokale Initiative zum Ausbau der DVB-T-Versorgung aufgefiihrt ist...“

(40
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(92)  Zur Bestdtigung dieser Schlussfolgerung hat die Kommission zudem eine Stichprobe von Ausschreibungen unter-
sucht, die von den Autonomen Gemeinschaften selbst durchgefithrt worden waren. Bei dieser Priiffung wurde die
vorstehende Schlussfolgerung bestitigt, da die allermeisten der untersuchten Ausschreibungen nicht technolo-
gieneutral waren.

(93)  Fiir den Zeitpunkt der tatsichlichen Auszahlung der staatlichen Beihilfe fur die Einfiihrung des DVB-T im Gebiet II
war die Ubertragung der Mittel der zentralen und regionalen Behorden an die Begiinstigten mafgebend. Der Zeit-
raum, in dem dies erfolgte, unterschied sich zwischen den einzelnen Autonomen Gemeinschaften. Nach den ein-
geholten Informationen fanden die ersten Ausschreibungen im Juli 2008 statt (*!). Im Anhang findet sich eine
Berechnung der Betrdge der Beihilfe nach Region.

Was die laufende Beihilfe fiir den Betrieb und die Instandhaltung der Netze betrifft, so wurde tiber diese nicht auf
zentraler Ebene entschieden, vielmehr organisierten manche Autonome Gemeinschaften (siehe ,laufende Kosten“
im Anhang des Beschlusses) Ausschreibungen fiir den Betrieb und die Instandhaltung der bereits bestehenden
digitalen terrestrischen Netze, die in den jeweiligen Amtsblittern veroffentlicht wurden (*3).

5.2. WURDIGUNG DER STAATLICHEN BEIHILFE GEMASS ARTIKEL 107 ABSATZ 1 AEUV
5.2.1. Vorliegen einer Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV

(94) Die betroffene Mafnahme, einschlieflich der laufenden Beihilfe fiir den Betrieb und die Instandhaltung, die in
Erwigungsgrund 36 beschrieben wird, kann als staatliche Beihilfe im Sinne der Bestimmungen des Artikels 107
Absatz 1 AEUV betrachtet werden, in dem die Bedingungen fiir das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe festgelegt
sind. Demnach muss es sich erstens um eine staatliche Malnahme oder eine Mafinahme unter Inanspruchnahme
staatlicher Mittel handeln, zweitens muss dem Begiinstigten ein selektiver wirtschaftlicher Vorteil gewahrt werden,
die Maflnahme muss drittensden Wettbewerb verfalschen oder zu verfilschen drohen und sie muss viertens geeig-
net ist, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeintrichtigen.

5.2.1.1. Staatliche Mittel

(95) Die beanstandete Mafinahme beruht auf dem vorstehend beschriebenen System von Rechtsakten, die sowohl auf
zentraler als auch auf regionaler und lokaler Ebene erlassen wurden, und den zwischen den verschiedenen Ebenen
der spanischen Verwaltung geschlossenen Vereinbarungen. Zudem stellt Spanien die im Er6ffnungsbeschluss gezo-
gene Schlussfolgerung nicht in Frage, nach der die Mafnahme aus Haushaltsmitteln finanziert worden war. Den-
noch legten die spanischen Behorden Wert darauf, dass die Mittel sowohl aus dem Haushalt der Zentralregierung
als auch der Autonomen Gemeinschaften und Gemeinden stammten. Des Weiteren vertraten sie die Auffassung,
dass es sich bei der beanstandeten Mafnahme tatsichlich um eine reine Ubertragung von Mitteln unter verschie-
denen Verwaltungen gehandelt habe. Demnach stellte Spanien nicht in Frage, dass die Mittel im Wesentlichen aus
dem Staatshaushalt und teilweise aus den regionalen und lokalen Haushalten stammten. Aulerdem handelte es
sich bei der Mafnahme nicht um eine einfache Ubertragung von Mitteln zwischen Verwaltungen, denn letztlich
wurden die Mittel fur die Einfihrung des DVB-T-Netzes durch Einrichtungen, die eine wirtschaftliche Titigkeit
ausiiben (wie in Abschnitt 5.2.1.2 erldutert wird), verwendet.

(96)  Angesichts dieser Umstande wird der Schluss gezogen, dass die betreffende Mafnahme direkt aus dem Staatshaus-
halt und den Haushalten bestimmter Autonomer Gemeinschaften und Gemeinden finanziert wurde. Die in Erwi-
gungsgrund 36 beschriebene laufende Beihilfe wurde nicht zulasten des Staatshaushaltes, sondern direkt aus dem
Haushalt der Autonomen Gemeinschaften finanziert. Sie ist somit dem Staat zuzurechnen und mit der Verwen-
dung staatlicher Mittel verbunden.

5.2.1.2. Wirtschaftlicher Vorteil der Einrichtungen, die eine wirtschaftliche Tatigkeit ausiiben

(97) Die beanstandete Manahme impliziert eine Ubertragung von staatlichen Mitteln an bestimmte Unternehmen.
Obwohl im Vertrag das Konzept eines Unternechmens nicht definiert ist, wird unabhingig von ihrem Status und
ihrer Finanzierung auf jede natiirliche oder juristische Person Bezug genommen, die eine wirtschaftliche Tatigkeit
ausiibt. In der von den Gerichten bestdtigten Praxis der Kommission wird der Betrieb von Netzen zur

(*) Ausschreibung fuir die Lieferung von Ausriistung vom 30. Juli 2008, veroffentlicht von der Autonomen Gemeinschaft La Rioja, sowie
Ausschreibung fir den Ausbau SE/CTTI/06/08 vom 27. Juli 2008, veroffentlicht von der Autonomen Gemeinschaft Katalonien.

(*) Siehe beispielsweise die Entscheidung der Behorden von Kastilien und Leén: Entscheidung vom 24. September 2012 der Generaldirek-
tion fiir Telekommunikation, mit der die Ausschreibung fiir Dienstleistungen bekannt gegeben wurde: Dienstleistungsvertrag iiber die
Instandhaltung und technische Erneuerung der Infrastruktur des Digitalfernsehens der Junta de Castilla y Ledn (Regionalregierung von
Kastilien und Le6n). Aktenzeichen: Serv 05-4/12; BOCYL (Amtsblatt von Kastilien und Le6n) vom 10. Oktober 2012.
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Ausstrahlung von Fernsehen als wirtschaftliche Tatigkeit betrachtet, (¥) die mit anderen Fillen vergleichbar ist, die
mit der Verwaltung von Infrastruktur durch die regionalen Behorden verbunden sind (*). Im vorliegenden Fall
sind die meisten offentlichen Unternehmen bzw. Gemeinden als Netzbetreiber im Register der CMT eingetragen.
Diese Tatsache ldsst darauf schlieBen, dass sie bestimmte Dienstleistungen erbringen, die nach der konsolidierten
Praxis eine wirtschaftliche Tatigkeit darstellen. Ein Markt liegt vor, wenn wie im vorliegenden Fall andere Betreiber
bereit oder in der Lage sind, die betreffende Dienstleistung zu erbringen. So stellte beispielsweise Astra vor dem
Ausbau der Versorgung im Gebiet II in mehreren Sitzungen den Autonomen Gemeinschaften sein Angebot vor.
Uberdies nahm Astra im Mdrz 2008 an einer in Kantabrien veréffentlichen technologieneutralen Ausschreibung
fur die Erbringung der Digitalfernsehdienste in den Gebieten II und III teil und erhielt den Zuschlag. Die Tatsache,
dass die offentlichen Unternehmen und Gemeinden keine Vergiitung fiir ihre Dienstleistungen erhalten, steht nicht
im Widerspruch dazu, dass die betreffenden Titigkeiten als wirtschaftliche Tatigkeit betrachtet werden (*).

(98) Die Kommission teilt nicht das von Spanien vorgebrachte Argument, der Betrieb des terrestrischen Netzes durch
die Autonomen Gemeinschaften, die offentlichen Unternehmen und Gemeinden gehére zur Ausiibung ihrer offi-
ziellen Aufgaben als 6ffentliche Behorde, weshalb Artikel 107 AEUV keine Anwendung finde. Es wird eingerdumt,
dass die Tatigkeiten in Zusammenhang mit der Ausiibung hoheitlicher Rechte durch den Staat selbst oder die
Behorden, die im Rahmen der 6ffentlichen Verwaltung tdtig sind, keine wirtschaftlichen Tatigkeiten im Sinne der
Wettbewerbsregeln darstellen (*). Dabei handelt es sich um Titigkeiten, die Teil der wesentlichen Aufgaben des
Staates sind oder ihrem Wesen, ihrem Ziel und den fiir sie geltenden Vorschriften nach mit diesen Aufgaben ver-
bunden sind. In der Rechtsprechung des Gerichtshofes finden sich mehrere Beispiele von Tatigkeiten, die unter
diese Kategorie fallen, wodurch eine klares Unterscheidungsmerkmal zwischen rein staatlichen Aufgaben und
kommerziellen Dienstleistungen, die eine staatliche Stelle ausiiben kann, geschaffen wird. Unter diese Kategorie
fallen Tatigkeiten in Zusammenhang mit dem Militir oder der Polizei, die Aufrechterhaltung und Verbesserung
der Sicherheit der Luftfahrt, die Flugsicherung (¥); die Uberwachung der Umwelt, bei der es sich um eine Aufgabe
im offentlichen Interesse handelt, die zu den wesentlichen Aufgaben des Staates zihlt, soweit sie den Umwelt-
schutz in Seegebieten betrifft (*); Tatigkeiten im Bereich der Normung sowie Forschungs- und Entwicklungs-
leistungen und damit verbundene Titigkeiten (*).

(99) In diesem Zusammenhang vertritt die Kommission die Ansicht, dass im vorliegenden Fall der Betrieb des terrestri-
schen Rundfunknetzes weder zu den Pflichten oder Vorrechten des Staates zdhlt noch eine typische Tatigkeit dar-
stellt, die nur der Staat ausfithren kann. Bei diesen Dienstleistungen handelt es sich nicht um die uiblichen Aufga-
ben einer offentlichen Behorde und sie sind an sich wirtschaftlicher Natur, was durch die Tatsache belegt wird,
dass unterschiedliche Unternehmen auf dem Markt des Gebiets I titig sind. Zweitens war ein privates Unterneh-
men, das von keiner offentlichen Behorde abhingig ist, nimlich Astra, an der Erbringung dieses Dienstes im
Gebiet II interessiert (wie durch seine Beteiligung als Bieter in der Ausschreibung von Kantabrien im Jahr 2008
belegt wird). Drittens betrifft die Einfithrung des Netzes im Gebiet II ausschlieRlich die Ubertragung nationaler
und regionaler privater Kanile (*°). Aufgrund dessen wird der Schluss gezogen, dass der Betrieb des terrestrischen
Netzes durch die Autonomen Gemeinschaften, offentlichen Unternehmen und Gemeinden nicht unter die Aus-
tibung ihrer hoheitlichen Befugnissefallt.

Unmittelbar Begiinstigte der Beihilfe

(100) Der Betreiber der Plattform DVB-T sind die unmittelbar Begiinstigten der beanstandeten Mafinahmen, da sie die
Empféinger der fur die Aufriistung und den Ausbau des Netzes im Gebiet II bestimmten Mittel waren. Ebenso sind
sie die Empfinger der laufenden Beihilfe fir den Betrieb und die Instandhaltung dieser Netze. Die Autonomen
Gemeinschaften wiahlten verschiedene Formen fiir den Ausbau der Versorgung und somit wurden unterschiedliche
Arten von unmittelbar Begiinstigten ermittelt.

(**) Entscheidungen der Kommission: N 622/2003 Digitalisierungsfonds Osterreich, C25/2004 DVB-T Berlin Brandenburg (Erwigungs-
grund 62), C34/2006 DVB-T Nordrhein-Westfalen (Erwigungsgrund 83), C52/2005 Mediaset (Erwagungsgrund 96).

(*) Rechtssache T-196/04 Ryanair Ltd./Europiische Kommission, Slg. 2007, 11-2379, Randnr. 88, Rechtssache C-82/01P Aéroports de
Paris/Kommission, Slg.2002,1-9297, Randnrn. 107-109 und 121-125.

(*) Siehe auch die verbundenen Rechtssachen -443/08 und T-455/08: Freistaat Sachsen und Land Sachsen-Anhalt (T-443/08) sowie Mittel-
deutsche Flughafen AG und Flughafen Leipzig-Halle GmbH (T-455/08)/Europdische Kommission, Slg. 2011, [I-01311, Randnr. 115, in
dem das Gericht ausfithrt: ,Im Rahmen der Einstufung einer Tatigkeit als wirtschaftliche Tatigkeit kommt es nicht darauf an, dass sie
nicht von privaten Wirtschaftsteilnehmern ausgeiibt werden oder nicht rentabel sein mag. (...).“

(*) Mitteilung der Kommission iiber die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europdischen Union auf Ausgleichsleistungen fiir die
Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, ABL. C 8 vom 1.1.2012, S. 4.

(*) Rechtssachen C-364/92, SAT[Eurocontrol, Slg. 1994, 1-43, Randnrn. 19 bis 30, und C-113/07 P, Selex, Slg. 2009,1-2207, S. 4.

(**) Rechtssache C-343/95, Cali & Figli, Slg. 1997,1-1547, Randnr. 22.

(*) Rechtssache T-155/04 Selex, Slg. 2006, 1I-4797, Randnrn. 73-82, bestitigt durch die Rechtssache C-113/07, Selex, Slg. 2009, 1-2307.

(*) Wie in Abschnitt 2.1.3 festgestellt, haben die 6ffentlichen Rundfunkanstalten die Pflicht zu einer Versorgung von 98 %, weshalb sie mit

ihren eigenen Mitteln fiir die Versorgung des Gebiets Il zu sorgen haben. Dariiber hinaus strahlen die nationalen 6ffentlichen Fernsehka-
nile von RTVE und die regionalen 6ffentlichen Kanile iiber ein anderes Netz aus. Wihrend die privaten Sender das Signal des Monofre-
quenznetzes (Single Frequency Network (SFN)) nutzen, strahlen die 6ffentlichen Sender tiber das Red Global Espafiola (RGE) aus. Auf-
grund dieser Unterschiede sind bei den terrestrischen Anlagen unterschiedliche Ausriistungen fiir jedes der beiden Netze erforderlich.
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(101) Zum einen beauftragten einige Autonomen Gemeinschaften (*!) ein 6ffentliches Unternehmen, manchmal ein
Telekommunikationsunternehmen, mit dem Ausbau der Versorgung. Diese Unternehmen fiihrten Ausschreibun-
gen zu diesem Zweck durch und beauftragten den Zuschlagsempfinger der Ausschreibung oder fithrten den Aus-
bau selbst nach dem Erwerb der erforderlichen Ausriistung durch.

(102) Dank der staatlichen Beihilfe sind diese offentlichen Unternehmen heute in der Lage, das DVB-T-Netz im Gebiet II
zu betreiben. Aufferdem konnen sie die neue Infrastruktur fir die Erbringung anderer Dienstleistungen einsetzen,
wie z. B. WiMax (Standard fur die Dateniibertragung iiber drahtlose Breitbandnetze, mit dem mobile bzw. feste
Breitbanddienste angeboten werden konnen), digitaler Rundfunk, Mobilfernsehen (DVB-H) oder Kollokations-
dienste fiir das Netz fiir die Breitbandgrundversorgung von Telef6nica in lindlichen Gebieten und fiir Mobilfunk-
betreiber. Dank dieser Verbundvorteile haben die Betreiber des DVB-T-Netzes die Moglichkeit, Einnahmen aus der
aus offentlichen Mitteln finanzierten Infrastruktur zu erzielen.

(103) Der den offentlichen Unternehmen gewdhrte quantifizierbare Vorteil besteht in dem Betrag der fir den Ausbau
der Versorgung erhaltenen Mittel.

(104) Zum anderen fithrten manche Autonome Gemeinschaften (*) auf regionaler Ebene selbst Ausschreibungen fiir
den Ausbau des digitalen terrestrischen Fernsehens durch. Spanien bringt vor, dass die allermeisten Ausschreibun-
gen die Lieferung von Ausriistung zum Gegenstand gehabt hitten und die Unternehmen, die den Zuschlag erhal-
ten hdtten, als Lieferanten der Ausriistung tdtig waren. Dies sei auch bei Abertis, Tradia und Retevision der Fall
gewesen. Die Ergebnisse der Untersuchung legen jedoch nahe, dass sich eine hohe Zahl der Ausschreibungen auf
den Ausbau der Versorgung konzentrierte und nicht nur die Lieferung von Ausriistung zum Gegenstand hatte (*).
Deshalb vertritt die Kommission im Gegensatz zu den Darlegungen Spaniens die Auffassung, dass Abertis und
andere Unternehmen an diesen Ausschreibungen in ihrer Eigenschaft als Netzbetreiber teilnahmen (*%). In diesem
Fall wurde den Zuschlagsempfingern der Ausschreibungen ein Wettbewerbsvorteil gegeniiber den Netzbetreibern
gewihrt, die nicht einmal am Auswahlverfahren teilnehmen konnten. Ihr Vorteil umfasst den Gesamtbetrag der
aufgrund einer nicht technologieneutralen Ausschreibung fiir den Ausbau erhaltenen Mittel.

(105) Drittens gewahrten manche Autonome Gemeinschaften (**) den Gemeinden eine Finanzierung fiir den Ausbau
der Versorgung mit DVB-T. Spanien macht geltend, dass es sich lediglich um die Ubertragung von Mitteln zwi-
schen verschiedenen Verwaltungsebenen gehandelt habe und diese mit dem Ausbau der sich im Eigentum der
Gemeinden befindlichen Netze lediglich ihre Verwaltungspflichten gegentiber ihren Biirgern erfullt hitten. Den-
noch rdumt Spanien ein, dass die Gemeinden als Netzbetreiber tdtig waren, viele von ihnen in der Liste der Netz-
betreiber der CMT eingetragen sind und sie tatsichlich den Ausbau des Netzes vorgenommen haben, in einigen
Fillen im Zuge von Ausschreibungsverfahren. Wenn die Gemeinden als Betreiber des DVB-T-Netzes tdtig sind,
handelt es sich nach Auffassung der Kommission somit bei diesen um unmittelbare Beihilfeempfinger. Ihr Vorteil
besteht in dem von den regionalen und zentralen Behorden erhaltenen Betrag fiir den Ausbau der Versorgung.
Dies gilt auch, wenn der Ausbau teilweise mit eigenen Mitteln der Gemeinde finanziert wurde, die eine Beihilfe
fiir das Unternehmen oder die Tatigkeit darstellen.

(106) Insgesamt waren Abertis und Retevision die wichtigsten Begiinstigten der Ausschreibungen. Sie erhielten insge-
samt etwa [...] des Gesamtbetrags der fir den Ausbau der Versorgung bestimmten Mittel: mindestens [...]
Mio. EUR im Rahmen der Ausschreibungen fiir den Ausbau der Versorgung.

(107) Zudem haben einige Autonome Gemeinschaften staatliche Beihilfen fiir den Betrieb und die Instandhaltung der
Netze gewihrt. Diese Aufgaben werden von 6ffentlichen Unternehmen und Gemeinden wahrgenommen oder sie
werden beispielsweise von den Eigentiimern der Ubertragungszentren angeboten. Die spanischen Zentralbehérden
versicherten, sie hitten den Betrieb und die Instandhaltung der digitalisierten Zentren nicht zur Auflage gemacht
und die diesbeziigliche Entscheidung sei in den Zustindigkeitsbereich der Autonomen Gemeinschaften gefallen.
Im Zuge der Untersuchung legten mehrere Autonome Gemeinschaften Zahlen vor, die darauf hinwiesen, dass sie

(*') Beispielsweise sind Aragén Telecom, Gestion de Infraestructuras Pablicas de Telecomunicaciones del Principado de Asturias, S.A., Multi-
media de les Illes Balears S.A., Instituto Tecnoldgico de Canarias, Sociedad Regional de Cantabria I+D+I (IDICAN), RETEGALund Itelazpi
offentliche Unternehmen, die mit dem Ausbau beauftragt worden waren und aus diesem Grund Ausschreibungen fiir die Lieferung der
fur die Digitalisierung der Rundfunkzentren erforderlichen Ausriistung durchfithrten. La Fundacion Centro Tecnoldgico en Logistica
Integral de Cantabria, das Centre de Telecomunicacions i Tecnologies de la Informacié de Catalufia und die Agencia de Informatica y
Comunicaciones de la Comunidad de Madrid organisierten Ausschreibungen fiir den Ausbau der Versorgung mit DVB-T und der Ausbau
erfolgte durch die Zuschlagsempfinger dieser Ausschreibungen. In Navarra war OPNATEL mit dem Ausbau der Versorgung betraut und
erwarb die erforderliche Ausriistung ohne jede Ausschreibung.

) Zum Beispiel Andalusien, Kastilien und Léon, Extremadura, Murcia, La Rioja und Valencia.

(**) Wie in Erwagungsgrund 33 dargelegt, wurde bei den Ausschreibungen zum Ausbau der Versorgung der Zuschlagsempfinger mit der
Bereitstellung (hdufig der Errichtung) eines operativen DVB-T-Netzes beauftragt. Dabei zdhlten unter anderem die Auslegung und die
Konzeption des Netzes, die Signaliibertragung, die Einfithrung des Netzes sowie die Lieferung der erforderlichen Ausriistung zu den
durchzufithrenden Aufgaben. Aulerdem wurden bei bereits bestehenden Netzen Ausschreibungen zur Lieferung der Ausriistung durch-
gefithrt. Von den Zuschlagsempfingern dieser Ausschreibungen wurde erwartet, dass sie das Netz mit der erforderlichen Ausriistung
aufriisten, d. h., dass sie die Ausriistung liefern, installieren und aktivieren.

(**) Beispielsweise erhielten Abertis und Retevisién den Zuschlag bei nicht technologieneutralen Ausschreibungen fiir den Ausbau der Ver-
sorgung in Extremadura sowie Kastilien und Ledn iiber einen Gesamtbetrag von [...] Mio. EUR.

(**) Zum Beispiel Andalusien, Kanarische Inseln, Extremadura und Murcia.
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tatsdchlich den Betrieb und die Instandhaltung der Ubertragungszentren im Gebiet II finanziert hatten, insbeson-
dere ab dem Jahr 2009, nachdem der in den mit den Zuschlagsempfingern abgeschlossenen Vertrigen vorgese-
hene anfingliche Zeitraum von zwei Jahren fiir den Betrieb und die Instandhaltung abgelaufen war. Dies wird als
eine laufende Beihilfe angesehen und die mit dem Betrieb und der Instandhaltung des digitalisierten terrestrischen
Netzes in dem Gebiet beauftragten Unternehmen gelten als unmittelbar Begiinstigte.

(108) Schlieflich profitierte Abertis auch generell davon, dass keinem anderen Plattformbetreiber ein Marktzutritt im
Bereich der Ubertragungfrei empfangbarer Fernsehsignale in Spanien ermdglicht wurde (*°).

Mittelbare Beihilfebegiinstigte

(109) Netzbetreiber: Die Netzbetreiber, die an den Ausschreibungen zum Ausbau der Versorgung teilnahmen, die von
den offentlichen Unternehmen in dem in Erwdgungsgrund 101 beschriebenen ersten Fall durchgefithrt wurden,
sind mittelbar Begiinstigte der Beihilfe. Die offentlichen Unternehmen fithrten den Ausbau weder selbst durch
noch behielten sie die fiir den Ausbau der Versorgung bestimmten Mittel, sondern verteilten diese im Zuge von
Ausschreibungen fiir den Ausbau an die Netzbetreiber. Diese Ausschreibungen fiir den Ausbau richteten sich aus-
schlieflich an die Betreiber terrestrischer Netze. Somit wurden diese durch den Ausschluss der Satellitenbetreiber
begiinstigt. Aufgrund der kleinen Zahl von auf dem Markt titigen Anbietern waren die Betreiber terrestrischer
Netze nur einem geringen Wettbewerbsdruck ausgesetzt. Wie vorstehend im Hinblick auf die unmittelbar Begiins-
tigten dargelegt, ziehen sie zusitzlichen Nutzen, wenn sie die neue Infrastruktur fiir die Erbringung anderer
Dienstleistungen (wie WiMax, digitaler Horfunk, Mobilfernsehen usw.) einsetzen. Der diesen Betreiber erwachsene
Vorteil belduft sich auf den Gesamtbetrag der im Rahmen einer Ausschreibung fiir den Ausbau erhaltenen Mit-
tel (*7).

(110) Anbieter von Telekommunikationsausriistung: Im Gegensatz zu den Netzbetreibern werden die Anbieter von Tele-
kommunikationsausriistung nicht als unmittelbar Begiinstigte betrachtet, da ihnen kein selektiver Vorteil erwach-
sen ist. Ahnlich wie im Fall der digitalen Decoder in Italien (**) war es nicht méglich, eine Unterscheidung zwi-
schen den unterschiedlichen Kategorien von Herstellern der verschiedenen Arten digitaler Infrastruktur zu treffen,
da die Hersteller in der Lage sein miissen, jede Art von Ausriistung zu produzieren. Die Unternehmen, die den
Zuschlag bei den Ausschreibungen erhalten haben, unterscheiden sich nicht von der Gruppe von Unternehmen,
die an der Ausschreibung teilgenommen hitten, wenn die Beihilferegelung in Bezug auf die Plattformbetreiber
technologieneutral gewesen wire (**). In Spanien bieten die Unternehmen, die die fiir den Ausbau von DBV-T
erforderliche Telekommunikationsausriistung integrieren, installieren und bereitstellen, in der Regel auch andere
Dienstleistungen an. Diese Hersteller von Ausriistung konnen ebenso wie Telekommunikationsunternehmenauch
terrestrische Losungen oder Satellitenlosungen oder eine Kombination aus beiden anbieten (*).

(111) Das Ziel bzw. die allgemeine Struktur der beanstandeten Mafinahme ist nicht auf einen Vorteil der Hersteller aus-
gerichtet. Jede offentliche Initiative zur Forderung der Digitalisierung (auch die technologieneutralste) begiinstigt
die Hersteller digitaler Ausriistung. Im Fall der Ausriistungshersteller kann deshalb die Tatsache, dass sie vom
Anstieg der Verkdufe aufgrund der Mafinahme profitiert haben, als automatische Nebenwirkung betrachtet wer-
den. Grundsitzlich hat jede staatliche Beihilfe einen ,Trickle-Down-Effekt“ auf die Lieferanten des Begiinstigten der
staatlichen Beihilfe, der jedoch nicht zwangsldufig einen selektiven Vorteil fiir diese mit sich bringt. Die Beihilfe
war nicht auf die Anbieter von Telekommunikationsausriistung ausgerichtet, so dass diese nicht durch eine
gezielte indirekte Wirkung begiinstigt wurden. Da diese im Zuge von transparenten Ausschreibungsverfahren aus-
gewidhlt worden waren, die fur alle Anbieter von Ausriistung, auch aus anderen Mitgliedstaaten, offen waren, ist
zudem nicht anzunehmen, dass sie ungewdhnliche Gewinne erzielt haben.

(*) Wie in Erwigungsgrund 21 dargelegt, hat Abertis eine dominierende Stellung auf dem Markt der Ubertragung frei empfangbarer Signale
bei der terrestrischen Plattform des Gebiets I und iiber sein Tochterunternehmen Hispasat im Gebiet II. Durch die Ausweitung des digita-
len terrestrischen Fernsehens auf das Gebiet Il ist die Ubertragung von frei empfangbaren Fernsehsignalen auf nationaler Ebene nach wie
vor unter der Kontrolle von Abertis. Kiinftig konnte der Markteintritt von Astra im Gebiet Il auch zu einem grofleren Wettbewerb der
Plattformen in den Gebieten I und III fithren. Es liegen zahlreiche einschldgige Studien vor, die aufzeigen, dass die Einfihrung der Satelli-
tenplattform auf dem Fernsehmarkt in den Vereinigten Staaten von Amerika zu Vorteilen in Bezug auf einen Preisriickgang und eine Stei-
gerung der Dienstleistungsqualitit gefithrt hat. Vor der Einfithrung des Satellitenfernsehens profitierten die Kabelunternehmen in be-
stimmten geografischen Gebieten von einer Monopolmacht. Vgl. z. B.:Chenghuan Sean Chu, The effect of satellite entry on cable television
prices and product quality, RAND Journal of Economics, Vol. 41, Nr.° 4, Winter 2010, S. 730-764.

Dies war bei dem sich zu 100 % im Eigentum von Abertis befindlichen Unternehmen Retevisién der Fall, dem der Zuschlag bei nicht

technologieneutralen Ausschreibungen der Autonomen Gemeinschaften Madrid und Katalonien iiber einen Gesamtbetrag von [...]

Mio. EUR erteilt worden war.

(*®) C52/05 — Digitaldecoder Italien, ABlL. C 118 vom 19.5.2006, S. 10 und ABI. L 147 vom 8.6.2007, S. 1. )

(*) Beispiele von Unternehmen, die den Zuschlag bei den Ausschreibungen erhalten haben: Tredess ist ein Hersteller digitaler Ubertragungs-
gerite, der zur Grupo Televes gehort, die auch digitale Fernsehempfinger fur den Satellitenempfang, Antennen und Parabolantennen
herstellt (siche http://www.tredess.com) und http://www.televes.es.) Gleiches gilt fiir Mier (http://www.mier.es), Elecnor (http://www.
elecnor.es/es.negocios.infraestructuras/telecomunicaciones) Itelsis, BTESA, Axion, Retegal, Itelazpi und Telecom CLM.

(®) Bei den Ausschreibungen fiir das Gebiet Il zum Ausbau der Versorgung wurden in der Regel schliisselfertige Losungen gefordert, bei
denen die Integration, Installation und Lieferung verschiedener Ausriistungskomponenten erforderlich war (Parabolantenne, Antennen,
Sender, Satellitenempfinger). In den meisten Fillen umfasste die angebotene Losung die Ausriistung fiir den Empfang des digitalen Sig-
nals iiber Satellit, das von den Rundfunkanbietern bereits iiber Satellit verbreitet wird.

(57
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(112) Rundfunkanbieter:Spanien hat ausreichend nachgewiesen, dass den terrestrischen Rundfunkanbieter kein Vorteil
aus dem Ausbau der Versorgung erwachsen ist. Im Gegensatz zum Gebiet I weigerten sich die Rundfunkanbieter,
die Kosten fiir die Digitalisierung im Gebiet II zu ibernehmen, da sie dadurch keine zusitzlichen Einnahmen
erzielt hatten. Angesichts des begrenzten Bevolkerungsanteils, der offenbar keine kommerzielle Zielgruppe fur die
Werbetreibenden darstellt, konnten die Rundfunkanbieter im Zuge des Ausbaus im Gebiet II ihre Werbegebiihren
nicht wesentlich erhohen. Deshalb sind die terrestrischen Rundfunkanbieter keine mittelbar Begiinstigten der
untersuchten Mafnahme.

5.2.1.3. Selektivitit

(113) Der Vorteil, der durch die Mafinahme, einschlieflich der laufenden Beihilfe, den Netzbetreibern erwichst, ist selek-
tiv, da ausschlieSlich der Rundfunkbereich begiinstigt wird. In diesem Bereich sind ausschlieflich die auf dem
Markt der terrestrischen Plattform titigen Unternehmen betroffen. Im Rechtsrahmen sind technische Spezifikatio-
nen fiir die Forderfihigkeit vorgegeben, die nur von der terrestrischen Technologie erfiillt werden kénnen. Uber-
dies erhielten nur die Unternehmen, die auf dem Markt der terrestrischen Plattform titig sind, die laufende Bei-
hilfe fiir die Instandhaltung und den Betrieb des Netzes. Deshalb werden von der Mafnahme die Netzbetreiber
ausgeschlossen, die andere Plattformen betreiben, wie Satellit, Kabel oder Internetfernsehen.

5.2.2. Offentlich-rechtlicher Auftrag

(114) Aufgrund der Verwaltungsorganisation des Landes und der Aufteilung der Zustindigkeiten zwischen den zentra-
len und autonomen Behorden obliegt es nach Angaben der spanischen Behorden den Autonomen Gemeinschaf-
ten, sich auf das Fehlen einer staatlichen Beihilfe gemaf8 der Rechtsprechung in der Sache Altmark zu berufen. Als
bestes und einziges Beispiel fithren die spanischen Behorden den Fall des Baskenlandes an. Keine andere Auto-
nome Gemeinschaft legte eine Begriindung vor, nach der der Betrieb des terrestrischen Netzes ein 6ffentlich-recht-
licher Auftrag sei.

(115) Im Baskenland erbringt ein offentliches Unternehmen der baskischen Regierung, Itelazpi S.A. (.Itelazpi®), die
Dienstleistungen der Signaliibertragung und der Rundfunkverbreitung. Zu diesem Zweck betreibt es 200 Ubertra-
gungszentren, die sich grofitenteils im Eigentum der baskischen Regierung befinden. Um die Versorgung auszu-
bauen, wurde Itelazpi mit der Durchfithrung von zehn Ausschreibungen auf regionaler Ebene fiir die Lieferung
der fiir die Digitalisierung der terrestrischen Infrastruktur erforderlichen Ausriistung beauftragt.

(116) Nach Auffassung der baskischen Behorden verfiigen die Mitgliedstaaten iiber einen erheblichen Ermessens-
spielraum bei der Einstufung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse. Die Kommission
konne die Einstufung nur im Fall eines offensichtlichen Fehlers in Frage stellen. Dieser Ermessenspielraum sei im
Fall des offentlich-rechtlichen Rundfunks sogar noch grofer (¢'). Auf dieser Grundlage fithrt die baskische Regie-
rung aus, dass der Betrieb der Rundfunknetze als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ange-
sehen werden konne. Dieser erfolge nicht auf eigenstindiger Basis, sondern als eine ,wesentliche Dienstleistung®,
die mit dem offentlich-rechtlichen Rundfunk verbunden sei und auf verschiedenen Bestimmungen der spanischen
Rechtsvorschriften und Rechtsprechung beruhe (¢2).

(117) Nach den baskischen Behorden beruhte die Itelazpi gewdhrte Finanzierung auf dem Konzept einer Ausgleichsleis-
tung fir die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, die die Voraussetzun-
gen des Altmark-Urteils erfiillte.

(118) In seinem Altmark-Urteil bestitigte der Gerichtshof, dass der Ausgleich fur die Erbringung offentlicher Dienstleis-
tungen keine Begiinstigung im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 EG-Vertrag darstellt, wenn folgende Voraussetzun-
gen erfilllt sind: 1) Das begiinstigte Unternehmen hat einen 6ffentlichen Versorgungsauftrag, und die damit ver-
bundenen Aufgaben und Pflichten sind klar definiert. 2) Die Parameter des Ausgleichs fiir die Erbringung der
Dienstleistung sind objektiv und transparent und vorab festgelegt worden. 3) Die Ausgleichszahlung iibersteigt
nicht die Nettokosten fur die Erfiillung des offentlichen Versorgungsauftrags. 4) Um die Kosten im Interesse des
Gemeinwohls so gering wie moglich zu halten, muss das Unternehmen, das den offentlichen Versorgungsauftrag
erfilllen soll, im Rahmen einer 6ffentlichen Ausschreibung ausgewahlt worden sein; ansonsten miissen die Kosten
fur die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Dienstleistungen auf der Grundlage eines durchschnittlichen, gut
gefithrten Unternehmens bestimmt werden.

(*) Nach den Bestimmungen im Protokoll iiber den 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk in den Mitgliedstaaten im Anhang zum Vertrag von
Amsterdam.

(*) Unter anderem das Gesetz 31/1987 vom 18. Dezember iiber den Rahmen der Telekommunikation, Kénigliches Gesetzesdekret
529/2002 vom 14. Juli zur Sicherstellung des grundlegenden Dienstes in Bezug auf das Netz zur Unterstiitzung der Ausstrahlung von
Fernsehprogrammen bei einem Streik, Urteile des Obersten Gerichts (Tribunal Supremo) (Senat fiir Verwaltungssache (Sala de lo Conten-
cioso-Administrativo) 3. Kammer) vom 23. Juli 2009 (JUR 2009\381376), Entscheidungspunkt zwei; sowie vom 18. Dezember 2009
(R} 2010)2313) Entscheidungspunkt drei: ,Es liegt zweifelsohne im allgemeinen Interesse, den Ausbau und die universelle Abdeckung
der staatlichen Fernsehkanile in peripheren und entlegenen Gebieten des Staatsgebietes sicherzustellen (analog zu Gebieten, die diese
Merkmale nicht aufweisen), die nicht unter die Verpflichtung der Rundfunkanbieter fallen.
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Erste Voraussetzung des Altmark-Urteils:Klare Festlegung und Betrauung mit gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen

(119) In den spanischen Rechtsvorschriften wird nicht geregelt, dass der Betrieb eines terrestrischen Netzes eine 6ffent-
liche Dienstleistung darstellt. Im Telekommunikationsgesetz von 1998 (**) wird festgelegt, dass die Telekommuni-
kationsdienstleistungen, einschlieflich des Betriebs der Netze fiir die Verbreitung von Rundfunk und Fernsehen,
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse sind, auch wenn sie nicht den Rang offentlicher
Dienstleistungen aufweisen, der nur wenigen Telekommunikationsdiensten vorbehalten ist (). Im derzeit gelten-
den Telekommunikationsgesetz (**) wurde diese Definition beibehalten. Die Ubertragungsdienste fiir die Ausstrah-
lung der Fernsehprogramme, d. h. die Signaliibertragung iiber die Telekommunikationsnetze, werden als Telekom-
munikationsdienstleistungen angesehen und sind als solche Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse, stellen aber keine offentliche Dienstleistung dar (°°).

(120) In jedem Fall sind die Bestimmungen des Gesetzes von Technologieneutralitit gekennzeichnet. In Artikel 1 werden
Telekommunikationsdienstleistungen als der Betrieb der Netze und die Erbringung von elektronischen Kommuni-
kationsdiensten sowie die damit verbundenen Ressourcen definiert. Telekommunikationsdienstleistungen umfas-
sen die Ubertragung von Signalen iiber jedes Ubertragungsnetz und nicht speziell iiber das terrestrische Netz (¢/).
Dariiber hinaus wird in Artikel 3 des Gesetzes festgelegt, dass eines der Ziele der Regulierung in der weitestmdgli-
chen Forderung der Technologieneutralitit besteht.

(121) Obwohl in der zum Zeitpunkt der Ubertragung der Mittel an Itelazpi giiltigen und anwendbaren Vorschrift der
offentlich-rechtliche Rundfunk als 6ffentliche Dienstleistung definiert war, ist es nach Auffassung der Kommission
nicht moglich, diese Definition auf den Betrieb einer bestimmten Plattform auszuweiten. Wenn verschiedene
Ubertragungsplattformen bestehen, kann dariiber hinaus nicht angenommen werden, dass eine konkrete Plattform
,wesentlich* fiir die Ubertragung der Rundfunksignale ist. Deshalb wire es ein offensichtlicher Fehler gewesen,
wenn in den spanischen Rechtsvorschriften die Nutzung einer bestimmten Plattform fiir die Ubertragung der
Rundfunksignale eine offentliche Dienstleistung darstellen wiirde.

(122) Deshalb wird der Schluss gezogen, dass gemifl den spanischen Rechtsvorschriften der Betrieb der terrestrischen
Netze nicht als offentliche Dienstleistung eingestuft ist.

(123) Die baskischen Behorden machen geltend, dass die Beauftragung von Itelazpi mit der Erbringung dieser Dienstleis-
tung von allgemeinem offentlichen Interesse explizit in den zwischen der baskischen Regierung, EUDEL (Verband
der baskischen Gemeinden) und den drei baskischen Provinzregierungen vorgesehen sei.

(124) In den Vereinbarungen raumt die baskische Verwaltung ein, dass Werte wie der universelle Zugang zu Informatio-
nen oder die Informationsvielfalt die Universalisierung der frei empfangbaren Fernsehdienste erfordern, und ver-
pflichtet sich, diese Werte durch den Ausbau der Versorgung der staatlichen Multiplexe zu schiitzen (**). Dennoch
legt keine Bestimmung der Vereinbarungen tatsichlich nahe, dass der Betrieb des terrestrischen Netzes als 6ffent-
liche Dienstleistung betrachtet wird. Folglich ist die Kommission der Auffassung, dass der Wortlaut dieser Verein-
barungen nicht ausreicht, um den Umfang des 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags klar zu definieren, und gestiitzt
auf dieses Argument nicht geltend gemacht werden kann, dass die Ubertragung iiber das terrestrische Netz eine
offentliche Dienstleistung darstellt.

(125) Somit konnte nicht nachgewiesen werden, dass die erste Voraussetzung des Altmark-Urteils erfiillt war.

(126) Die im Altmark-Urteil festgelegten Kriterien sind kumulativ, d. h., es miissen alle Voraussetzungen erfillt sein,
damit eine Maflnahme nicht als staatliche Beihilfe einzustufen ist. Da das erste Kriterium nicht erfiillt ist, ent-
spricht die Itelazpi von den Behorden des Baskenlandes gewdhrte Finanzierung nicht den Voraussetzungen, um
als Ausgleich fiir die Erbringung einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse eingestuft wer-
den zu konnen.

(%) Allgemeines Gesetz iiber das Telekommunikationswesen Nr. 11/1998 vom 24. April.

(**) Dazu zdhlen die Dienste in Zusammenhang mit der 6ffentlichen Verteidigung und dem Zivilschutz sowie der Betrieb des Telefonnetzes.

(*) Allgemeines Gesetz iiber das Telekommunikationswesen Nr. 32/2003 vom 3. November.

(*) In Artikel 2 Absatz 1 dieses Gesetz heifst es: , Telekommunikationsdienstleistungen sind Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli-
chen Interesse, die im Rahmen des freien Wettbewerbs erbracht werden.*

(*’) In Anhang II des Gesetzes 32/2003 finden sich die genauen und technologieneutralen Begriffsbestimmungen von ,Telekommunikation*
und ,elektronisches Kommunikationsnetz“. , Telekommunikation: die Ubertragung, Ausstrahlung oder der Empfang von Zeichen, Signa-
len, Texten, Bildern, Tonen oder Informationen jeglicher Art iiber Draht, Radiotechnik, optische oder andere elektromagnetische Ein-
richtungen®. ,Elektronisches Kommunikationsnetz: Ubertragungssysteme und gegebenenfalls Vermittlungs- und Leitwegeinrichtungen
sowie anderweitige Ressourcen, die die Ubertragung von Signalen iiber Kabel, Funk, optische oder andere elektromagnetische Einrich-
tungen ermoglichen, einschlielich Satellitennetze, feste (leitungs- und paketvermittelte, einschliefSlich Internet) und mobile terrestrische
Netze, Stromleitungssysteme, soweit sie zur Signaliibertragung genutzt werden, Netze fiirr Hor- und Fernsehfunk sowie Kabelfernseh-
netze, unabhingig von der Art der tibertragenen Informationen*.

(**) Erwdgungsgriinde 6 und 7 sowie Klausel 5 der Vereinbarungen.
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Vierte Voraussetzung des Altmark-Urteils: Sicherstellung der geringsten Kosten fir die Allge-
meinheit

(127) In Ermangelung einer Ausschreibung ist es nach dem vierten Altmark-Kriterium erforderlich, dass die Hohe des
erforderlichen Ausgleichs auf der Grundlage einer Analyse der Kosten bestimmt wird, die einem durchschnitt-
lichen, gut gefithrten Unternehmen, das so angemessen mit Ubertragungsmitteln ausgestattet ist, dass es den
gestellten Anforderungen fur die Erbringung offentlicher Dienstleistungen geniigt, bei der Erfiillung der betreffen-
den Verpflichtungen entstiinden, wobei die dabei erzielten Einnahmen und ein angemessener Gewinn aus der
Erfillung dieser Verpflichtungen zu beriicksichtigen sind.

(128) Da keine Ausschreibung durchgefithrt wurde, machen die baskischen Behorden geltend, dass dieses Kriterium auf-
grund der Tatsache erfiillt werde, das Itelazpi ein gut gefiithrtes Unternehmen sei, das angemessen fiir die Erbrin-
gung der verlangten Dienstleistungen ausgestattet sei. Auf Grundlage eines Kostenvergleichs kommen die baski-
schen Behorden zu dem Schluss, dass die Satelliteninfrastruktur teurer gewesen wire als die Aufriistung des ter-
restrischen Netzes von Itelazpi (*). Um dem vierten Altmark-Urteil zu geniigen, ist ein Vergleich mit der Satelli-
tentechnologie als Nachweis fur die Effizienz von Itelazpi jedoch nicht ausreichend, da moglicherweise andere ter-
restrische Betreiber die Dienstleistung giinstiger hdtten erbringen konnen.

Unter Beriicksichtigung der vorstehenden Ausfihrung wird der Schluss gezogen, dass im Fall des Baskenlandes
auch das vierte Kriterium des Altmark-Urteils nicht erfullt war. Angesichts des kumulativen Charakters dieser
Voraussetzungen kann nicht angenommen werden, dass die von der baskischen Regierung Itelazpi gewahrte
Finanzierung aufgrund der Tatsache, dass die Voraussetzungen fiir eine Einstufung als Ausgleich fiir die Erbrin-
gung einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse erfillt sind, keine staatliche Beihilfe darstellt.

5.2.2.1. Wettbewerbsverzerrung

(129) Spanien und Abertis machen geltend, dass DVB-T und die Satellitentechnologie zwei verschiedene Markte seien.
DVB-T ist die wichtigste Plattform fiir das frei empfangbare terrestrische Fernsehen, wobei die Zahl der auf dem
inlandischen Markt tdtigen Betreiber von der Zahl der von der spanischen Regierung erteilten Lizenzen bestimmt
wird. Die frei empfangbaren terrestrischen Fernsehkanile finanzieren sich iiber Werbung. Was das Satellitenfernse-
hen anbelangt, so kann eine grofle Zahl von Kanilen iiber die einzige Plattform fur Bezahlfernsehen in Spanien
empfangen werden, fiir die Astra der Netzbetreiber ist. Diese Kanile werden tiber Abonnementsfinanziert, die in
der Regel tiber ein Programmpaket abgeschlossen werden. Die spanischen Behorden betonen zudem, dass in Spa-
nien die Kosten fiir die Ausstrahlung tiber Satellit fur die Rundfunkanbieter deutlich hoher sind als bei der terrest-
rischen Ausstrahlung, weshalb die frei empfangbaren Rundfunkanbieter, einschlieflich der regionalen und lokalen
Sender, kein Interesse an einem Umstieg auf diese Plattform hitten.

(130) Aus verschiedenen Griinden wird der Schluss gezogen, dass die terrestrische Plattform und die Satellitenplattform
auf demselben Markt titig seien.

(131) Erstens nahm Astra im Jahr 2008 an der Ausschreibung fiir den Ausbau der Versorgung mit digitalem Fernsehen
in Kantabrien teil und erhielt den Zuschlag. Im Jahr 2008 hielt Astra eine Reihe von Sitzungen mit den Autono-
men Gemeinschaften ab, in denen es sein Angebot zur Ausstrahlung von Programmbkanilen des digitalen Fernseh-
ens, die bis dahin tiber die terrestrische Plattform ausgestrahlt wurden, darlegte. Obwohl die Behorden spiter den
Vertrag mit Kantabrien auflosten, ldsst sich aus dem Interesse des Satellitenbetreibers an der Erbringung von
Dienstleistungen im Wettbewerb zur terrestrischen Plattform schliefen, dass Satellitenbetreiber maoglicherweise
dhnliche Dienstleistungen erbringen.

(132) Zweitens erbringt der Satellitenbetreiber Hispasat (Tochterunternehmen von Abertis) Dienstleistungen in manchen
Teilen des Gebiets II (") und im Gebiet IIl wird ausschlieflich die Satellitenplattform genutzt. Auch andere Mit-
gliedstaaten nutzen Satellitendienstleistungen zur Versorgung von Gebieten in dufSerster Randlage in ihrem Staats-
gebiet mit frei empfangbaren Kanilen (™).

(133) Drittens werden mehrere offentliche und private Programmkandle, die tiber die terrestrische Plattform verbreitet
werden, auch uber die Satellitenplattform ausgestrahlt, einschlieflich Astra selbst (%).

(134) Viertens konnen oder konnten bis vor Kurzem einige der regionalen Kanile iiber die Satellitenplattform empfan-
gen werden, was im Widerspruch zu der Behauptung der regionalen Rundfunkanbieter steht, sie hitten kein Inte-
resse an der Satellitentechnologie.

(*) Die Studie wurde der Kommission nicht vorgelegt.

(") Hispasat erbringt diese Dienstleistungen zur Unterstiitzung des DVB-T-Netzes im Gebiet II.

(') Beispielsweise Frankreich.

("3 Zum Beispiel Antena 3, Cuatro, Telecinco, La Sexta, La Siete, Teledeporte, TVE, la2 und Canal 24 horas.
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(135) Finftens verweist die Kommission auch auf das Argument von Astra in Bezug auf die Satellitenkapazititen fiir
das Angebot von 1380 Kanilen und ihre geografische Beschrinkung. Astra versichert, es gebe keine Einschrin-
kungen bei der Verbreitung einer bestimmten Zahl von Kanilen iber die Satellitenplattform. Auflerdem scheint
die Zahl von 1380 regionalen Programmkanilen tiberhoht zu sein. Auch wenn es sich dabei um die maximale
Zahl von Frequenzen handelt, die landesweit in Spanien fir die nationalen, regionalen und lokalen Kanile zur
Verfiigung steht, war die Zahl der tatsichlich gewidhrten Lizenzen deutlich niedriger (sieche Fufnote 13). Aufer-
dem strahlen nicht alle Rundfunkanbieter, denen eine Lizenz erteilt wurde, tatsichlich auf der zugewiesenen Fre-
quenz aus.

(136) Sechstens haben manche Rundfunkanbieter erkldrt, sie wiirden die terrestrische Ubertragung bevorzugen, da sie
Rechte erworben hitten, nach denen sie die Programminhalte ausschlieflich iiber die terrestrische Plattform sen-
den diirften. Dies bedeutet jedoch nicht, dass unterschiedliche Mirkte fiir die terrestrische Ubertragung und die
Satelliteniibertragung bestehen. Ebenso wie sie Rechte fiir die Ausstrahlung tiber die terrestrische Plattform erwor-
ben haben, konnten sie gegebenenfalls Rechte fiir die Satellitenplattform erwerben. Bei der Auswahl einer Satelli-
tenplattform im Zuge einer 6ffentlichen Ausschreibung, wie es im Gebiet III der Fall war, konnte den Rundfunk-
anbietern zudem eine ,Ubertragungspflicht auferlegt werden.

(137) SchlieRlich ist anzumerken, dass nach den Daten von Mai 2010 () die Versorgung mit DVB-T in Spanien sich
auf 98,85 % der Bevolkerung erstreckte, wihrend nur 93,5 % der privaten Haushalte Fernsehen iiber die terrestri-
sche Plattform empfangen. Somit verfiigen 5 % der privaten Haushalte tiber einen Zugang zum DVB-T, ziehen es
aber vor, diesen nicht zu nutzen, da die meisten von ihnen Abonnenten des Bezahlfernsehens iiber Satellit sind.

(138) Unter Beriicksichtigung der Tatsache, dass ein Wettbewerb zwischen der terrestrischen Plattform und der Satelli-
tenplattform fir die Fernsehiibertragung besteht, wird zusammenfassend festgestellt, dass die Maflnahme zur Ein-
fihrung sowie zum Betrieb und zur Instandhaltung des DVB-T im Gebiet Il zu einer Wettbewerbsverzerrung zwi-
schen den beiden Plattformen gefiihrt hat. Es ist darauf hinzuweisen, dass andere Plattformen, insbesondere das
Internetfernsehen, infolge der Malnahme diskriminiert wurden. Auch wenn noch nicht im ganzen Gebiet II Breit-
band verfugbar ist, ist anzunehmen, dass die Versorgung in der Zukunft deutlich ausgebaut wird.

5.2.2.2. Auswirkungen auf den Handel

(139) Die Mafnahme beeintrachtigt den Handel innerhalb der Union. Nach der Rechtsprechung der europiischen
Gerichte ,beeinflusst eine staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewéhrte Finanzhilfe den innergemeinschaftlichen
Handel, wenn sie die Stellung eines Unternehmens gegeniiber konkurrierenden Unternehmen im innergemein-
schaftlichen Handel starkt“ (74).

(140) Die Netzbetreiber sind in einem Sektor titig, in dem ein Handel zwischen den Mitgliedstaaten stattfindet. Abertis
gehort ebenso wie der Beschwerdefithrer zu einer internationalen Unternehmensgruppe. Somit betrifft die Maf3-
nahme zur Einfihrung sowie zum Betrieb und zur Instandhaltung des DVB-T im Gebiet II den Handel zwischen
den Mitgliedstaaten.

5.2.3. Schlussfolgerungen beziiglich des Vorliegens einer Beihilfe

(141) Aufgrund der oben erorterten Argumente ist die Kommission der Auffassung, dass die Mainahme die Vorausset-
zungen des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfillt. Unter diesen Umstidnden ist die vorliegende Mafinahme nach
Artikel 107 Absatz 1 AEUV als eine staatliche Beihilfe anzusehen.

5.3. WURDIGUNG DER VEREINBARKEIT
5.3.1. Allgemeines

(142) Die Kommission unterstiitzt aktiv den Umstieg von der analogen auf die digitale Rundfunkiibertragung. Die Vor-
teile des Umstiegs auf die digitale Fernsehtechnik wurden im Aktionsplan eEurope 2005 und in den Mitteilungen
tiber die Umstellung auf die Digitaltechnik hervorgehoben (7). Des Weiteren erkennt die Kommission an, dass bei
der Umstellung auf die Digitaltechnik Verzégerungen auftreten konnen, wenn diese ginzlich den Marktkriften
tiberlassen wird.

(") Analyse des Fernsechmarktes, die von Spanien mit der Anmeldung der Maffnahme vorgelegt worden war: Entschddigung fiir Umstel-
lungskosten aufgrund der Nutzung der digitalen Dividende in Spanien, SA. 32619 (2011/N).

("*) Rechtssache T-55/99, Confederacién Espafiola de Transporte de Mercancias (CETM)/Kommission der Europiischen Gemeinschaften,
Slg. 2000, 11-3207.

%) K(g)M(ZOOZ) 263 endg., eEurope 2005: Eine Informationsgesellschaft fiir alle; KOM(2003) 541 endg., Mitteilung der Kommission iiber
den Ubergang vom analogen zum digitalen Rundfunk (digitaler Ubergang und Analogabschaltung) und KOM(2005) 204 endg., Mittei-
lung der Kommission iiber die Beschleunigung des Ubergangs vom analogen zum digitalen Rundfunk.
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(143) Die Mitgliedstaaten konnen Beihilfen verwenden, um ein spezifisches Marktversagen zu beheben oder den sozia-
len oder regionalen Zusammenhalt zu gewihrleisten (°). Dennoch ist in jedem Fall nachzuweisen, dass die
geplanten Beihilfen das geeignete Mittel sind, um das Problem anzugehen, dass sie auf das notwendige Minimum
beschrinkt sind und dass sie den Wettbewerb nicht iiber Gebiithr verzerren. Entsprechend wird in der Mitteilung
iiber den Ubergang festgelegt, dass im Zusammenhang mit der Digitalisierung eine 6ffentliche MaBnahme gerecht-
fertigt ist, wenn zwei Voraussetzungen erfiillt sind: das Vorliegen allgemeiner Interessen und das Vorliegen eines
Marktversagens, d. h., wenn die Marktkrifte allein nicht das Allgemeinwohl verwirklichen kénnen. Des Weiteren
wird festgelegt, dass die offentliche Maffnahme in jedem Fall durch eine sorgfiltige Marktanalyse gestiitzt werden
muss.

(144) In der Mitteilung iiber den Ubergang wird ferner darauf hingewiesen, dass der Ubergang vom analogen zum digi-
talen Rundfunk eine grole Herausforderung fiir die Branche darstellt, deren Bewiltigung marktgetrieben erfolgen
muss. Prinzipiell sollte jedes Netz aus eigener Kraft am Wettbewerb teilnehmen. Um diesen Grundsatz zu wahren,
muss eine Offentliche Mafnahme stets technologieneutral sein. Ausnahmen sind nur dann zulidssig, wenn die
geplante staatliche Maffnahme dazu dient, ein spezifisches Marktversagen zu beheben oder ein Missverhaltnis zu
beseitigen, und wenn es sich bei der fraglichen Beihilfe um ein geeignetes, notwendiges und verhiltnisméiRiges
Mittel zur Korrektur dieser Probleme handelt.

(145) Wird der Markt sich selbst tiberlassen, besteht die Gefahr, dass aufgrund ihrer benachteiligten sozialen Situation
nicht alle Bevolkerungsgruppen von den Vorteilen des digitalen Fernsehens profitieren konnen. Im Hinblick auf
das Problem des sozialen Zusammenhalts werden die Mitgliedstaaten moglicherweise sicherstellen wollen, dass
nach dem Abschalten des analogen Fernsehens alle Biirger Zugang zum digitalen Fernsehen haben. Da der
Umstieg auf die digitale Technologie fiir die Verbraucher gewisse Kosten mit sich bringt und eine Anderung der
Gewohnbheiten erfordert, werden die Mitgliedstaaten unter Umstdnden insbesondere benachteiligten gesellschaftli-
chen Gruppen wie dlteren Menschen, einkommensschwachen Haushalten oder Einwohnern von entlegenen Gebie-
ten Hilfe gewahren wollen.

(146) In mehreren Beschliissen zu staatlichen Beihilfen, die sich auf die Mitteilungen iiber den digitalen Umstieg stiitz-
ten, wendete die Kommission die Vorschriften iiber staatliche Beihilfen auf diese Branche an (7). Die Mitglied-
staaten verfiigen tiber verschiedene Mdglichkeiten zur staatlichen Forderung des digitalen Umstiegs, um sicherzu-
stellen, dass in allen geografischen Gebieten eine angemessene Fernsehversorgung vorhanden ist. Dies umfasst die
Forderung die Einfithrung eines Ubertragungsnetzes in Gebieten, in denen der Fernsehempfang andernfalls unzu-
reichend wire ("®). Dennoch kann diese Forderung nur gewihrt werden, sofern sie keine unnétigen Verzerrungen
zwischen Technologien oder Unternehmen verursacht und sie auf ein Minimum beschrinkt bleibt.

5.3.2. Rechtliche Grundlagen fiir die Wiirdigung der Vereinbarkeit der vorgesehenen Maf$nahme

(147) Die spanischen Behorden haben die Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ und Artikel 106 Absatz 2 AEUV zur
Rechtfertigung der Mafnahme angefiihrt, falls die Schlussfolgerung gezogen werde, dass es sich um eine staatliche
Beihilfe nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV handele. Nachfolgend wiirdigt die Kommission die Vereinbarkeit der
Maf8nahme unter Beriicksichtigung dieser Bestimmungen und der vorstehend dargelegten allgemeinen Uberlegun-
gen.

5.3.3. Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV

(148) Zur Wiirdigung, ob die Beihilfe mit den Bestimmungen in Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ vereinbar ist, wigt
die Kommission die positiven und negativen Auswirkungen gegeneinander ab. Bei dieser Abwigung bewertet die
Kommission die folgenden Fragen:

1) Hat die Beihilfemafinahme ein klar definiertes Ziel von allgemeinem Interesse?

2) Ist das Beihilfeinstrument so gestaltet, dass das im allgemeinen Interesse liegende Ziel erreicht werden kann,
d. h., dass die vorgeschlagene Maffnahme auf die Behebung eines Marktversagens oder ein anderes Ziel ausge-
richtet ist? Insbesondere:

a) Ist die Beihilfemafinahme ein geeignetes Instrument, d. h., gibt es andere, besser geeignete Instrumente?

(") Siehe das Dokument ,Weniger und besser ausgerichtete staatliche Beihilfen — Roadmap zur Reform des Beihilferechts 2005-2009%,
KOM(2005) 107 endg. )

(”7) Siehe unter anderem die Beschliisse N 622/2003, Digitalisierungsfonds — Osterreich (ABL C 228 vom 17.9.2005, S. 12); C 25/2004,
Einfithrung des digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in Berlin-Brandenburg — Deutschland (ABL. L 200 vom 22.7.2006, S. 14);
C 24/2004, Digitales terrestrisches Fernsehen in Schweden (ABL. L 112 vom 30.4.2007, S. 77); C 52/2005, Digitaldecoder — Italien
(ABL. L 147 vom 8.6.2007, S. 1); N 270/2006, Beihilfen fiir den Erwerb von Digitaldecodern mit offener API — Italien (ABL C 80 vom
13.4.2007, S. 3); N 107/2007, Zuschiisse fur digitale Fernsehgerite und Digitaldecoder — Italien (ABI. C 246 vom 20.10.2007, S. 2);
C 34/2006, Einfilhrung des digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in Nordrhein-Westfalen (ABL L 236 vom 3.9.2008, S. 10);
SA 28685 Captacion de Television Digital en Cantabria — Spanien (ABL. C 119 vom 24.4.2012, S. 1).

Siche Erwidgungsgrund 132 des Beschlusses C 25/2004 der Kommission iiber die staatliche Beihilfe, die die Bundesrepublik Deutschland
zugunsten der Einfithrung des digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in Berlin-Brandenburg gewahrt hat — Deutschland (ABL. L 200
vom 22.7.2006, S. 14).

(78
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b) Hat sie einen Anreizeffekt, d. h., dndert sie das Verhalten von Unternehmen?

¢) Ist die Beihilfe verhaltnismaRig, d. h., konnte dieselbe Verhaltensdnderung auch mit einer geringeren Beihilfe
erreicht werden?

3) Sind die Verfilschungen von Wettbewerb und Handel in ihrem Ausmafl begrenzt, so dass die Gesamtbilanz
der Auswirkungen positiv ist?

5.3.3.1. Ziel von allgemeinem Interesse

(149) Mit der Beihilferegelung soll der Prozess des Umstiegs auf die Digitaltechnik in Spanien beschleunigt und der fort-
gesetzte Empfang des Fernsehsignals fiir die Einwohner bestimmter entlegener lindlicher Gebiete sichergestellt
werden. In diesem Zusammenhang zielt die MafSnahme darauf ab, dass die in diesen Gebieten wohnenden Perso-
nen fernsehen konnen. Der Zugang zu Kommunikationsmitteln, darunter Fernsehsendungen, ist wichtig, damit
die Biirger ihr verfassungsmifiges Recht auf Zugang zu Informationen ausiiben koénnen. Die Kommission hat in
ihrem AktionsplaneEurope 2005 () und in ihren beiden Mitteilungen iiber den Ubergang vom analogen zum
digitalen Rundfunk (*) die Bedeutung und die Vorteile des digitalen Rundfunks anerkannt. In ihrer Mitteilung
,i2010 — Eine europdische Informationsgesellschaft fir Wachstum und Beschiftigung” (*!) hat die Kommission
hervorgehoben, dass die bis 2012 geplante Abschaltung des analogen terrestrischen Fernsehens den Frequenzzu-
gang in Europa vereinfachen wird. Aufgrund der effizienteren Nutzung der Frequenzen beim digitalen Rundfunk
werden Frequenzkapazititen fir andere Nutzungen frei, wie die neuen Dienste im Bereich Rundfunk und Mobil-
funk, wodurch wiederum Innovationen und das Wachstum der Fernsehbranche und der Branche derelektroni-
schen Kommunikation gefordert werden.

(150) Folglich wird der Schluss gezogen, dass die Mafnahme auf das Erreichen eines Ziels von allgemeinem Interesse
ausgerichtet ist.

5.3.3.2. Klar definierte Beihilfe

Marktversagen

(151) Wie die spanischen Behorden bestitigten, besteht allgemeines Einvernehmen iiber die Gefahr, dass nicht alle
Bevolkerungsgruppen von den Vorteilen des digitalen Fernsehens profitieren konnen (Problem des sozialen und
regionalen Zusammenhalts). Es konnte ein Marktversagen vorliegen, wenn die Marktteilnehmer den positiven Aus-
wirkungen des digitalen Umstiegs fiir die Gesellschaft insgesamt nicht ausreichend Rechnung tragen, da sie keine
wirtschaftlichen Anreize fiir sich sehen (positive externe Effekte). Uberdies mochten die Mitgliedstaaten in Zusam-
menhang mit dem sozialen Zusammenhalt méglicherweise sicherstellen, dass alle Biirger nach dem Abschalten
des analogen Fernsehens Zugang zum digitalen Fernsehen haben, so dass sie auch aus diesem Grund Mafnahmen
ergreifen konnen, um eine weitere angemessene Fernsehversorgung in allen geografischen Gebieten zu gewdhrleis-
ten.

(152) Im Eroffnungsbeschluss raumte die Kommission das Vorliegen eines Marktversagens ein, da die Rundfunkanbieter
nicht bereit sind, zusitzliche Kosten fiir einen iiber ihre rechtlichen Pflichten hinausgehenden Ausbau der Versor-
gung zu tragen. Dariiber hinaus haben weder die Satellitenplattformen noch die privaten Haushalte Investitionen
getdtigt, durch die der Empfang der digitalen Kanile iiber Satellit fiir alle Einwohner des Gebiets II gewahrleistet
wiirde. Folglich erkennt die Kommission an, dass Personen, die ihren gewohnlichen Aufenthalt in einem landli-
chen Gebiet haben, vollstindig vom Empfang des frei empfangbaren digitalen Fernschsignals ausgeschlossen wer-
den konnten, wenn die digitale Versorgung vollstindig den Marktkriften tiberlassen wird, und die offentliche
Mafinahme im Wege einer wirtschaftlichen Beihilfe fiir die Betroffenen von Vorteil sein kann.

Technologieneutralitdt, Eignung und Verhidltnismidigkeit der Manahme

(153) In Zusammenhang mit dem Umstieg auf die Digitaltechnologie wurde der Grundsatz der Technologieneutralitit
in mehreren Beschliissen der Kommission (*)) bekriftigt und vom Gericht und vom Gerichtshof (*) bestitigt.

(") KOM(2002) 263 endg., eEurope 2005: Eine Informationsgesellschaft fiir alle.

(*) KOM(2003) 541 endg., Mitteilung der Kommission iiber den Ubergang vom analogen zum digitalen Rundfunk (digitaler Ubergang und
Analogabschaltung); und KOM(2005) 204 endg., Mitteilung der Kommission iiber die Beschleunigung des Ubergangs vom analogen
zum digitalen Rundfunk.

(*1) KOM(2005) 229 endgiiltig vom 1.6.2005.

(*?) Siehe Fulinote 77.

(*) Rechtssachen T-8/06 — FAB Fernsehen aus Berlin GmbH/Kommission, Urteil vom 6. Oktober 2009, Slg. 2009, 11-00196;
C-544/09P — Deutschland/Kommission, Urteil vom 15. September 2011, noch nicht verdffentlicht; T-177/07, Mediaset SpA/Kommis-
sion, Urteil vom 15. Juni 2010, Slg. 2010, 11-02341; und C-403/10 P — Mediaset SpA/Kommission, Urteil vom 28. Juli 2011, Slg. 2011,
1-00117.
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(154) Die Auswahl der Technologie ist generell im Zuge einer technologieneutralen Ausschreibung zu treffen, wie es in
anderen Mitgliedstaaten der Fall war (). In Ermangelung einer entsprechenden Ausschreibung hitte die Wahl
einer bestimmten Technologie akzeptiert werden kénnen, wenn diese durch die Feststellungen einer zuvor durch-
gefithrten Studie begriindet worden wire, in der in Bezug auf Qualitdt und Kosten belegt worden wire, dass nur
eine technologische Losung ausgewihlt werden konnte (). Die Beweislast liegt beim Mitgliedstaat, der nachwei-
sen muss, dass die entsprechende Studie hinreichend solide war und mit der groftmdglichen Unabhingigkeit
durchgefiihrt wurde (*¢).

(155) Wie in Abschnitt 2.2 dargelegt, ist die iiberwiegende Mehrheit der Ausschreibungen nicht von Technologieneutra-
litat gekennzeichnet, da entweder explizit im Rahmen der Definition des Gegenstands der Ausschreibung oder
implizit in der Beschreibung der technischen Spezifikationen auf die terrestrische Technologie und DVB-T Bezug
genommen wird. Nur die DVB-T-Betreiber konnten diese Voraussetzungen erfiilllen (und nur diese haben an den
entsprechenden Ausschreibungen teilgenommen). Die spanischen Behdrden machen geltend, dass die Verweise
auf DVB-T in den Ausschreibungen bzw. den Spezifikationen der Ausriistung und der DVB-T-Ubertragungszent-
ren nicht bedeuteten, dass die Nutzung dieser Zentren fiir die Bieter zwingend vorgeschrieben gewesen sei. Diese
Verweise konnen nicht plausibel in der von den spanischen Behorden dargelegten Weise ausgelegt werden. Abge-
sehen davon wird bei diesem formalen Argument die Wirklichkeit des Marktes ignoriert, selbst wenn die Ausle-
gung korrekt sein sollte. Die Teilnahme an Ausschreibungen ist sehr mittelintensiv und somit kostspielig fiir die
Bieter. Durch die Aufteilung der Mafinahme im Gebiet II in Hunderte von Ausschreibungen haben sich die Kosten
vervielfacht, wodurch eine grofSe Zutrittsschranke fiir jeden Bieter geschaffen wurde, der auf eine Versorgung des
gesamten Gebiets II zielte. Die Kombination der Mafinahmen der Zentralregierung zugunsten der DVB-T-Techno-
logie, wie in den Erwidgungsgriinden 88 und 89 dargelegt, die spezifischen Verweise auf DVB-T in den Ausschrei-
bungen und die Notwendigkeit, an Hunderten verschiedenen Ausschreibungen teilzunehmen, hat den {ibrigen
Plattformbetreibern unmissverstindlich deutlich gemacht, dass die Teilnahme an diesen Ausschreibungen aus wirt-
schaftlicher Sicht nicht gerechtfertigt ist. Folglich wird der Schluss gezogen, dass es aufgrund dieser Verweise in
den meisten Fillen fiir die Betreiber anderer Plattformen nicht moglich war, in den Wettbewerb einzutreten (*').

(156) In der von den spanischen Behorden vorgelegten Voruntersuchung, die in Erwdgungsgrund 52 dargelegt wird,
wird die Uberlegenheit der terrestrischen Plattform gegeniiber der Satellitenplattform nicht hinreichend belegt.
Vielmehr kommt diese Studie zu dem Schluss, dass die Wahl einer technologischen Losung fiir den Ausbau der
Versorgung in jeder Region konkret zu analysieren sei, wobei die topografischen und demografischen Besonder-
heiten zu beriicksichtigen seien. Diese Schlussfolgerung spricht vielmehr fiir die Notwendigkeit, eine technolo-
gieneutrale Ausschreibung durchzufithren, um die geeignetste Plattform zu bestimmen.

(157) Im Zuge der Untersuchung legten einige Autonomen Gemeinschaften interne Berechnungen vor, bei denen die
Kosten beider Technologien fiir den Ausbau der Versorgung verglichen wurden. Doch abgesehen von der Unsi-
cherheit beziiglich des Zeitpunkts ihrer Erstellung war keine dieser Berechnungen ausreichend detailliert und
belastbar, um die Wahl der terrestrischen Technologie fur den Ausbau der Versorgung zu rechtfertigen. Weitaus
wichtiger ist jedoch, dass keine dieser Berechnungen von einem unabhingigen Sachverstindigen vorgenommen
worden war.

(158) In Zusammenhang mit den beiden von Abertis vorgelegten Kostenstudien ist darauf hinzuweisen, dass diese im
Jahr 2010 und somit lange nach der Durchfithrung der untersuchten Maflnahmen erstellt wurden. Unabhingig
davon, ob diese als ausreichend unabhingig und belastbar betrachtet werden kénnen, konnen sie aufgrund der
Tatsache, dass sie nach Durchfithrung der beanstandeten Mafinahmen erstellt worden sind, nicht zur Stiitzung der
Argumentation herangezogen werden, dass die spanische Regierung auf die Durchfithrung einer technologieneut-
ralen Ausschreibung verzichtet hat. Aufferdem stehen die von Astra vorgelegten Schitzwerte zu den Kosten, nach
denen die Satellitentechnik rentabler ist, im Widerspruch zu den Ergebnissen dieser Untersuchungen.

(159) Somit kann die Mafinahme, die Gegenstand der Untersuchung bildet, nicht als geeignet betrachtet werden.

(160) Die Tatsache, dass manche private Haushalte im Gebiet II frei empfangbare Kanile tiber Satellit empfangen (*%),
zeigt, dass die terrestrische Plattform nicht immer die effizienteste und geeignetste Plattform ist. Zudem wird
betont, dass die Satellitenlosung in anderen Mitgliedstaaten eingesetzt wird (**).

(**) Siehe FuBnote 12.

(*) Eine entsprechende Studie diente als Begriindung fiir die Wahl einer bestimmten Technologie in einer Rechtssache im Bereich Breitband,
siehe Entscheidung der Kommission N 222/06 — Italien, Aid to bridge the digital divide in Sardinia (ABI. C 68 vom 24.3.2007, S. 6).

(*) Das Vereinigte Konigreich wahlte DVB-T fiir die Bereitstellung eines lokalen Fernsehangebots auf der Grundlage einer zuvor von ihrer
Aufsichtsbehérde OFCOM durchgefithrten Studie und nach Anhorung der Marktteilnehmer. Auf dieser Grundlage bestand die Kommis-
sion nicht auf der Durchfithrung einer technologieneutralen Ausschreibung. SA.33980 (2012/N) — Local Television in the UK. http:/|
ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/244689/244689_1425664_116_2.pdf.

(*) Obwohl in der ersten technologieneutralen Ausschreibung von Kantabrien drei Konsortien ein auf einer Satellitenlosung basierendes

Angebot vorgelegt hatten (Castilla-La Mancha Telecom, Telefénica und Astra), hat keines dieser Unternehmen und kein anderer Betreiber

einer anderen Plattform als DVB-T an einer der spdteren Ausschreibungen teilgenommen.

Hispasat, das sich im Miteigentum von Abertis und des spanischen Staats befindet, erbringt in manchen Autonomen Gemeinschaften

Dienstleistungen in Teilen des Gebiets II. Beispielsweise empfangen auf den Kanarischen Inseln 16 Orte im Gebiet II frei empfangbares

Fernsehen iiber Satellit. In Kastilien-Len ist dies bei etwa 9 000 Personen der Fall. Da Abertis fiir die Kontrolle der Satellitenempfinger

in allen terrestrischen Zentren zustindig ist und nicht zuldsst, dass sich andere Satellitenbetreiber mit diesen Empfiangern verbinden,

kann nur Hispasat diese DBV-T-Ubertragungsdienste zur Versorgung der terrestrischen Zentren anbieten.

(*) Beispielsweise Frankreich, Vereinigtes Konigreich, Italien und Slowakei.

(88
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(161) Dartiber hinaus legt die Tatsache, dass Astra an der technologieneutralen Ausschreibung zum Ausbau der Versor-
gung mit digitalem Fernsehen in Kantabrien teilgenommen und den Zuschlag erhalten hat, nahe, dass die Satelli-
tenplattform diese Dienstleistung erbringen kann (*°).

(162) Die Eignung der Maflnahme steht nach wie in Frage. Obwohl am 3. April 2010 der Umstieg vom analogen Fern-
sehen zu DVB-T im 800-MHz-Band in Spanien abgeschlossen wurde, wurde 2011 beschlossen, die Frequenzen
im 800 MHz-Band zu versteigern. In der Folge ist es erforderlich, spdtestens bis zum 1. Januar 2014 Sendungen
auf andere Kanile unter der Frequenz von 790 MHz zu verlegen. Da dies mit zusitzlichen Kosten verbunden ist,
meldete Spanien am 5. November 2010 zwei weitere Malnahmen fiir die privaten Haushalte und die Rundfunk-
anbieter mit veranschlagten Mitteln zwischen 600 und 800 Mio. EUR im Gebiet I an (fiir das Gebiet II wurde
noch keine Mafinahme angemeldet) (*!). Diese Kosten wiren nicht entstanden, wenn andere Plattformen
(Internet-, Kabel- oder Satellitenfernsehen) ausgewhlt worden wiren.

(163) Uberdies wurde darauf hingewiesen, dass Interferenzen zwischen den 4G/LTE-Mobilfunkfrequenzen und
DVB-T-Signalen auftreten, weshalb die privaten Haushalte teure Filter zum Schutz ihres DVB-T-Signals vor den
LTE-Wellen erwerben miissten (*). Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass dhnliche Interferenzen ein generel-
leres Problem darstellen, durch das die kiinftige Eignung des terrestrischen Rundfunks, insbesondere im Zusam-
menhang mit der groeren und weitreichenderen Einfithrung der NGA-Netze (Zugang der nichsten Generation),
untergraben wird.

(164) Die spanischen Behorden legten zwei weitere Argumente zur Stiitzung ihrer Auffassung dar, weshalb die Ubertra-
gung {iber Satellit teurer sei als iiber DVB-T. Erstens unterldgen die Rundfunkanbieter nach ihren Vereinbarungen
mit bestimmten Lieferanten territorialen Beschrinkungen. Die Gewihrleistung dieser Zugangskontrolle sei bei der
Satellitentechnologie mit hoheren Kosten verbunden. Zweitens sei die Satellitentechnologie nicht fiir die Verbrei-
tung einer grofSen Zahl von regionalen Kanilen ausgeriistet. Diese Behauptungen wurden nicht belegt und wider-
sprechen der Tatsache, dass der Vertrag von Astra mit Kantabrien ein professionelles System fur die Zugangskon-
trolle umfasste. Dariiber hinaus wire die Satellitentechnologie nach den Kostenberechnungen von Astra sogar
selbst dann noch giinstiger, wenn verschiedene Vereinbarungen mit den einzelnen spanischen Regionen getroffen
werden miissten. Was den regionalen Rundfunk betrifft, so macht Astra geltend, dass die von der spanischen
Regierung beriicksichtigte Zahl von 1 380 Kanilen stark tiberhoht sei (). Wiederum wire die Satellitenlosung
nach den Berechnungen von Astra auch unter Einbeziehung der regionalen und lokalen Kanile kostengiinstiger.

(165) Zudem liegen Belege vor, dass sich die Regionalregierungen dariiber bewusst waren, dass eine alternative Techno-
logie zum Ausbau der terrestrischen Plattform besteht. Die Untersuchung zeigte auf, dass sich im Anfangsstadium
des Prozesses einige Regionen mit Vertretern von Astra getroffen hatten. Bei diesen Sitzungen stellte Astra sein
Angebot fiir eine Satellitenlosung vor, das von den Regionalregierungen jedoch nicht gepriift wurde.

(166) Was die VerhiltnismaRigkeit anbelangt, so wire es bei der Planung der Maffnahme fiir das Gebiet Il angemessen
gewesen, dass die Zentralregierung einen Kostenvergleich (oder eine Ausschreibung) auf nationaler Ebene durchge-
fithrt hitte. Da der grofSte Teil der Kosten des Satellitennetzes mit seiner Satellitenkapazitit verbunden ist, werden
bei dieser Plattform erhebliche Grofenvorteile genutzt (*). Wie aus den Verhandlungen von Astra mit den Regio-
nalregierungen hervorgeht, umfasste das Angebot des Unternehmens erhebliche Preisnachlisse, wenn mehrere
Regionen gemeinsam einen Vertrag schliefen wiirden. Bei der Durchfithrung einer Ausschreibung auf nationaler
Ebene wiren somit zusitzliche Preisnachldsse zu erwarten gewesen. Durch die Annahme dezentraler und nicht
harmonisierter Maffnahmen, die in einigen Fillen sogar auf kommunaler Ebene getroffen wurden, wurde eine
Technologie mit diesen Grofenvorteilen bereits massiv benachteiligt. In der Folge erhohte sich der Gesamtbetrag
der erforderlichen staatlichen Beihilfe fiir die Bereitstellung der Digitalfernsehdienste fiir die privaten Haushalte im
Gebiet II. Auch wenn es den spanischen Behorden obliegt, tiber ihre Verwaltungsorganisation zu entscheiden,
hitte die spanische Regierung im Zuge der Bereitstellung ihrer Finanzmittel, statt auf der Nutzung von DVB-T zu
dringen, die Autonomen Gemeinschaften wenigstens dazu anhalten konnen, bei ihren Ausschreibungen mogliche
Effizienzgewinne in Form von Kosteneinsparungen, die bei bestimmten Plattformen erzielt hitten werden konnen,
zu beriicksichtigen.

(167) AbschlieRend vertritt die Kommission die Auffassung, dass die untersuchte Mafnahme dem Grundsatz der Tech-
nologieneutralitit nicht gerecht wird. Wie vorstehend erldutert, ist die Manahme nicht verhaltnismifig und kein
geeignetes Instrument, um die Versorgung mit frei empfangbaren Kanilen fiir die Einwohner des Gebiets II sicher-
zustellen.

Betrieb und Instandhaltung der Netze

(168) Was die fiir den Betrieb und die Instandhaltung der bezuschussten Netze gewihrte laufende Finanzierung betrifft,
so kann diese, da sie mit der Beihilfe fur die Einfithrung einhergeht, nicht als technologieneutral betrachtet wer-
den. Sie ist fur den Erhalt der Zentren bestimmt, die das Signal iiber die terrestrische Plattform ausstrahlen. Daher
ist auch diese Beihilfe unvereinbar.

(*°) Wie im Urteil des nationalen Gerichts hervorgehoben, siehe Fulnote 7.

(") Siehe Fulinote 13.

(*» http:/[stakeholders.ofcom.org.uk/consultations/second-coexistence-consultation|/.

(*) Nach den Schitzungen von Astra betragt die Zahl der derzeit ausgestrahlten lokalen Sender nicht mehr als 415.

(**) Dieses Satellitensignal kann im gesamten spanischen Staatsgebiet verbreitet werden. Bei der terrestrischen Plattform ist fiir die geografi-
sche Ausdehnung hingegen die Installation neuer Masten und/oder Funktiirme erforderlich.
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(169) Jede kiinftige Beihilfe, die fiir den Betrieb und die Instandhaltung bestimmt ist, muss angemeldet werden und dem
Grundsatz der Technologieneutralitit entsprechen.

5.3.3.3. Vermeidung unndétiger Verzerrungen

(170) Obwohl die offentliche Mainahme angesichts des Vorliegens eines Marktversagens und maéglicher Kohasionspro-
bleme gerechtfertigt sein konnte, fithrt die Malnahme aufgrund ihrer Konzeption zu unndétigen Wettbewerbsver-
zerrungen.

Schlussfolgerung beziiglich Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV

(171) Es wird die Schlussfolgerung gezogen, dass es sich bei der untersuchten Maffnahme, einschlieflich der laufenden
Beihilfe, nicht um ein geeignetes, notwendiges und verhaltnisméafiges Instrument zur Korrektur des festgestellten
Marktversagens handelt.

5.3.4. Artikel 106 Absatz 2 AEUV

(172) Die Ausnahmeregelung gemafl Artikel 106 Absatz 2, wonach der Staat einen Ausgleich fur die bei der Erbringung
einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse entstandenen Kosten gewédhren kann, kann weder
generell fir den Fall noch im Fall des Baskenlandes herangezogen werden. Nach Auffassung der Kommission miis-
sen die nationalen (oder regionalen) Behorden die Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse klar
definieren und ein bestimmtes Unternehmen damit betrauen. Wie in den Erwigungsgriinden 119 bis 122 darge-
legt, wird befunden, dass weder Spanien noch die baskischen Behorden den Betrieb einer terrestrischen Plattform
eindeutig als offentliche Dienstleistung definiert haben.

5.3.5. Bestehende Beihilfe

(173) Abertis geht davon aus, dass die Einfithrung des terrestrischen Rundfunknetzes im Gebiet II nahezu vollstindig
von den spanischen Regionen unter Verwendung offentlicher Mittel auf Grundlage einer Rechtsvorschrift, die auf
das Jahr 1982 zuriickgeht, d. h. vor dem Beitritt Spaniens zur Europiischen Wirtschaftsgemeinschaft im
Jahr 1986, finanziert worden sei. Folglich kann nach Ansicht von Abertis davon ausgegangen werden, dass die
Regelung Teil der laufenden offentlichen Finanzierung des Betriebs der lokalen terrestrischen Netze bilde und
somit als bestehende Beihilfe betrachtet werden konne.

(174) Die Finanzierung des Ausbaus des terrestrischen Netzes begann zweifelsfrei Anfang der achtziger Jahre, doch zu
diesem Zeitpunkt gab es keine privaten Rundfunkanbieter auf dem Markt. Daher wurden mit dem Ausbau der
Infrastruktur ausschlieflich die Anforderungen der offentlichen Rundfunkanstalt erfillt, die in jedem Fall die
Pflicht hatte, ihr Signal fiir die Mehrheit der Bevolkerung bereitzustellen. Zudem war zu diesem Zeitpunkt das ter-
restrische Fernsehen die einzige Plattform fiir die Ubertragung des Fernsehsignals in Spanien. Infolgedessen wurde
durch den Ausbau des einzigen bestehenden Netzes der Wettbewerb mit anderen Plattformen nicht verzerrt.

(175) Zwischenzeitlich haben sich die Gesetzgebung und die Technologie weiterentwickelt und es kamen neue Plattfor-
men fiir den Rundfunk und neue Marktteilnehmer hinzu, insbesondere private Rundfunkanbieter. Da sich der
Begiinstigte und die allgemeinen Umstdnde der 6ffentlichen Finanzierung erheblich weiterentwickelt haben, kann
die untersuchte Manahme nicht als eine formale oder administrative Anderung betrachtet werden, sondern viel-
mehr als eine Anderung, die die Substanz der urspriinglichen Regelung beeinflusst, so dass sie als neue Beihilfer-
eglung zu betrachten ist (**).In jedem Fall war der Umstieg vom analogen zum digitalen Fernsehen nur vor dem
Hintergrund jiingster technologischer Fortschritte moglich und ist somit ein neues Phanomen. Daher hitten die
spanischen Behorden diese neue Beihilfe anmelden miissen.

5.4. SCHLUSSFOLGERUNG

(176) Es wird festgestellt, dass die von Spanien (einschlieflich der von spanischen Autonomen Gemeinschaften und den
Gemeinden gewidhrten Beihilfen) den Betreibern des terrestrischen Netzes gewihrte Beihilfe fiir den Ausbau und
die Digitalisierung ihres Netzes, um frei empfangbare Fernsehkanile im Gebiet II anzubieten, eine Beihilfe nach

(**) RechtssachenT-195/01 und T-207/01, Gibraltar, Slg. 2002, 1I-2309, Randnrn. 109-111.
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Artikel 107 Absatz 1 AEUV darstellt. Die Beihilfe ist insofern nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar, als dass das
Kriterium der Technologieneutralitit nicht erfiillt ist. Uberdies wurde die Beihilfe nicht bei der Kommission ange-
meldet (°%), wie es nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV erforderlich gewesen wire, und wurde rechtswidrig ohne
Genehmigung der Kommission gewahrt. Aus diesen Griinden ist sie von den Betreibern des terrestrischen Netzes
zuriickzufordern.

(177) Des Weiteren vertritt die Kommission die Auffassung, dass auch die laufende Beihilfe fiir den Betrieb und die
Instandhaltung des digitalisierten Netzes, die ohne jede Ausschreibung oder im Rahmen von nicht technolo-
gieneutralen Ausschreibungen gewihrt wurde, unvereinbar ist. Auch diese Beihilfe wurde nicht entsprechend den
Anforderungen des Artikels 108 Absatz 3 AEUV bei der Kommission angemeldet und wurde rechtswidrig ohne
Genehmigung der Kommission gewahrt.

(178) Jede kiinftige staatliche Beihilfe fiir die Instandhaltung und den Betrieb ist anzumelden und hat dem Grundsatz
der Technologieneutralitdt zu entsprechen.

6. RUCKFORDERUNG

6.1. NOTWENDIGKEIT DER AUFHEBUNG DER BEIHILFE

(179) Gemifl dem AEUVund der stindigen Rechtsprechung des Gerichtshofs ist die Kommission, wenn sie die Unver-
einbarkeit einer Beihilfe mit dem gemeinsamen Markt feststellt, dazu befugt, zu entscheiden, dass der betreffende
Staat sie aufzuheben oder umzugestalten hat (7). Nach stindiger Rechtsprechung des Gerichtshofes dient die Ver-
pflichtung zur Authebung einer Beihilfe, die die Kommission als unvereinbar mit dem gemeinsamen Markt festge-
stellt hat, der Wiederherstellung der fritheren Lage (*). In diesem Zusammenhang hat der Gerichtshof festgestellt,
dass dieses Ziel erreicht ist, sobald der Empfinger die im Rahmen rechtswidriger Beihilfen erhaltenen Betrdge
zuriickbezahlt hat, da er so den Vorteil verliert, den er auf dem Markt gegeniiber seinen Mitbewerbern besafl, und
die Lage vor der Zahlung der Beihilfe wiederhergestellt wird (*).

(180) Im Einklang mit dieser Rechtsprechung legt Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates (**°) Folgen-
des fest: ,In Negativentscheidungen hinsichtlich rechtswidriger Beihilfen entscheidet die Kommission, dass der
betreffende Mitgliedstaat alle notwendigen Maflnahmen ergreift, um die Beihilfe vom Empfinger zuriickzufor-
dern*.

(181) Da die fur den Ausbau und die Digitalisierung sowie die spatere Instandhaltung und den Betrieb von Spanien im
Zeitraum 2008-2009 gewihrte Finanzierung eine rechtswidrige und unvereinbare Beihilfe darstellt, muss Spanien
daher die unvereinbare Beihilfe zuriickfordern, um die Situation wiederherzustellen, die vor ihrer Gewahrung auf
dem Markt bestand.

6.2. BEGUNSTIGTE DER STAATLICHEN BEIHILFE UND QUANTITATIVE BEMESSUNG DER BEIHILFE

(182) Die Betreiber der Plattform sind unmittelbar Begiinstigte, wenn sie direkt Mittel fiir die Aufriistung und den Aus-
bau ihrer Netze und/oder den Betrieb und die Instandhaltung erhalten. Wenn die Beihilfe direkt an 6ffentliche
Unternehmen gezahlt wurde, die spiter Ausschreibungen zum Ausbau der Versorgung durchfithrten, wird der
Betreiber der ausgewihlten Plattform als mittelbar Begiinstigter betrachtet. Die rechtswidrige und unvereinbare
Beihilfe ist von den Plattformbetreibern zuriickzufordern, ungeachtet, ob sie mittelbar oder unmittelbar Begiins-
tigte sind.

6.2.1. Einstufung der Ausschreibungen

(183) In den Fillen, in denen die rechtswidrige Beihilfe im Rahmen einer nicht technologieneutralen Ausschreibung fiir
den Ausbau der Versorgung gewahrt wurde, hat der Mitgliedstaat die Ausschreibungen in die Kategorien Lieferung
von Telekommunikationsausriistung bzw. Ausbau der Versorgung entsprechend den nachstehend aufgefiihrten
Bedingungen einzustufen.

(184) Bei den Ausschreibungen fiir den Ausbau der Versorgung wurde das Unternehmen, das den Zuschlag erhalten
hat, mit der Bereitstellung (einschlieSlich des Aufbaus) eines operativen digitalen terrestrischen Rundfunknetzes
beauftragt. Zu den in diesem Rahmen durchzufithrenden Aufgaben zdhlen die Auslegung und die Technik des
Netzes, die Signaliibertragung, die Einfithrung des Netzes sowie die Lieferung der erforderlichen Ausriistung.

(**) Mit Ausnahme der Region Murcia, die die Mafnahme nach ihrer Durchfithrung anmeldete.

() Rechtssache C-70/72, Kommission/Deutschland, Slg. 1973, Randnr. 13.

(*)) Verbundene Rechtssachen C-278/92, C-279/92 und C-280/92, Spanien/Kommission, Slg. 1994,1-4103, Randnr. 75.
(*) Rechtssache C-75/97, Belgien/Kommission, Slg. 1999, 1-3705, Randnrn. 64-65.

(%) ABL.L 83 vom 27.3.1999,S. 1.
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(185) Bei den Ausschreibungen fiir die Lieferung von Telekommunikationsausriistung wurde von dem Unternehmen,
dem der Zuschlag erteilt wurde, die Bereitstellung der fiir die Aufriistung des Netzes erforderlichen Ausriistung
verlangt. Zu den in diesem Rahmen durchzufithrenden Aufgaben zdhlen die Lieferung, Installation und Aktivie-
rung der Ausriistung sowie die Schulung des Personals. Beziiglich dieser Ausschreibungen fiir die Lieferung von
Ausriistung wird keine Riickforderung verlangt.

(186) Nach der Einstufung dieser Ausschreibungen fiir den Ausbau der Versorgung hat Spanien die Beihilfen in den Fal-
len zuriickzufordern, in denen eine Ausschreibung die beiden folgenden kumulativen Bedingungen nicht erfullt:
1) Die Ausschreibung bezieht sich auf den Ausbau der Versorgung mit digitalem Fernsehen (und nicht auf das ter-
restrische digitale Fernsehen) und/oder umfasst eine Klausel zur Technologieneutralitit; und 2) die technischen
Spezifikationen lassen andere Technologien als die terrestrische Technologie zu. Falls nach Auffassung Spaniens
neben den von der Kommission selbst fiir technologieneutral befundenen Ausschreibungen weitere Ausschreibun-
gen diese beiden Bedingungen erfillen, sind der Kommission die entsprechenden Ausschreibungsunterlagen zu
tbermitteln.

Beispiel

Von den von der Kommission iiberpriiften Ausschreibungen wird die von der Autonomen Gemeinschaft Extrema-
dura durchgefithrte Ausschreibung als Beispiel fiir eine nicht neutrale Ausschreibung zum Ausbau der Versorgung
angesehen (1!). Trotz des Titels der Ausschreibung, der sich nur auf die Lieferung von Telekommunikationsausriis-
tung bezieht, umfasst diese die Planung und die Einfithrung des Netzes (1?). Aufgrund der Spezifikationen ist die
Ausschreibung trotz der Aufnahme einer Klausel, die auf den ersten Blick als Klausel zur Technologieneutrali-
tdt (1°) erscheint, nicht technologieneutral (1.

Als weiteres Beispiel fiir eine nicht technologieneutrale Ausschreibung zum Ausbau der Versorgung ist die von
dem offentlichen Unternehmen AICCM der Autonomen Gemeinschaft Madrid durchgefithrte Ausschreibung (1)
zu nennen. In diesem Fall implizieren sowohl der Titel als auch der Inhalt, dass es sich um eine Ausschreibung
fur den Ausbau (1) handelt, die ausschlieflich auf die terrestrische Plattform ausgerichtet ist (1*).

(1) Lieferung, Installation und Inbetriebnahme der erforderlichen Ausriistung fiir die Ubertragung und Verbreitung des digitalen terrestri-
schen Fernsehens von sechs nationalen Multiplexen (Red Global Estatal, Monofrequenznetz) und eines Multiplex der Autono-
men Gemeinschaft in Orten in Extremadura im Rahmen der Phase II des nationalen Plans fiir den Umstieg auf DVB-T, Aktenzeichen:
SU-28/2009.

(") Lieferu/ng, Installation und Inbetriebnahme der erforderlichen Ausriistung fiir die Ubertragung und Verbreitung des digitalen terrestri-
schen Fernsehens von sechs nationalen Multiplexen (staatliches Gesamtnetz, Monofrequenznetz) und eines Multiplex der Autonomen
Gemeinschaft (nachfolgend RGE, SFN und AUT) in Orten im Rahmen der Phase II des nationalen Plans fiir den Umstieg auf DVB-T. Fol-
gende Tatigkeiten sind darin vorgesehen: a) Auslegung der technischen Netze fiir die Verbreitung und Ausstrahlung, auf die sich der
Dienst stiitzt; b) Planung der Lieferung der fiir die Installation des geplanten Netzes erforderlichen Ausriistung; c) Einfithrung des Net-
zes, einschlieflich der Installation und Inbetriebnahme der erforderlichen Ausriistung und Infrastruktur. Auslegung der technischen
Netze fiir die Verbreitung und Ausstrahlung, auf die sich der Dienst stiitzt; b) Planung der Lieferung der fiir die Installation des geplanten
Netzes erforderlichen Ausriistung; ¢) Einfithrung des Netzes, einschliefSlich der Installation und Inbetriebnahme der erforderlichen Aus-
riistung und Infrastruktur. Die Bereitstellung erfolgt als ,schliisselfertige“ Losung.

(1%) Weitere Ausschreibungen, die nach Ansicht der Kommission unter diese Kategorie fallen, sind die Ausschreibung 2009/000127 der
Regionalregierung von Andalusien sowie die Ausschreibung S-004/10/10 der Regionalregierung von Extremadura.

("9 Seite 2 Absatz 5: ,Das wichtigste zu erreichende Ziel sind der Ausbau und die Sicherstellung einer Versorgung mit dem digitalen

terrestrischen Fernsehen (DVB-T) von maglichst nahe bei 100 % fiir alle Einwohner der Orte der Phase II von Extremadura. Beziig-

lich der Architektur des Netzes bzw. der einzusetzenden Technologie oder der Technologien gelten keine Beschrinkungen, sofern
die festgelegten Mindestanforderungen erfiillt werden.”

Seite 10, Absatz 7: ,Die Bieter miissen in ihre Angebote die Architektur des vorgeschlagenen und mit dem Rundfunknetz kohérenten

Verteilungsnetz aufnehmen. Fiir jeden Multiplex wird die beste Losung fiir diesen Dienst gesucht, die stets den Kriterien der wirtschaftli-

chen und technologischen Optimierung entsprechen muss.”

Technische Spezifil%ationen zum Vertrag ,Projektentwicklung, Lieferung, Installation und Inbetriebnahme der Infrastruktur und Kom-

munikation, die fiir den Ausbau der Versorgung mit dem Signal des digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in der Autonomen

Gemeinschaft Madrid erforderlich sind, der im Rahmen eines vereinfachten ordentlichen Verfahrens anhand mehrerer Kriterien abge-

schlossen wird; Aktenzeichen ECON/000572/2008.

Seite 3, Absatz 3: ,(...) Lieferung, Installation und Inbetriebnahme der Infrastruktur und Kommunikation, die fir den Ausbau der

Versorgung mit dem Signal des digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in der Autonomen Gemeinschaft Madrid erforderlich

sind, einschlieflich der Arbeiten in Zusammenhang mit den entsprechenden technischen Projekten, Messungen, Instandhaltung,

Betrieb und Verwaltung der Anlagen, die den Service der eingerichteten Infrastruktur darstellen, sowie die fiir die Verbreitung der

institutionellen Informationen zur Forderung des digitalen terrestrischen Fernsehens erforderlichen Tatigkeiten. (...)“.

Seite 9 Absatz 8 ,(...) Das fiir die Sicherung der Versorgung mit dem digitalen terrestrischen Fernsehen vorgesehene Verteilungsnetz

wird entsprechend dem Zeitplan fiir die Abschaltung und den verfiigbaren Haushaltsmitteln festgelegt. (...)“.

(17) Seite 4 Absitze 2 und 8: ,Aus diesem Grund ist das wichtigste mit der Ausfithrung der nachstehend angegebenen Arbeiten zu errei-
chende Ziel der Ausbau und die Sicherstellung einer Versorgung mit dem digitalen terrestrischen Fernsehen (DVB-T) von moglichst
nahe bei 100 % firr alle Einwohner der Autonomen Gemeinschaft Madrid. Um den Empfang des digitalen terrestrischen Fernsehens in
den Versorgungsgebieten zu erméglichen, wird empfohlen, dass sich die Ubertragungszentren an mit der Ausrichtung der bestehenden
Antennen der Gebdude kompatiblen Standorten befinden, um zu vermeiden, dass die Biirger neue Antennen installieren oder ihre vor-
handenen neu ausrichten miissen. Die Bieter haben daher darzulegen, wie sie diesen Aspekt in der vorgeschlagenen Losung beriicksich-
tigen. (...)". Seite 12 Absatz 4: ,Das Teilsystem Mikrosender/Mikrotransmitter wird nach den folgenden Spezifikationen ausgelegt (...).

(105

~z

(106

-
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(187)

(188)

(189)

(190)

(191)

(192)

Die Ausschreibungen werden nicht nur nach ihrem Titel, sondern vor allem nach ihrem Inhalt eingestuft, da nur
anhand des Titels keine eindeutige Definition ihres Umfangs moglich ist.

Die im Rahmen der nicht neutralen Ausschreibungen gewéhrte Beihilfe fiir den Ausbau der Versorgung ist
anschliefend zurtickzufordern.

6.2.2. Begiinstigte und Riickforderung der staatlichen Beijhilfe

Anschliefend werden die Begiinstigten der Beihilfe in verschiedene Kategorien eingeordnet. Gestiitzt auf die von
den spanischen Behorden vorgelegten Informationen werden die Autonomen Gemeinschaften und die ungefihren
Kategorien der Beihilfen in Tabellen aufgefiihrt. Da Spanien keine erschopfenden Informationen tiber die Begiins-
tigten vorgelegt hat, hat Spanien die Begiinstigten in die vorstehend genannten unterschiedlichen Kategorien ein-
zuordnen und der Kommission die einschldgigen Nachweise vorlegen. Wie bereits in Erwdgungsgrund 138 darge-
legt, ist die Regelung als solche diskriminierend.

Uberdies wurde befunden, dass bei der {iberwiegenden Mehrzahl der von der Kommission bewerteten Ausschrei-
bungen fiir den Ausbau der Grundsatz der Technologieneutralitit nicht beachtet wurde. Dennoch ergab die Unter-
suchung der Kommission auch, dass nicht auszuschlieen ist, dass in bestimmten Ausnahmefillen die Ausschrei-
bung technologieneutral war.

Deshalb haben die spanischen Behorden auf bestimmte Ausschreibungen, die nach den in Erwidgungsgrund 186
dargelegten Bedingungen technologieneutral waren, hinzuweisen und ausreichende Belege vorzulegen.

In Fillen, in denen die Autonomen Gemeinschaften nicht neutrale Ausschreibungen fiir den Ausbau der Versor-
gung durchgefiihrt haben, wie im vorstehend angefithrten Fall von Extremadura, sind die Zuschlagsempfinger
unmittelbar Begiinstigte der rechtswidrigen Beihilfe, die zuriickzufordern ist. Der zuriickzufordernde Betrag ent-
spricht dem Gesamtbetrag, den die Zuschlagsempfinger der Ausschreibungen betreffend den Ausbau erhalten
haben. Anhand der von Spanien eingeholten Informationen hat die Kommission festgestellt, dass (mindestens) die
Autonomen Gemeinschaften Andalusien, Extremadura, Murcia, La Rioja und Valencia solche Ausschreibungen
durchgefiihrt haben.

Unternehmen, von denen
Beihilfen zuriickzufordern Riickforderung Abwickelung der Beihilfe
sind

Betroffene Autonome
Gemeinschaft

Unmittelbar Begiinstigte | Erhaltener Gesamtbetrag | Ubertragung der Mittel an | — Andalusien
im Rahmen der nicht den im Rahmen der Aus- | — Extremadura
Zuschlagsempfinger der technologieneutralen Aus- | schreibungen ausgewahl-
nicht technologieneutralen schreibungen fur den ten Begiinstigten

Ausschreibung(en) betref- Ausbau der Versorgung g
fend den Ausbau der Ver- — Valencia
sorgung, die von den

Autonomen Gemeinschaf-
ten durchgefithrt wurde(n)

— Murcia,
— La Rioja

In Fillen, in denen die rechtswidrige Beihilfe zum Ausbau des terrestrischen Netzes den Gemeinden in ihrer Eigen-
schaft als Netzbetreiber gewahrt wurde, sind diese unmittelbar Begiinstigte der Beihilfe. Der zuriickzufordernde
Betrag entspricht dem Gesamtbetrag, den die Gemeinden von den zentralen und regionalen Behorden fiir den
Ausbau der Abdeckung ihres Netzes erhalten haben. Anhand der von Spanien eingeholten Informationen hat die
Kommission festgestellt, dass dies zumindest bei Gemeinden der Autonomen Gemeinschaften Andalusien, Kanari-
sche Inseln, Extremadura und Murcia (nicht erschpfende Aufstellung) der Fall war.

Unternehmen, von denen Betroffene Autonome
Beihilfen zuriickzufordern Riickforderung Abwickelung der Beihilfe Gemeinschaft
sind
Unmittelbar Begiinstigte | Von den Behorden erhal- | Uberweisung von Mitteln | — Andalusien
tener Gesamtbetrag fiir an den Begiinstigten — Kanarische Inseln
Gemeinden, die als Netzbe- | den Ausbau der Versor- — Extremadura
treiber tdtig sind gung — Murdia
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Beispiel

In Murcia fihrten die Gemeinden mit den von der Region und dem Ministerium fur Industrie, Tourismus und
Handel bereitgestellten Mitteln fast alle der 143 festgestellten Ausschreibungen durch. Sofern es sich nicht um De-
minimis-Beihilfen handelt, fallen sie stets unter diese Kategorie.

(193) In den Fillen der Autonomen Gemeinschaften, in denen ein offentliches Unternehmen als Netzbetreiber den Aus-
bau der Netzabdeckung durchfiihrte, wird dieses Unternehmen als unmittelbar Begiinstigter betrachtet, von dem
die Beihilfe zuriickzufordern ist. Nach den Feststellungen der Kommission gehoren die Unternehmen Aragén Tele-
com, Gestion de Infraestructuras Piiblicas de Telecomunicaciones del Principado de Asturias, S.A., Multimedia de
les Tlles Balears S.A., Instituto Tecnoldgico de Canarias, Sociedad Regional de Cantabria I+D+I (IDICAN), Funda-
cién Centro Tecnoldgico en Logistica Integral de Cantabria (CTL), Promocién de Viviendas, Infraestructuras y
Logistica, S.A en Castilla y Le6n (Provilsa), Redes de Telecomunicacion Galegas Retegal, S.A.(Retegal), Obras Publi-
cas y Telecomunicaciones de Navarra, S.A. (Opnatel), Itelazpi S.A., Centre de Telecomunicaciones i Tecnologies de
la Informaci6é (CTTI) en Catalufia und Agencia de Informdtica y Comunicaciones de la Comunidad de Madrid
(AICCM) zu dieser Kategorie. Der zuriickzufordernde Betrag ist der Gesamtbetrag der von den Behorden fiir den
Ausbau erhaltenen Mittel.

(194) In diesen Fillen wird jedoch nicht ausgeschlossen, dass die offentlichen Unternehmen selbst einen Teil des Aus-
baus vorgenommen und einen Teil im Rahmen einer Ausschreibung an einen Netzbetreiber vergeben haben. Im
letztgenannten Fall wurde die rechtswidrige Beihilfe tatsichlich an die Zuschlagsempfinger der Ausschreibungen
weitergeleitet, so dass diese, wenn auch mittelbar, die Begiinstigten der Beihilfe sind. Um eine doppelte Riickforde-
rung zu vermeiden, ist die rechtswidrige Beihilfe daher von den tatsichlichen Begiinstigten zuriickzufordern, d. h.
a) von dem offentlichen Unternehmen der fiir den Ausbau erhaltene Betrag abziiglich der an die Netzbetreiber im
Zuge von nicht technologieneutralen Ausschreibungen fiir den Ausbau der Versorgung weitergeleiteten Mittel und
b) von den Netzbetreibern die im Zuge der von dem betreffenden 6ffentlichen Unternehmen durchgefiihrten nicht

technologieneutralen Ausschreibungen fiir den Ausbau der Versorgung vereinbarten Betrige.

Betroffene Autonome Gemeinschaft/
betroffenes 6ffentliches Unternehmen/
ungefihrer Betrag, den das offentliche

Unternehmen fiir den Ausbau der
Versorgung erhalten hat

Unternehmen, von denen
Beihilfen zuriickzufordern
sind

Abwickelung der

Riickforderung Beihilfe

Unmittelbar Begiinstig- | Von den Behorden Zeitpunkt der — Aragonien  (Aragén  Telecom,
te erhaltener Gesamtbetrag Ubertragung der 9 Mio. EUR)
fur den Ausbau der Ver- | Mittel der Behor- | — Asturien (Gestion de Infraestructu-

Offentliches Unterneh-
men

SOWIE gegebenenfalls

sorgung (gegebenenfalls
abziiglich der an die
Netzbetreiber im Zuge
von nicht technolo-
gieneutralen Ausschrei-
bungen fiir den Ausbau
der Versorgung weiter-
geleiteten Mittel)

den

— Balearen

Mittelbar Begiinstigte

Zuschlagsempfinger der
nicht technologieneutra-
len Ausschreibungen
betreffend den Ausbau
der Versorgung, die von
dem offentlichen Unter-
nehmen durchgefiihrt
wurden

Erhaltener Gesamtbetrag
im Rahmen der nicht
technologieneutralen
Ausschreibungen fiir
den Ausbau der Versor-

gung

Ubertragung der
Mittel an den im
Rahmen der Aus-
schreibung ausge-
wihlten Begiins-
tigten

ras Pdblicas de Telecomunicaciones
del Principado de Asturias SA,
14 Mio. EUR)

(Multimedia  de
Balears SA, 4 Mio. EUR)

Illes

— Kanarische Inseln (Instituto Tecno-

légico de Canarias, 3,7 Mio. EUR)

— Kantabrien (Idican; CTL,
3 Mio. EUR)

— Kastilien und Ledén (Provilsa,
44 Mio. EUR)

— Katalonien (CTTI, 52 Mio. EUR)
— Galicien (Retegal, 17 Mio. EUR)

— Madrid (AICCM, 3,6 Mio. EUR)

— Navarra (Opnatel, 7 Mio. EUR)

— Baskenland (Itelazpi, 10 Mio. EUR)
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Beispiel

Im Fall von Madrid, fur das die von dem offentlichen Unternehmen AICCM durchgefiihrte Ausschreibung als Bei-
spiel fiir eine nicht technologieneutrale Ausschreibung fiir den Ausbau der Versorgung vorgelegt wurde (siche
Erwdgungsgrund 186), ist der dem beauftragten Unternechmen Retevision S.A. gezahlte Betrag von
3 622 744 EUR von Retevision als Zuschlagsempfinger der nicht neutralen Ausschreibung vollstindig zuriickzu-
fordern und von dem von AICCM, dem offentlichen Unternehmen, das der unmittelbar Begiinstigte ist, zuriickzu-
fordernden Betrag abzuziehen ('%%).

(195) Die laufende Beihilfe ist fur die Instandhaltung und den Betrieb der Netze des digitalen terrestrischen Fernsehens
bestimmt. Die Betreiber dieser Netze sind die Begiinstigten der Beihilfe fiir die Instandhaltung und den Betrieb.
Deshalb ist die Beihilfe von diesen Netzbetreibern zuriickzufordern.

(196) In den Fillen, in denen die verschiedenen Begiinstigten eine Finanzierung erhalten hatten, die die in der Verord-
nung (EG) Nr. 1998/2006 festgesetzten Schwellenwerte nicht iiberschreitet, wird diese Finanzierung nicht als
staatliche Beihilfe betrachtet, sofern simtliche in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen erfiillt sind, und sie
ist nicht zuriickzufordern.

(197) Die Riickforderung hat ab dem Datum zu erfolgen, an dem der Vorteil fiirr den Begiinstigten erwachsen ist, d. h.
als dem Begiinstigten die Beihilfe zur Verfugung gestellt wurde, und der Betrag ist bis zur tatsichlichen Riickzah-
lung zu verzinsen.

7. SCHLUSSFOLGERUNG

Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass das Konigreich Spanien die Beihilfe fiir die Betreiber der Plattform des ter-
restrischen Fernsehens zum Ausbau der Versorgung mit digitalem terrestrischem Fernsehen in entlegenen und schwach
besiedelten Gebieten Spaniens unter Verstoff gegen Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europi-
ischen Union rechtswidrig durchgefithrt hat. Die Beihilfe, einschlielich der (laufenden) Beihilfe fir den Betrieb und die
Instandhaltung, muss von den Plattformbetreibern als mittelbar oder unmittelbar Begiinstigte zuriickgefordert werden.
Dies gilt auch fur die Gemeinden, wenn diese als Plattformbetreiber titig sind —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die den Betreibern der terrestrischen Fernsehplattform gewihrte staatliche Beihilfe fir die Einfithrung, die Instandhaltung
und den Betrieb des digitalen terrestrischen Fernsehnetzes im Gebiet II, die von Spanien rechtswidrig unter Verstof gegen
die Bestimmungen des Artikels 108 Absatz 3 AEUV eingefithrt wurde, ist mit Ausnahme der Beihilfe, die gemiff dem
Kriterium der Technologieneutralitit gewahrt wurde, mit dem Binnenmarkt unvereinbar.

Artikel 2

Einzelbeihilfen, die aufgrund der in Artikel 1 genannten Regelung gewihrt wurden, stellen keine Beihilfen dar, sofern sie
zum Zeitpunkt ihrer Bewilligung die Voraussetzungen erfiillen, die in einer nach Artikel 2 der Verordnung (EG)
Nr. 994/98 des Rates ('*) erlassenen und zum Zeitpunkt der Bewilligung der Beihilfen geltenden Verordnung vorgesehen
sind.

Artikel 3

1. Spanien fordert die im Rahmen der in Artikel 1 genannten Regelung gewihrten mit dem Binnenmarkt unvereinba-
ren Beihilfen von den Betreibern des digitalen terrestrischen Fernsehens zuriick, ungeachtet, ob sie die Beihilfen unmittel-
bar oder unmittelbar erhalten haben.

(") Nach Auffassung der Kommission fallen unter anderem auch folgende Ausschreibungen unter diese Kategorie: zwei von Provilsa im
Mirz 2009 durchgefithrte Ausschreibungen, bei denen Retevision SA und Telvent Energfa S.A. den Zuschlag erhielten, die von CTTI
durchgefiihrte Ausschreibung SE/CTTI/06/08, bei der Abertis S.A. der Zuschlag erteilt wurde, und die im Juni 2009 von Aragén Tele-
com durchgefiihrte Ausschreibung zur Auftragsvergabe fiir die Lieferungen fiir die Phase Il und Il zum Ausbau des digitalen terrestri-
schen Netzes in Aragonien, bei der Abertis der Zuschlag erteilt wurde.

(") ABL.L 142 vom 14.5.1998,S.1.
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2. Der Riickforderungsbetrag umfasst Zinsen, die von dem Zeitpunkt, ab dem die Beihilfe den Begiinstigten zur Verfii-
gung stand, bis zu deren tatsdchlicher Riickzahlung berechnet werden.

3. Die Zinsen werden gemaf$ Kapitel V der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission (%) nach der Zinseszins-
formel berechnet.

4. Spanien stellt mit dem Tag der Bekanntgabe dieses Beschlusses alle ausstehenden Zahlungen fiir die in Artikel 1
genannte Beihilferegelung ein.

Artikel 4
1.  Die gemaf der in Artikel 1 genannten Regelung gewihrte Beihilfe wird sofort und tatsichlich zuriickgefordert.
2. Spanien stellt sicher, dass dieser Beschluss binnen vier Monaten nach seiner Bekanntgabe umgesetzt wird.

3. Spanien ibermittelt der Kommission binnen zwei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses die folgenden
Informationen:

a) Liste der Begiinstigten, die aufgrund der in Artikel 1 genannten Regelung Beihilfen erhalten haben, sowie Gesamtbe-
trag der Beihilfen, die jeder Begiinstigte im Rahmen dieser Regelung erhalten hat, aufgeschliisselt nach den in
Abschnitt 6.2 genannten Kategorien;

b) Gesamtbetrag (Hauptforderung und Zinsen), die von jedem Begiinstigten zuriickzufordern sind;

¢) ausfithrliche Beschreibung der Mafinahmen, die ergriffen wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nach-
zukommen;

d) Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass die Begiinstigten zur Riickzahlung der Beihilfe aufgefordert wurden.

4. Spanien unterrichtet die Kommission iiber den Fortgang seiner Mafsnahmen zur Umsetzung dieses Beschlusses, bis
die Riickzahlung der Beihilfen, die aufgrund der in Artikel 1 genannten Regelung gewihrt wurden, abgeschlossen ist.
Auf Anfrage der Kommission legt Spanien unverziiglich Informationen iiber die Mafinahmen vor, die ergriffen wurden
bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nachzukommen. Ferner tibermittelt Spanien ausfiihrliche Angaben tiber die
Beihilfebetrage und die Zinsen, die von den Begiinstigten bereits zuriickgezahlt wurden.

Artikel 5

Dieser Beschluss ist an das Konigreich Spanien gerichtet.

Briissel, den 19. Juni 2013

Fiir die Kommission
Joaquin ALMUNIA

Vizeprasident

(%) ABL L 140 vom 30.4.2004, S. 1.



ANHANG

Offentliche Ausgaben fiir die Einfithrung des DVB-T im Gebiet II, nach spanischen Regionen (Autonome Gemeinschaften, mit Ausnahme von Kastilien-La Mancha)

HAUSHALT (in EUR)

Ministerium fiir

Ministerium fiir
Industrie,

Region (Autonome | Industrie, Tourismus Tourismus und Regionale Mittel (* Lokale Mittel (¥ Laufende Kosten Mittel i t G;salﬁtb?rﬁgfer (?\ffentlliche
Gemeinschaft) und Handel Direkte | Handel Darlehen zu egionale Mittel () okale Mittel (") (2009-2011) (%) 1Hel nsgesanm urchgetunrten | Ausgaben
” L o Ausschreibungen (**) insgesamt (***)
uschiisse (*) glinstigen
Bedingungen (*)
ANDALUSIEN 4 668 500,00 1 220 690,00 8 712 873,00 491 203,00 2 250 479,00 15 093 266,00 3678 242,17 15 093 266,00
ARAGONIEN 5900 000,00 8 700 000,00 5 400 000,00 — 5000 000,00 20 000 000,00 16 281 754,30 20 000 000,00
ASTURIEN — 13 430 787,00 353 535,00 — 2129 698,00 13 784 322,00 13 784 322,00 13 784 322,00
BALEAREN — — 913 034,00 — 763 034,00 913 034,00 3294 429,02 3 294 429,02
KANARISCHE 2 905 766,26 1130 595,85 1792 402,57 — — 5 828 764,68 5284 331,67 5 828 764,68
INSELN
KANTABRIEN 3229 500,00 3 851 949,80 622 449,00 — 860 850,00 7 703 898,80 6 355 613,68 7 703 898,80
KASTILIEN-LEON 13 830 850,00 20 316 585,73 10 324 906,71 — 6 716 000,00 37 756 342,44 37 756 342,44 37 756 342,44

KATALONIEN 13 838 368,00 26 024 223,00 Keine Daten Keine Daten — 39 862 591,00 52 316 794,34 52 316 794,34
CEUTA 54 000,00 91 786,17 10 000,00 — Keine Daten 155 786,17 50 000,00 155 786,17
EXTREMADURA 2 238 250,00 7 800 000,00 18 718,00 — — 10 056 968,00 9 549 379,74 10 056 968,00
GALICIEN 6 083 300,00 5000 000,00 6 003 336,00 — 873 000,00 17 086 636,00 12 644 112,98 17 086 636,00
MADRID 554 200,00 — 3068 444,00 — — 3 622 644,00 3 622 744,00 3 622 644,00
MELILLA 254 000,00 Keine Daten 2 000,00 Keine Daten Keine Daten 256 000,00 — 256 000,00
MURCIA 135 750,00 — 2 478 700,00 40 188,00 212 371,00 2 654 638,00 2 788 407,32 2 788 407,32

Y10C/¢t
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HAUSHALT (in EUR)

Ministerium fiir

Ministerium fiir Industrie, Gesamtbetrag d Offentlich

Region (Autonome | Industrie, Tourismus Tourismus und Regionale Mittel (* Lokale Mittel (¥ Laufende Kosten Mittel i dear?l (}}”ﬁg e A en E’c N

Gemeinschaft) und Handel Direkte | Handel Darlehen zu egionale Mittel (*) okale Mittel ) (2009-2011) () ittel insgesamt urchgelunrten | fusgabetl

Zuschiisse () giinstigen Ausschreibungen (**) insgesamt (***)
Bedingungen (*)

NAVARRA 316 850,00 — 6 675 028,00 — 4256 508,39 6 991 878,00 6 991 878,00 6 991 878,00
LA RIOJA 1229 350,00 3 000 000,00 3737 425,00 — 944 000,00 7 966 775,00 5766 775,00 7 966 775,00
BASKENLAND 2 487 800,00 — 9 802 703,00 2 425 000,00 1 508 308,00 14 715 503,00 179 000,00 14 715 503,00
VALENCIA 1 822 250,00 13 384 248,94 818 280,30 586 234,17 679 500,00 16 611 013,41 15 412 499,00 16 611 013,41

(*)  Die von den zentralen und regionalen spanischen Behorden im Zuge der Untersuchung mitgeteilten Betrdge.

(**) Hohe der Mittel, die an die Zuschlagsempfinger der Ausschreibungen, die der Kommission mitgeteilt worden sind, iibertragen wurden.

(**) Nur anhand der Daten von vier Regionen (in griin) ldsst sich der Betrag der staatlichen Beihilfe genau bestimmen, da sowohl i) der fiir die von den Behorden gewihrten Mittel angegebene Betrag als auch
ii) der Gesamtbetrag der im Rahmen der Ausschreibungen, die der Kommission mitgeteilt worden sind, iibertragenen Mittel iibereinstimmen. Aufgrund der Schwierigkeiten bei der Einholung genauer Infor-
mationen von den iibrigen Regionen wird davon ausgegangen, dass der Betrag der in einer bestimmten Region gewihrten staatlichen Beihilfe der hohere der beiden angegebenen Betrdge ist: i) der Gesamtbe-

trag der von den Behorden gewihrten Mittel oder ii) der Gesamtbetrag der Mittel, die im Rahmen der der Kommission mitgeteilten Ausschreibungen iibertragen wurden.

98//1T 1
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Angaben zu den gewihrten, zuriickzufordernden bzw. bereits zuriickgezahlten Bejhilfebetrigen

Begiinstigter

Gesamtbetrag der
aufgrund dieser
Regelung gewidhrten
Beihilfen (¥)

Gesamtbetrag der Riick-
forderung (*)
(Hauptforderung)

Gesamtbetrag der Riickzahlungen (*)

Hauptforderung

Zinsen

(*) in Mio. Landeswihrung




	BESCHLUSS DER KOMMISSION vom 19. Juni 2013 über die staatliche Beihilfe SA.28599 (C 23/10 (ex NN 36/10, ex CP 163/09)), die das Königreich Spanien für die Einführung des terrestrischen Digitalfernsehens in entlegenen und weniger besiedelten Gebieten (mit Ausnahme von Kastilien-La Mancha) gewährt hat (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2013) 3204) (Nur der spanische Text ist verbindlich) (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/489/EU) 

